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93. Sitzung

Bonn, Freitag, den 8. Marz 1996

Beginn: 9.00 Uhr

Vizepréasident Hans Klein: Die Sitzung ist eroffnet.

Bevor wir in die Tagesordnung eintreten, miissen
wir liber einen Geschaftsordnungsantrag abstim-
men. Die Fraktion Biindnis 90/Die Griinen hat frist-
gerecht beantragt, die heutige Tagesordnung um die
Beratung ihres Antrags zur Zuriickweisung der An-
griffe auf die Unabhédngigkeit des Bundesverfas-
sungsgerichts auf Drucksache 13/2421 zu erweitern.
Der Antrag soll in verbundener Beratung mit Tages-
ordnungspunkt 13 - ... Gesetz zur Anderung des
Strafgesetzbuches (Verunglimpfung der Bundes-
wehr) - behandelt werden.

Zu diesem Geschéftsordnungsantrag hat sich be-
reits der Kollege Gerald Hafner zu Wort gemeldet.
Ich erteile ihm das Wort.

Gerald Hafner (BUNDNIS 90/DIE GRUNEN): Sehr
verehrter Herr Président! Liebe Kolleginnen und Kol-
legen! Bereits bei Abfassung der heutigen Tagesord-
nung hat meine Fraktion die Aufsetzung der mit der
Drucksache 13/3971 unmittelbar sachverwandten
Drucksache 13/2421 beantragt. Die Koalition hat das
aus fiir uns nicht akzeptablen Grinden abgelehnt.
Deshalb stelle ich hier namens meiner Fraktion den
Antrag, unseren Antrag auf Drucksache 13/2421,
«Zurickweisung der Angriffe auf die Unabhéngig-
keit des Bundesverfassungsgerichts”, auf die Tages-
ordnung zu setzen und ihn gemeinsam mit dem Ge-
setzentwurf zur Einfuhrung eines besonderen Ehren-
schutzes fiir Soldaten hier jetzt zu beraten.

Unser Antrag wurde seinerzeit durch empérende
Reaktionen gegen das sogenannte Kruzifix-Urteil
notwendig. Er ist heute genauso aktuell wie damals.
Die beiden Vorlagen haben unmittelbar miteinander
zu tun, weil es in beiden darum geht, wie in diesem
Hause mit Urteilen des Bundesverfassungsgerichts
und damit mit der Autoritat des héchsten deutschen
Gerichtes und mit unserer Verfassung umgegangen
wird.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
sowie bei Abgeordneten der PDS)

Der Vorgang ist hier wieder der gleiche - beide Falle
verlaufen exakt parallel —: Das Bundesverfassungs-
gericht féllt ein eindeutiges Urteil auf der Grundlage

der Verfassungsbestimmungen. Damals ging es um
die Religionsfreiheit, jetzt um die Meinungsfreiheit.
Einigen Politikern aus Ihren Kreisen gefallt das nicht.
Darauf werden zum Teil empérende AuBerungen
nicht nur itber das Urteil selbst, sondern itber das
Bundesverfassungsgericht als solches gemacht. Es
wird die Frage gestellt, ob man nicht die Zustandig-
keit des Bundesverfassungsgerichts begrenzen oder
seine Geschaftsordnung &ndern koénnte und vieles
andere mehr. Am Ende préasentieren Sie - im einen
Fall im Bayerischen Landtag und im anderen Fall
jetzt sogar hier im Deutschen Bundestag - einen Ge-
setzentwurf, der versucht, diese Entscheidungen des
Bundesverfassungsgerichts auszuhebeln und zu kon-
terkarieren und damit gleichzeitig zentrale Bestim-
mungen unserer Verfassung leerlaufen zu lassen.
Das unterhdhlt nicht nur die Autoritdt des hochsten
deutschen Gerichtes, sondern das macht unsere Ver-
fassung selbst zum Spielball tagespolitischer Aktivi-
taten; das macht sie lochrig wie einen Schweizer
Kase, und das ist etwas, was wir auf keinen Fall zu-
lassen kénnen.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN

sowie bei Abgeordneten der PDS - Zurufe

von der CDU/CSU und der ED.P:. Zur
Sachel)

So war es beim Kruzifix-Urteil, und so ist es jetzt wie-
der beim sogenannten Soldaten-Urteil.

(Dr. Wolfgang von Stetten [CDU/CSU]: Zur
Sache!)

Das Ganze fiigt sich in eine Reihe von Urteilen des
Bundesverfassungsgerichts ein, die Ihnen nicht ge-
fallen.

(Dr. Wolfgang Schéuble [CDU/CSU]: Zur
Sache reden!)

Dabei miussen wir dankbar dafiir sein, daf} lber
dem Parlament und iber der Regierung in Streitfal-
len noch die Instanz des Bundesverfassungsgerichts
existiert und daf} dies,

(Paul Breuer [CDU/CSU]: Das ist nicht zur
Geschaftsordnung!)
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etwa in Urteilen wie denen zum Versammlungsrecht,
zur informationellen Selbstbestimmung, zum § 218
oder auch zur Religionsfreiheit und zur Meinungs-
freiheit, zum Thema Drogen, zu Sitzblockaden und
anderen Fragen, wo noétig, eine Notbremse gegen
Tendenzen zieht, die die Grund- und Biirgerrechte
mehr und mehr aushéhlen wollen.

(Beifall bei Abgeordneten des BUNDNIS-

SES 90/DIE GRUNEN und der PDS -

Zurufe von der CDU/CSU: Zur Geschéfts-
ordnung!)

Ich kann verstehen, dal Sie den Zusammenhang
zwischen der Autoritit des Bundesverfassungsge-
richtes — und damit unserem Antrag — und Ihrem
heutigen Gesetzentwurf gerne vom Tisch weisen
bzw. mit der Hand wegwischen wollen. Aber das ist
nicht méglich, denn es besteht ein unmittelbarer Zu-
sammenhang. Es geht um die Akzeptanz und rechts-
politische Bedeutung des Bundesverfassungsgerich-
tes in diesem Lande. Es geht um die Bedeutung un-
serer Verfassung selbst. Und es geht darum, daB Sie
mehr und mehr versuchen, dieses Gericht einzu-
schiichtern, gerade im Vorfeld der zu erwartenden
Entscheidung zum Asylrecht.

Lassen sie sich deshalb sehr deutlich sagen: Wir
brauchen in der Demokratie so etwas wie eine Letzt-
entscheidungsinstanz. Ich bin froh, da es das Bun-
desverfassungsgericht gibt.

(Zurufe von der CDU/CSU)

Wer dessen Autoritdt weiter aushohlen will, wer je-
desmal, wenn ihm eine Entscheidung nicht paBt, so-
fort ein neues Gesetz macht — nebenbei: es ist ab-
surd: Sie haben eine Kommission zur Deregulierung,
also zur Abschaffung liberfliissiger Vorschriften, ge-
schaffen und jetzt wollen Sie ein neues, génzlich
uiberfliissiges Gesetz machen, blo weil Ihnen eine
Entscheidung nicht paBt —, der legt wirklich die Axt
an die Grundsédulen unserer Rechtsordnung.

Vizeprédsident Hans Klein: Herr Kollege, Sie spre-
chen zur Geschaftsordnung.

Gerald Hifner (BUNDNIS 90/DIE GRUNEN): Ich
spreche zur Geschiftsordnung,

(Widerspruch bei der CDU/CSU)

denn ich begriinde gerade, warum unser Antrag un-
mittelbar sachverwandt ist mit dem Antrag, der jetzt
auf der Tagesordnung steht, und warum deswegen
diese beiden Antrdge auch im unmittelbaren Zusam-
menhang diskutiert werden miissen. DaBl Sie das
nicht wahrhaben wollen, ist erkennbar. Aber es wird
Ihnen nicht gelingen, diesen Zusammenhang zu ver-
wischen.

Ich stelle deswegen namens meiner Fraktion noch-
mals den Antrag, die Beratung unseres Antrags, der
sehr viel langer als der Ihre, -

Vizeprasident Hans Klein: Die Redezeit!

Gerald Hiafner (BUNDNIS 90/DIE GRUNEN): -
ndmlich seit September dieses Jahres, auf dem Tisch
des Hauses liegt, nicht weiter zu boykottieren, son-
dern ihn jetzt -

Vizeprasident Hans Klein: Herr Hafner, Ihre Rede-
zeit ist abgelaufen!

Gerald Hafner (BUNDNIS 90/DIE GRUNEN): Des-
wegen komme ich ja gerade zum SchluB, Herr Prési-
dent. '

Vizeprdsident Hans Klein: Nein, Sie sind am
Schlufl!

(Zuruf von der CDU/CSU: Abschalten!)

Gerald Héfner (BUNDNIS 90/DIE GRUNEN): - auf
die Tagesordnung zu setzen und zu beraten.

Ich bedanke mich.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
und bei der PDS)

Vizeprisident Hans Klein: Das Wort hat der Kol-
lege Joachim Hoérster.

Joachim Horster (CDU/CSU): Herr Président!
Meine Damen und Herren! Der Antrag, den die Frak-
tion Biindnis 90/Die Griinen heute auf die Tagesord-
nung setzen mochte, ist am 25. September des ver-
gangenen Jahres gestellt worden, schlummert seit-
dem in der Schublade und ist nach Auffassung der
Fraktion Biindnis 90/Die Griinen nicht fiir wiirdig er-
achtet worden, in diesem Hohen Hause beraten zu
werden,

Just der Umstand, daBl wir heute auf der Tagesord-
nung haben, durch einen Gesetzentwurf Rechtsklar-
heit zu schaffen, was den Ehrenschutz der Soldaten
anbetrifft, veranlaBt Sie - so, wie Sie sich jetzt gerie-
ren, sozusagen als Schutzmacht fiir das Bundesver-
fassungsgericht —, diesen Tagesordnungspunkt jetzt
auf die Tagesordnung zu bringen. Dabei ist die Art
und Weise, wie Sie argumentieren, Herr Kollege Haf-
ner, wirklich der Gipfel der Heuchelei.

(Beifall bei der CDU/CSU und der ED.P)

Im Mai 1993 hat das Bundesverfassungsgericht eine
Entscheidung zum Schwangerschaftsabbruch getrof-
fen. Diese Entscheidung zum Schwangerschaftsab-
bruch ist von der Europa-Abgeordneten der Griinen,
Claudia Roth, mit der AuBerung kommentiert wor-
den: ,Das Bundesverfassungsgericht hat sich als Ge-
fahr fiir die Demokratie entpuppt.”

(Zuruf von der CDU/CSU: Pfuil!)

Es habe gezeigt, daB es nicht ,willens” ist, ,die ihm
durch das Grundgesetz anheimgegebene Macht ver-
antwortlich und zurtickhaltend zu nutzen”. Die ehe-
malige Vorstandssprecherin von Biindnis 90/Die Grii-
nen, Marianne Birthler, hat die Entscheidung als
.totale Unmiindigkeitserklarung der Frauen® defi-
niert und erklért, das Urteil sei ,schlimmer als erwar-

(€

(D)



(A)

(B)

Deutscher Bundestag — 13. Wahlperiode - 93. Sitzung. Bonn, Freitag, den 8. Marz 1996

8249

Joachim Horster

tet”. ,Bis in den Ton der Begriindung hinein” sei die
Entscheidung des Zweiten Senates ,zynisch”. Wei-
tere Betrachtungen dieser Art der Grinen gegeniiber
einer Entscheidung des Bundesverfassungsgerichtes
kann ich anfihren.

Der Umstand, daB Sie heute diesen Tagesord-
nungspunkt haben wollen, soll doch nur dariiber hin-
wegtéduschen, daB Sie im Grunde genommen nichts
dagegen haben, wenn es weiterhin geschehen darf,
daB die Soldaten der Bundeswehr, die im Verfas-
sungsauftrag fiir den Schutz unseres Landes Dienst
leisten, als Morder bezeichnet werden kénnen.

(Beifall bei der CDU/CSU und der ED.P. -
Otto Schily [SPD]: Sie haben keine
Ahnung!)

Denn es sind vor allem Ihre Aktivisten, die hinter den
Demonstrationen stehen, aus denen diese Rufe den
Bundeswehrsoldaten entgegenschallen.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FED.P)

Deswegen ist Ihr Antrag heuchlerisch. Es geht Ih-
nen nicht um das Ansehen des Bundesverfassungs-
gerichts, sondern es geht Ihnen darum, zu verhin-
dern, daB der Diffamierung unserer Soldaten ein
Ende gesetzt wird. Deswegen werden wir diesen An-
trag ablehnen.

(Beifall bei der CDU/CSU und der ED.P.)

Vizeprasident Hans Klein: Herr Kollege Dr. Peter
Struck, Sie haben das Wort.

Dr. Peter Struck (SPD): Herr Prasident! Meine Da-
men und Herren! Es ist schon sehr bezeichnend, daB
die Koalitionsfraktionen diesen Antrag der Griinen
heute nicht diskutieren wollen. Ich kann uberhaupt
nicht verstehen, wieso Sie nicht bereit sind, dariiber
zu sprechen, daB man unqualifizierte Angriffe auf
das Bundesverfassungsgericht zurickweisen will.
Wir werden diesen Antrag der Fraktion Bundnis 90/
Die Grinen jedenfalls unterstiitzen, und zwar des-
halb, weil man - -

(Widerspruch bei der CDU/CSU)

— Herr Prasident, konnen Sie den Haufen nicht mal
ein biBchen zur Ruhe bringen? - Ich kann ja warten,
bis sie sich beruhigt haben.

Wir unterstiitzen den Antrag der Fraktion Biind-
nis 90/Die Grunen deshalb, weil wir nicht wolien,
daB Soldaten beleidigt werden. Wir wollen aber auch
nicht, daB das Bundesverfassungsgericht beleidigt
wird.

(Beifall bei der SPD, dem BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN und der PDS)

Vizeprasident Hans Klein: Herr Kollege Jérg van
Essen, Sie haben das Wort.

Jorg van Essen (F.D.P.): Herr Prasident! Meine Da-
men und Herren! Ich habe Verstdndnis dafar, daB
eine Partei, die im bayerischen Kommunalwahl-
kamp{, zum Beispiel in Erlangen, die Forderung auf-

stellt, Ménner, die nicht in Begleitung einer Frau
sind, diirften sich nach 22 Uhr nicht mehr in der Of-
fentlichkeit zeigen,

(Volker Beck [Kéln] [BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN]: Zur Sache!)

wenigstens in Bonn den Eindruck erwecken will,
eine Partei zu sein, die die Freiheitsrechte schiitzen
will,

(Heiterkeit und Beifall bei der FD.P. und
der CDU/CSU - Lachen bei der SPD, dem
BUNDNIS 90/DIE GRUNEN und der PDS)

Es ist ein untauglicher Versuch.

Der Kollege Horster hat bereits deutlich gemacht,
daB die Griinen diesen Antrag etwa ein halbes Jahr
nicht verfolgt haben. Das macht deutlich, wie wichtig
es ihnen ist, das Bundesverfassungsgericht zu schiit-
zen,

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU)

Wir wéren bereit gewesen, diese Fragen mit Ihnen
zu diskutieren. Wir sind aber nicht bereit, die
Schlachten vergangener Tage zu fiihren. Wir werden
diesen Antrag deshalb nicht unterstiitzen.

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU)

Vizeprasident Hans Kiein: Das Wort hat der Kol-
lege Professor Dr. Uwe-Jens Heuer.

Dr. Uwe-Jens Heuer (PDS): Herr Prasident! Meine
Damen und Herren! Ich mochte als erstes den anwe-
senden Frauen zum Internationalen Frauentag sehr
herzlich alles Gute wiinschen.

(Beifall bei der PDS sowie bei Abgeordne-
ten des BUNDNISSES 90/DIE GRUNEN -
Lachen bei der CDU/CSU)

Ich winsche Ihnen viel Kraft im Kampf far die
Gleichstellung der Geschlechter. Die Frau Prasiden-
tin hat das heute friih im Fernsehen erkléart. Ich wiin-
sche Ihnen viele Verbundete unter den Mé&nnern.
Leider befinden sie sich fast nur auf der linken Seite
dieses Hauses.

(Abg. Dr. Uwe-Jens Heuer [PDS] reicht dem
Prdsidenten eine rote Rose)

Ich darf Sie bitten, dies der Frau Prasidentin zu liber-
geben.

(Heiterkeit)

Vizeprédsident Hans Klein: Einen Moment. Meine
Damen und Herren, ich kann bei dem Gerduschpe-
gel nicht einmal hier hinten verstehen, was der Red-
ner spricht.

(Heiterkeit)

Das ist aber notwendig. Ich bitte Sie, sich ein biBchen
zuriickzuhalten, damit wir héren kénnen, was Herr
Professor Heuer zu sagen hat.

(Dr. Wolfgang Freiherr von Stetten [CDU/
CSUJ: Da kommt doch sowieso nur Mist!)

©
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Dr. Uwe-dens Heuer (PDS): Ich befiirworte mit
Nachdruck - unter Berufung auf § 20 Abs. 2 der Ge-
schdftsordnung —, den Tagesordnungspunkt um den
Antrag der Fraktion Bindnis 90/Die Griinen, Druck-
sache 13/2421, zu erweitern. Eine verbundene De-
batte zu dem Thema ,Zuriickweisung der Angriffe
auf die Unabhdngigkeit des Bundesverfassungsge-
richts* und dem zu Tagesordnungspunkt 13 vorlie-
genden Antrag zur Anderung des Strafgesetzbuchs
ist dringend geboten.

Mit dem Antrag Ihrer Fraktionen ist eindeutig eine
Grundsatzdebatte zur Stellung der Regierung und
der Koalitionsparteien zur Gewaltenteilung im allge-
meinen und zum Bundesverfassungsgericht im be-
sonderen eingeleitet. In der Regierungsvorlage steht
nichts anderes als ein weiterer Angriff auf das Bun-
desverfassungsgericht, wenngleich das Urteil in der
Begriindung tberhaupt nicht erwdhnt wird. Aber es
ist offensichtlich, daB es um dieses Urteil geht. Der
Angriff erfolgt diesmal nicht nur durch o6ffentliche
AuBerungen von Politikern, sondern durch ein Ge-
setzgebungsverfahren im Bundestag.

Die Ihnen ja nicht fernstehende ,Frankfurter All-
gemeine Zeitung” vom 4. Marz schrieb drohend an
die Adresse des Bundesverfassungsgerichts:

Sein Erster Senat mufl dann
—ndmlich dann, wenn Ihr Antrag angenommen ist —

sehen, ob er es zum dritten Mal und im Blick auf
den zum Ausdruck gebrachten Willen des Ge-
setzgebers zuwege bringt, die Beleidigung oder
die Verunglimpfung der Bundeswehr oder ihrer
Soldaten aus der Welt zu schreiben.

Sie werden mir zugeben, daB allein die Tonart der
+«FAZ", die sie hier dem Bundesverfassungsgericht
gegentiber anschldgt, wirklich erstaunlich ist.

Die Presse der letzten Tage kann sich des Ein-
drucks absolut nicht erwehren, daB es sich um den
Versuch handelt, die beiden Entscheidungen des
Bundesverfassungsgerichts auszuhebeln. Die ,Sud-
deutsche Zeitung" schrieb am letzten Montag:

Die Bonner Koalition zerrt sozusagen Tucholsky
und Ossietzky vor Gericht.

Weiter heiBt es:

«Soldaten sind Morder” —im Jahr 1932 blieb Carl
von Ossietzky dafir unbehelligt. Wiirde er den
Satz noch einmal drucken, Kurt Tucholsky ihn
noch einmal schreiben, beide wiirden heute we-
gen ,Verunglimpfung“ verurteilt, Hochststrafe
dreiJahre.

Wir brauchen also eine Grundsatzdebatte tiber den
Umgang der Regierung mit der Gewaltenteilung und
besonders mit dem Bundesverfassungsgericht.

(Beifall bei Abgeordneten der PDS)

Der Antrag der Fraktion Biindnis 90/Die Grinen er-
maoglicht eine solche Debatte.

Ich stehe dem Bundesverfassungsgericht als Insti-
tution und seiner Rechtsprechung gewi8 nicht unkri-
tisch gegeniiber. Ich habe mich verschiedentlich

dazu geduBert. Die Kontrolle parlamentarischer
Mehrheitsentscheidungen auf ihre Verfassungsge-
madBheit hat verschiedene Seiten. Das Bundesverfas-
sungsgericht kann sich - das wissen wir - zum Ge-
setzgeber aufschwingen. Aber diese Stellung ist im
Grundgesetz festgeschrieben. Seine Befugnis, {iber
Grundrechtsverletzungen zu befinden, ist notwen-
dig. Mit manchen Entscheidungen bin ich nicht ein-
verstanden; andere sind es auch nicht. Aber hier
geht es nicht um Kritik, sondern hier geht es um die
Ausiibung von politischem Druck auf das Gericht,
um es in eine bestimmte politische Richtung zu drén-

gen, namlich das Wachteramt iiber die Grundrechte -

nicht mehr so genau zu nehmen.

Der Freistaat Bayern geht ja so weit, ein Kruzifix-
Gesetz im vollen BewufBtsein der Tatsache zu ma-
chen, daB dieses Gesetz vom hdchsten Gericht unse-
res Landes als verfassungswidrig bewertet werden
muf, falls es zu einem Rechtsstreit kommt. In meinen
Augen ist das eine ungeheuerliche Provokation des
Bundesverfassungsgerichts und eine Einschiichte-
rung zugleich.

(Beifall bei Abgeordneten der PDS)

Auch die Bundesregierung verhalt sich nicht viel an-
ders. Sie mutet dem Bundestag zu, ein Gesetz zu ver-
abschieden, von dem jeder weiB3, daB es den Intentio-
nen der zwei Entscheidungen zuwiderlauft.

In dieser Geschéftsordnungsdebatte machte ich
zwel Aussagen treffen. Erstens dauern die im Antrag
der Fraktion Biindnis 90/Die Griinen monierten An-
griffe auf das Bundesverfassungsgericht fort. Ihre Zu-
ruckweisung durch den Bundestag ist dringend,
wenn eine weitere Beschadigung des Ansehens des
Gerichts vermieden werden soll. Zweitens. Der Zu-
sammenhang mit der Regierungsvorlage ist unmittel-
bar gegeben. Diese Vorlage ist im Kern ein weiterer
Angriff auf die Stellung des Bundesverfassungsge-
richts.

Aus diesen Griinden ist die Gruppe der PDS fur die
Behandlung der Drucksache 13/2421 hier und heute.

(Beifall bei der PDS und dem BUNDNIS 90/
DIE GRUNEN)

Vizeprisident Hans Klein: Wir kommen zur Ab-
stimmung. Wer stimmt fiir den Aufsetzungsantrag
der Fraktion Biindnis 90/Die Grilinen? — Wer stimmt
dagegen? — Der Aufsetzungsantrag ist abgelehnt.

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 13 auf:

Erste Beratung des von den Fraktionen der
CDU/CSU und FD.P. eingebrachten Entwurfs
eines . .. Gesetzes zur Anderung des Strafge-
setzbuches

(Verunglimpfung der Bundeswehr)
- Drucksache 13/3971 -

Uberweisungsvorschlag:
RechtsausschuB} (federfiihrend)
VerteidigungsausschuB

Nach einer interfraktionellen Vereinbarung sind
fur die Aussprache zwei Stunden vorgesehen. Be-
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steht damit das Einverstdndnis des Hauses? — Dies ist
offensichtlich der Fall. Dann ist es so beschlossen.

Ich erdffne die Aussprache und erteile dem Kolle-
gen Norbert Geis das Wort.

Norbert Geis (CDU/CSU): Herr Prédsident! Meine
sehr verehrten Damen und Herren! Mord ist das
schlimmste Verbrechen, das Menschen begehen
konnen. Das Urteil ,Soldaten sind Morder” ist das
schlimmste Urteil, das man {iber Menschen sprechen
kann.

(Gerald Héafner [BUNDNIS 90/DIE GRU-

NEN]: Das ist unglaublich! - Dr. Herta

Dé&ubler-Gmelin [SPD]: Dummes Zeug! Ihre
Behauptung ist eine Liige!)

- Es ist nicht dummes Zeug; und es ist auch nicht ein
Kinderspiel oder nur eine Redewendung. Das emp-
finden die nicht, Frau Kollegin, die dieses Wort in
den Mund nehmen, und das empfinden vor allen
Dingen die Menschen nicht, die dieses Wort auf sich
beziehen miissen. Sie empfinden es als eine
schlimme Verurteilung. Das ist die Tatsache. Die Be-
vélkerung stimmt mit dieser Ansicht iiberein.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der ED.P.)

Dies ist eine pauschale Verurteilung. Dieses Urteil
meint auch die Soldaten, die unter Einsatz ihres Le-
bens ihr Land gegen einen Angreifer, gegen einen
ungerechtfertigten Angriff verteidigen

(Dr. Herta Daubler-Gmelin [SPD]: Auch das
ist eine Liige! Das ist falsch, und Sie wissen
das!)

und die nicht vergleichbar sind mit den wilden Hor-
den, die brandschatzen, verwiisten, wahllos t6éten
und vergewaltigen. Dennoch sind sie mit diesem
Wort gemeint. '

(Otto Schily [SPD]: Nein, sind sie nicht!)
Deswegen ist dieses Wort ein Unrecht.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-

ordneten der ED.P. - Dr. Herta Daubler-

Gmelin [SPD]: Das ist genau die zentrale
Lige!)

Meine sehr verehrten Damen und Herren, die Sol-
daten der Bundeswehr, ihre Familien und mit ihnen
die Bevélkerung sind iiber diesen Ausspruch tief em-
port. Sie empfinden diesen Ruf als Kampfruf gegen
die Bundeswehr, gegen sich selbst, gegen ihre Fami-
lien und gegen ihre Stellung in der Gesellschaft. Sie
sind verunsichert. Das Ansehen der Bundeswehr
selbst steht auf dem Spiel. Wer die Vorgdnge anlaB-
lich der 40-Jahr-Feier auf dem Bonner Hofgarten er-
lebt hat, wer dieses Gebriill miterlebt hat, der kann
diese Emporung nachempfinden und muB8 sie teilen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der F.D.P.)

Der Wehrpflichtige ist der einzige Staatsbiirger,
von dem der Gesetzgeber den Einsatz seines Lebens
fordert, ohne daB er sich dazu freiwillig entschlossen

hdtte. Deshalb hat der Gesetzgeber auch eine beson-
dere Fiirsorgepflicht gegeniiber unseren Wehr-
pflichtigen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der F.D.P.)

Er kann es deshalb nicht hinnehmen, da} die Wehr-
pflichtigen in einer solchen Weise o6ffentlich verun-
glimpft und aufs schlimmste beschuldigt werden.
Deshalb haben wir schon sehr frith nach Mitteln und
Wegen gesucht, um diesem Treiben Einhalt zu gebie-
ten.

Das Bundesverfassungsgericht sagt in seiner Ent-
scheidung, die Soldaten seien nach wie vor durch die
Beleidigungsparagraphen geschiitzt,

(Angelika Beer [BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN]: Genau! So ist es auchl)

nach wie vor kénnten die Tater verfolgt werden. Es
sagt, nur dann sei eine Verfolgung ausgeschlossen,
wenn damit das Soldatenhandwerk, das Kriegshand-
werk ganz allgemein, gemeint sei.

Dies aber fiihrt in der Praxis dazu, daB kein Rechts-
schutz mehr fiir die Soldaten besteht.

(Otto Schily [SPD]: Das ist kompletter
Schwachsinn!)

Der Ehrenschutz fiir die Soldaten existiert in der
Bundesrepublik Deutschland nicht mehr. Das ist die
Tatsache, und an dieser Tatsache kommen wir nicht
vorbei.

Heute kann jeder die Soldaten ,Moérder” schimp-
fen, wenn er es nur klug anfdngt. Wenn er erklért, er
habe ja nicht die Soldaten der Bundeswehr, sondern
die Soldaten ganz allgemein gemeint, er habe das
Kriegshandwerk ganz allgemein gemeint, dann kann
er nicht mehr verurteilt werden. Deshalb findet in der
Praxis bei uns in Deutschland ein Ehrenschutz der
Soldaten nicht mehr statt. Das ist die Tatsache.

(Beifall bei der CDU/CSU - Lachen bei
Abgeordneten des BUNDNISSES 90/DIE
GRUNEN-Winfried Nachtwei [BUNDNIS 90/
DIE GRUNEN]: Sie fordern den Ehren-
schutz fiir das Kriegshandwerk!)

Meine sehr verehrten Damen und Herren, die
Staatsanwaélte weigern sich, Emmittlungsverfahren
einzuleiten. Die Richter weigern sich, entsprechende
Urteile zu fallen — Sie haben von dem Mainzer Urteil
neulich gehért -, weil sie damit rechnen miissen, ihr
Urteil kénne aufgehoben werden, eben wegen der
Rechtsprechung des Verfassungsgerichts. Deshalb
muB sich der Gesetzgeber iiberlegen, was er einer
solchen Schutzlosigkeit, der die Soldaten ausgesetzt
sind, entgegensetzen kann.

Natiirlich wissen wir die Meinungsireiheit hochzu-
schitzen.

(Dr. Uwe-Jens Heuer [PDS]: Aber nicht zu
hoch!)
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Aber gehért es unbedingt zur Meinungsfreiheit, da
man andere Menschen aufs schlimmste beleidigt?

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der FD.P)

Gehort es unbedingt zur Meinungsfreiheit, daBl Sol-
daten als Moérder bezeichnet werden kénnen, wahl-
los? MuB diese AuBerung denn wirklich héchstrich-
terlichen Segen erhalten? Das fragen wir uns schon.
Denn die politische Kultur in der Bundesrepublik
Deutschland wurde durch diese AuBerung nicht ge-
starkt.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Wie auch immer, wir sind als Gesetzgeber gefor-
dert, hier Einhalt zu gebieten, wir, die wir von den
Wehrpflichtigen verlangen, daB sie ihre Pflicht erfil-
len - von denen, die wegen ihrer Pflichterfiillung als
Morder bezeichnet werden. Dies kénnen wir, wenn
wir es ernst meinen mit der Wehrpflicht, so nicht
mehr langer hinnehmen.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, gelingt
es uns nicht, diese pauschale Verurteilung zu verhin-
dern, sie staatsanwaltschaftlich zu verfolgen, dann
kann das auch zu einer Gefdhrdung der Verfassung
unseres Staatswesens insgesamt fiihren.

(Volker Beck [Kéln] [BUNDNIS 90/DIE
GRUNENY}: Thr Angriff auf das Verfassungs-
gericht ist eine Geféhrdung fiir den Staat!)

Unsere Streitkrifte werden im Ernstfall unter Um-
stinden nicht unsere Position mit der Waffe in der
Hand verteidigen, weil sie ja gerade deswegen als
Morder bezeichnet werden kénnen. Dies kann zu-
mindest dazu flihren, daB wir bis zu einem gewissen
Grade politikunfahig werden. Wir werden nicht mehr
so leicht in der Lage sein, Pressionen standzuhalten.

Ich zitiere General de Maiziere: Wir werden nicht
so leicht in der Lage sein, Pressionen standzuhalten,
Angreifer von drauBen abzuwehren. Wir werden in
Gefahr geraten - so wortlich General de Maiziére bei
seiner Anhérung am 5. Dezember des vergangenen
Jahres —, bis zu einem gewissen Grad politikunfahig
zu werden.

Hinzu kommt ein weiterer Aspekt. Kein Soldat
kommt in seinen Einsatz, ohne daB er dazu vom Par-
lament direkt den Auftrag erhélt. Wer deshalb die
Soldaten diffamiert, meine sehr verehrten Damen
und Herren, diffamiert letztlich diejenigen, die den
Auftrag zum Einsatz erteilen. Und das ist das Parla-
ment, das sind wir.

Letztlich sind also wir, um im Schlagwort zu blei-
ben, die Mérder.

(Zuruf von der SPD: Herr Geis, damit miis-
sen wir unseren Freitag verbringen!)

Denn wer die Bundeswehr diffamiert — auch dies ist
ein Wort von General de Maiziére —, diffamiert das
Parlament.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der FD.P)

Das sagte General de Maiziére genauso wie unsere
Wehrbeauftragte bei der von mir zitierten Anhérung.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, wir ste-
hen vor der Frage: Wie kénnen wir diesem Faktum
entgegentreten? Wie kénnen wir kiinftig verhindern,
dabB solche AuBerungen ungestraft bleiben?

Nun haben uns viele geraten, es miiite vielleicht
eine EntschlieBung, eine Willensbekundung des Par-
laments ausreichen. Wir waren nicht dieser Mei-
nung. Wir haben uns lange iiberlegt, schon nach
dem ersten Urteil vom August 1994 und spéter nach
dem zweiten Urteil vom Oktober 1995, wie wir dage-
gen vorgehen konnten.

Nach langer Abwdgung, auch nach Anhérung von
Experten, auch nachdem wir Landerjustizverwaltun-
gen befragt hatten, sind wir zu dem Ergebnis gekom-
men, daB} wir es mit einem Gesetz versuchen miissen.
Denn Aufgabe des Gesetzgebers ist es, dann, wenn
ein Ubel vorhanden ist und die vorhandenen Gesetze
nicht mehr ausreichen, die Gesetze zu dndern oder
ein neues Gesetz auf den Tisch zu legen. Genau
dazu haben wir uns entschlossen.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, wir wol-
len also ein Gesetz vorlegen, nach dem mit Freiheits-
strafe bis zu drei Jahren oder mit Geldstrafe bestraft
wird, wer offentlich, in einer Versammlung oder
durch Verbreitung von Schriften Soldaten in Bezie-
hung auf ihren Dienst in einer Weise verunglimpft,
die geeignet ist, das Ansehen der Bundeswehr oder
ihrer Soldaten in der 6ffentlichen Meinung herabzu-
wiirdigen.

Wir wollen diese Vorschrift in die Vorschriften ein-
ordnen, die im Strafgesetzbuch in bezug auf Strafta-
ten gegen die Landesverteidigung stehen. Damit
wollen wir ein doppeltes Ziel erreichen.

Einmal geht es uns um den Schutz der Soldaten
und ihrer Ehre. Zum anderen geht es uns zugleich -
das machen wir durch die Einordnung in den neu zu
schaffenden § 109b deutlich - um die Funktionsfa-
higkeit unserer Bundeswehr, um ihre Verteidigungs-
bereitschaft, letztlich auch um unsere Blindnisféhig-
keit. Genau dieses Rechtsgut wird in den §§ 109ff.
des Strafgesetzbuches geschiitzt. Dieses doppelte
Ziel wollen wir damit zum Ausdruck bringen.

Natiirlich werden wir wegen dieses Gesetzent-
wurfs heftig kritisiert. Wie kénnte es auch anders
sein. Die einen werfen uns vor — das haben Sie eben
gehért —, wir wollten pauschal das Bundesverfas-
sungsgericht kritisieren, wir wollten es konterkarie-
ren, wir wollten es aushebeln.

(Gerald Hafner [BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN}: Sie wollen die Meinungsfreiheit
kaputtmachen!)

Die anderen sagen: Im Grunde genommen ist dieser
Gesetzentwurf wirkungslos, weil das Verfassungsge-
richt in seiner Abwéagung nach Art. 5 des Grundge-
setzes, in dem die Meinungsfreiheit normiert ist,
letztlich durch ein Gesetz nicht gebunden werden
kann.

(Dr. Herta Ddubler-Gmelin [SPD]: So ist es!)
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DaB wir die Entscheidung des Verfassungsgerich-
tes kritisieren, leugnen wir nicht. Das haben wir ge-
tan. Aber damit kritisieren wir noch lange nicht die
Stellung des Verfassungsgerichtes in unserer verfas-
sungsrechtlichen Ordnung. Wir lassen nicht zu, daB
sie angegriffen wird. In der Verteidigung dieser Stel-
lung lassen wir uns von niemandem und schon gar
nicht von den Griinen ibertreffen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der F.D.P))

Aber es muB moglich sein, eine Entscheidung des
Bundesverfassungsgerichtes zu kritisieren. Und die
Verfassungsgerichtsprasidentin selbst fordert uns ja
auf,

(Otto Schily [SPD]: Das ist Ihnen unbenom-
men!)

«die Entscheidungen aus Karlsruhe nicht kritiklos
hinzunehmen". Mit der Kritik an einer Entscheidung
kritisieren wir nicht die Stellung des Verfassungsge-
richtes.

Durch das Gesetz hebeln wir auch nicht die Ent-
scheidungsmoglichkeiten des Verfassungsgerichtes
aus. Wir sehen, es handelt sich um ein Ubel, dem wir
begegnen miissen; als Gesetzgeber machen wir von
unserem verfassungsgemaBen Recht, von unserer in
der Verfassung verbrieften Befugnis Gebrauch und
legen einen Gesetzentwurf vor. Dadurch tangieren
wir doch nicht die Kompetenz des Verfassungsge-
richtes.

Die Priifung, ob das Gesetz verfassungskonform ist
—und es ist verfassungskonform -, bleibt dem Verfas-
sungsgericht — das ist dann eine Einzelfallentschei-
dung - nach wie vor vorbehalten. Wir tangieren da-
durch doch nicht die Kompetenz des Verfassungsge-
richtes und hebeln seine Machtbefugnisse auch
nicht aus. Uns diesen Vorwurf zu machen, ist blanker
Unsinn.

(Dr. Herta Déaubler-Gmelin [SPD]: Sie ko6n-
nen es Gott sei Dank gar nicht!)

Viel wichtiger nehmen wir die Kritik, wir wiirden
ein Gesetz schaffen, das am Ende wirkungslos sein
koénnte, weil das Verfassungsgericht in seiner Abwa-
gung zwischen Meinungsfreiheit auf der einen Seite
und Ehrenschutz auf der anderen Seite frei sei und
nicht durch ein Gesetz gebunden werden kénne.
Dies ist ein wichtiger Kritikpunkt, mit dem wir uns
lange auseinandergesetzt haben.

Natiirlich ist die Meinungsfreiheit ein grofies Gut -
ich habe das bereits gesagt —, und niemand will
daran rutteln. Es ist ein fiir die Demokratie wichtiges
Gut, aber es nicht der ,vornehmste Wert", wie es das
Verfassungsgericht ausgedriickt hat. Der vornehmste
und héchste Wert unserer Verfassung ist vielmehr die
Wiirde des Menschen.

(Zuruf von der CDU/CSU: So ist es!)

Dazu hat sich das Bundesverfassungsgericht in ei-
ner sehr frihen Entscheidung aus dem Jahre 1956
ausdriicklich und Kklar erklart. Zur Wirde des Men-
schen gehort immer noch seine Ehre. Auch dazu hat

sich das Verfassungsgericht in mehreren Entschei-
dungen eindeutig ausgesprochen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der F.D.P.)

Der Ehrenschutz, der Schutz der Wiirde des Men-
schen, ist der hochste Wert unserer Verfassung.

Nun besteht kein Zweifel, daf seit dem Liith-Urteil
das Verfassungsgericht gerade in der Abwégung
zwischen Meinungsfreiheit und Ehrenschutz mehr
der Meinungsfreiheit zuneigt. Das ist eine Feststel-
lung, die von allen Rechtswissenschaftlern so getrof-
fen wird. Durch dieses Gesetz, in dem wir als Gesetz-
geber eindeutig erklaren, daB es uns sehr stark auf
den Ehrenschutz der Soldaten ankommt, wollen wir
diese Tendenz, soweit es auf Grund unserer Kompe-
tenz moglich ist, korrigieren. Das ist aber unser ver-
fassungsmaRiges Recht. Damit greifen wir doch nicht
in die Kompetenz des Verfassungsgerichtes ein. An-
gesichts der Entwicklung, die wir sehen, missen wir
als Gesetzgeber handeln durfen, ohne dal man uns
den Vorwurf machen kann, wir wiirden das Verfas-
sungsgericht aushebeln. Das ist ein schlimmer Vor-
wurf, den wir ganz entschieden zurickweisen miis-
sen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-

ordneten der FD.P. — Volker Beck [Koéln]

[BUNDNIS 90/DIE GRUNEN]: Durch die
Zuruckweisung wird es nicht besser!)

Wir sind der Auffassung, daB das Verfassungsge-
richt sehr wohl die klare WillensauBerung des Ge-
setzgebers — wir tun es schlieBlich durch ein Gesetz -
respektieren wird. In Zukunft wird es nach unserer
festen Uberzeugung auf Grund des Gesetzes, das wir
vorlegen und das hoffentlich auch verabschiedet
wird, nicht mehr so leicht méglich sein, durchs Land
zu ziehen und die Soldaten als Mérder zu beschimp-
fen und anschlieBend zu sagen, ich meine nicht die
Bundeswehrsoldaten, obwohl jeder Betroffene und
jeder Dritte, der das wahrnimmt, selbstverstandlich
davon ausgehen muB, daf die Bundeswehr gemeint
ist. Es wird nicht mehr ungestraft méglich sein, ein
solches Treiben in der Offentlichkeit fortzusetzen.
Wer sich so verhalt, wird in Zukunft staatsanwalt-
schaftlich und gerichtlich verfolgt und bestraft wer-
den miussen. Deswegen glauben wir, daB dieses Ge-
setz nicht wirkungslos sein wird.

In den letzten 50 Jahren haben wir die langste
Friedenszeit unserer Geschichte erlebt. Die Bundes-
wehr und unsere Bundeswehrsoldaten, ihre Kampf-
kraft und ihre Verteidigungsbereitschaft haben
daran einen mafgeblichen Anteil. Unsere Soldaten
haben dafiir Anerkennung verdient und nicht den
Vorwurf, sie seien Mérder.

Ich danke Ihnen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der F.D.P.)

Vizeprasident Hans Klein: Das Wort hat der Kol-
lege Otto Schily.
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Otto Schily (SPD): Herr Prasident! Meine Damen
und Herren Kollegen! Der heute zu beratende und
von Ihnen, Herr Professor Schmidt-Jortzig, zu verant-
wortende Gesetzentwurf, mit dem ein besonderer
Ehrenschutz fir die Bundeswehr begriindet werden
soll, ist — ich muf} das in allem Freimut sagen - ein
ziemlich jammerlicher Einstieg in Thr neues Amt als
Bundesjustizminister.

(Beifall bei der SPD, dem BUNDNIS 90/DIE

GRUNEN und der PDS - Michael Glos

[CDU/CSU]: Wie war denn Thr Einstieg in
die SPD?)

Nachdem Sie noch vor wenigen Tagen etwas ver-
schiichtert ein entsprechendes Ansinnen aus Unions-
kreisen ablehnen wollten, haben Sie sich jetzt fir die
traurige Rolle des Hampelmannes entschieden, der
sich von einigen gedanklich verschwollenen Gestal-
ten aus dem Koalitionslager in Bewegung setzen
laBt.

(Widerspruch bei der CDU/CSU)

Wie hief es noch in einem Interview, Herr Profes-
sor Schmidt-Jortzig, das Sie der ,Stiddeutschen Zei-
tung” vor einigen Tagen gegeben haben? Sie sagten
dort, eine schlichte Gesetzesdnderung konne den
Soldaten keine Hilfe bringen. ,Es geht eher darum,
ob verletzende AuBlerungen nicht wirklichkeitsnaher
ausgelegt werden miiiten. Aber"” — immer noch Ori-
ginalton Schmidt-Jortzig — ,da mit dem Gesetzgeber
einzutauchen wadare Einbruch in die Rechtspre-
chungsdomadne.” Wie wahr!

(Beifall bei der SPD und dem ‘BUNDNIS 90/
DIE GRUNEN)

Aber jetzt sind Sie mit dem Gesetzgeber, um bei Ih-
ren Worten zu bleiben, ,eingetaucht” und stehen als
begossener Pudel da.

(Beifall bei der SPD)

Das Getodse, das einige aus den Koalitionsfraktio-
nen seit einiger Zeit im Zusammenhang mit der
Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts ver-
anstalten, hat leider eine ziemlich verdrehte Diskus-
sion zustande gebracht. Es ist Ihnen leider gelungen,
in Teilen der Offentlichkeit — wie Sie es auch heute
wieder versucht haben, Herr Geis - den Eindruck
hervorzurufen, dafl die hochstrichterliche Rechtspre-
chung, insbesondere die Rechtsprechung des Bun-
desverfassungsgerichts, den Ehrenschutz von Solda-
ten der Bundeswehr nicht ernst nehme. Das Gegen-
teil — das betone ich sehr deutlich - ist richtig.

(Beifall bei der SPD und dem BUNDNIS 90/
DIE GRUNEN)

Selbstverstandlich haben die Soldaten der Bundes-
wehr als Staatsbiirger in Uniform, wie jeder andere
Biirger auch, Anspruch auf Achtung ihrer Menschen-
wiirde und auf einen strafrechtlich sanktionierten
Ehrenschutz. Wer Soldaten der Bundeswehr als Mor-
der beschimpft, macht sich nach geltendem Recht,

Herr Geis, strafbar. Das war so, das ist so, und das
wird so bleiben.

(Beifall bei der SPD und dem BUNDNIS 90/

DIE GRUNEN sowie bei Abgeordneten der

ED.P. - Widerspruch des Abg. Norbert Geis
[CDU/CSU))

Wer einen solchen Ehrenschutz als nebenséchlich
abtut, hat in der Tat nicht begriffen, daB3 die Soldaten
der Bundeswehr einen wichtigen Auftrag erfullen
und duBerstenfalls sogar ihr Leben aufs Spiel setzen
mussen, wie beispielsweise bei der Friedensmission
auf dem Balkan. Sie haben selbstverstandlich An-
spruch auf Vertrauen, auf Respekt und Anerken-
nung. Das sagen wir als sozialdemokratische Bun-
destagsfraktion.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne-
ten des BUNDNISSES 90/DIE GRUNEN -
Dr. Wolfgang Schauble [CDU/CSUJ: Ja, ja!)

Soldaten der Bundeswehr miissen aber auch zu-
gleich so robust — und ich sage: so selbstbewulit —
sein, daf} sie sich mit zugespitzten polemischen oder
satirischen AuBerungen aus einer radikal pazifisti-
schen Haltung heraus auseinandersetzen kénnen.

(Winfried Nachtwei [BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN]: Und nicht wehleidig sind?)

Es wéare etwas mit der Ausbildung der Soldaten
schiefgegangen, wenn sie so zimperlich waren, sich
durch das bekannte Tucholsky-Zitat aus dem seeli-
schen Gleichgwicht bringen zu lassen.

(Beifall bei der SPD und dem BUNDNIS 90/
DIE GRUNEN - Zuruf des Abg. Ernst Hins-
ken [CDU/CSU))

Tucholsky hat seinen berithmten Satz, Herr
Hinsken, in Erinnerung an das grdBliche Gemetzel
des Ersten Weltkrieges geprdgt, in das das deutsche
Volk seinerzeit von Politikern gefiihrt wurde,

(Norbert Geis [CDU/CSU]: Das kann ich
doch nicht der Bundeswehr vorwerfen!)

die in ihrem besessenen Verlangen nach militari-
schem Ruhm und Stahlgewittern ein morderisches
Zerstorungswerk in Gang gesetzt hatten. Dieser Satz
war zugleich ein Warnruf in Vorahnung der kom-
menden Katastrophe des Zweiten Weltkrieges, der
leider ungehort blieb, weil Militaristen, Rassisten
und Nazis in Deutschland die Oberhand gewannen.

Lost man diesen Satz Tucholskys aus dem histori-
schen Kontext, ist er — auch das sage ich ganz offen -
wie jedes Pauschalurteil ungerecht und falsch; ge-
nauso falsch und ungerecht, wie es etwa der Satz
wadre: ,Justizminister sind Deppen”, obwohl im Ein-
zelfall der Wahrheitsbeweis vielleicht gelingen
konnte.

(Heiterkeit und Beifall bei der SPD, dem

BUNDNIS 90/DIE GRUNEN und der PDS -

Peter Hintze [CDU/CSU]: Schon wieder so
ein Scheinargument!)

Falsche, ungerechte und anstdflige Satze sind je-
doch in einer Demokratie, in der die Meinungsdufie-
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rungsfreiheit noch etwas gilt, nicht unter Strafe ge-
stellt.

(Gerald Hafner [BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN}: Noch nicht!)

Wir miissen uns in einer freiheitlichen Demokratie
gefallen lassen, dafl manches scharf und woméglich
zu scharf formuliert wird.

(Jurgen Turk [F.D.P.]: Leider! Das haben wir
gerade gehort!)

Sollten wir alle beleidigt sein, wenn irgendwer auf
den Einfall kdime und verkundete, Menschen sind
Morder?

(Norbert Geis [CDU/CSU]: Sie weichen aus!
Sie reden an der Sache vorbei!)

- Sie haben das Bundesverfassungsgerichtsurteil nie
gelesen, Herr Geis, denn sonst wiiiten Sie, worauf
ich abziele.

(Beifall bei der SPD — Norbert Geis {CDU/
CSU}: Das ist auch ein Pauschalurteil, das
Sie da loslassen! Sie polemisieren nur!)

Oder einer hielte uns ein Schild mit der Aufschrift
entgegen — Herr Geis, nun horen Sie gut zu! — Abge-
ordnete sind Schafskopfe. Der eine oder andere von
uns konnte sich getroffen fihlen. Fur eine Anklage
wegen Beleidigung reichte es nicht.

(Beifall bei der SPD, dem BUNDNIS 90/DIE

GRUNEN und der PDS - Norbert Geis

[CDU/CSU]J: Es gibt allerdings Schafskopfe
unter den Abgeordneten!)

Es ist die offenbar unausrottbare Sehnsucht nach
dem Obrigkeitsstaat, die Sie fiir solche Diimmlichkei-
ten nach Art des vorgelegten Gesetzentwurfes anfal-
lig macht.

(Beifall bei der SPD - Norbert Geis [CDU/
CSU}: Das sind doch dimmliche Schlag-
worte!)

Schon fordern einige einen besonderen Ehrenschutz
fir Polizeibeamte. Warum denn nicht gleich fur alle
Ministerialrate, Abgeordnete und Ministerprasiden-
ten? Wo bleibt der besondere Ehrenschutz fiir Ge-
richtsvollzieher und Oberforster, fur Pastoren und
Staatsanwadlte?

(Norbert Geis [CDU/CSU]J: Der ist schon da!
Sie kennen das Strafgesetzbuch! Den
haben wir im Strafgesetzbuch!)

Das kann eine so gewaltige Lawine werden, Herr
Professor Schmidt-Jortzig, dafl Sie Ohrensausen be-
kommen.

Sie selbst, Herr Professor Schmidt-Jortzig, haben
vor einer Woche in einem Fernsehgesprach erklart,
daB es auch mit der neuen Gesetzesvorschrift — auch
da mussen Sie gut zuhoren, Herr Geis

(Norbert Geis [CDU/CSU}: Ich hore immer
gut zu! Im Gegensatz zu Ihnen, Herr
Schily!)

- was das Bundesverfassungsgericht angeht, glaube
ich das nicht,. Herr Geis - jedem vbllig unbenommen
sei, das bekannte Tucholsky-Zitat zu auBBern.

(Volker Beck [Kéln] [BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN]: Warum das Ganze dann?)

Sie haben allerdings hinzugefiigt, daB das kiinftig
nicht gelten solle, wenn das Tucholsky-Zitat in Ge-
genwart eines Bundeswehrsoldaten gebraucht
werde.

(Heiterkeit bei der SPD)

Was soll denn damit nun gemeint sein? Gilt die Mei-
nungsduflerungsfreiheit in Zukunft nur noch auBer-
halb einer bestimmten Bannmeile um Bundeswehr-
soldaten?

Herr Schmidt-Jortzig, Sie haben sich auf juristische
Torheiten eingelassen, die den guten Juristen, die es
in den Koalitionsfraktionen durchaus gibt, wirklich
peinlich sein sollten. Sie begeben sich damit auf das
Niveau eines gewissen Geheimrats Wagner. Carl von
Ossietzky war vom Kammergericht 1932 im Zusam-
menhang mit dem Tucholsky-Zitat bekanntlich frei-
gesprochen worden. Der Geheimrat Wagner war ent-
ristet und schrieb:

Das durch eine Straflosigkeit solchen vom gesun-
den Sinne des Volkes als strafwirdig empfunde-
nen Schimpfs tief verletzte soldatische Ehrgefiihl
1aBt sich auch durch das uralte und doch ewig
junge Hohe Lied vom heiligen Opfertode des
Kriegers nicht einschlafern.

(Joseph Fischer [Frankfurt] [BUNDNIS 90/
DIE GRUNEN]}: Geheimrat Geis!)

Jetzt soll es wohl wieder so sein, daB3 derlei Dumpf-
heiten die Oberhand gewinnen. Es wabert wieder in
Thren Gefiithlen und Gedarmen, es packt Sie wieder
das Verlangen nach einer sakralen Uberhéhung des
Militars, was nichts Gutes verheiBt.

(Beifall bei der SPD, dem BUNDNIS 90/DIE

GRUNEN und der PDS - Norbert Geis

[CDU/CSU}: Sie wollen in Wirklichkeit
nicht die Soldaten schiitzen!)

Nein, die auf Demokratie vereidigte Bundeswehr
kann getrost auf solchen Schwulst verzichten.

(Norbert Geis [CDU/CSU]: Sie haben doch

in der Sozialdemokratischen Partei gar

nichts verloren! Sie kommen von den Gri-
nen und gehoren dorthin!)

Die Staatsbiirger in Uniform haben nicht mehr, aber
auch gewiB nicht weniger Anspruch auf Schutz ihrer
Ehre als jeder andere Staatsblrger auch. Eine mo-
derne Bundeswehr gehort mitten in die zivile Gesell-
schaft und bedarf keines privilegierten Ehrenschut-
zes.

(Beifall bei der SPD, dem BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN und der PDS - Norbert Geis
[CDU/CSU]: Wenn ich Sie hére, schon!)

(D)
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Lassen Sie mich mit einem Satz von Tucholsky
schlieBen. Er schrieb seinerzeit:

Aber nun sitzt zutiefst im Deutschen die leidige
Angewohnheit, nicht in Individuen, sondern in
Stdnden-—-

(Norbert Geis [CDU/CSU]: Sie kénnen fiir
alles ein Zitat finden!)

— Herr Geis, Sie sind aufgeregt; ich kann das verste-
hen. -

(Heiterkeit bei der SPD und dem BUND-
NIS 90/DIE GRUNEN)

Ich fange das Zitat noch einmal an, Herr Geis, damit
Sie es in Threr Aufgeregtheit mitbekommen. Tuchol-
sky schrieb seinerzeit:

Aber nun sitzt zutiefst - -

(Christian Schmidt [Furth] [CDU/CSU]: Sie
zitieren nur, weil Sie keine Argumente
haben!)

— Herr Tucholsky - -
(Heiterkeit im ganzen Hause)

— Jetzt hétte ich doch beinahe Herrn Tucholsky im
Himmel angesprochen.

Herr Geis, nur damit Sie es wirklich mitbekom-
men:

Aber nun sitzt zutiefst im Deutschen

(Norbert Geis [CDU/CSU]: Sie sind ein

Zyniker! Sie gehoéren nicht ins Parlament! —

Widerspruch bei der SPD und dem BUND-

NIS 90/DIE GRUNEN - Joseph Fischer

[Frankfurt] [BUNDNIS 90/DIE GRUNEN]:
Herr Président!)

die leidige Angewohnheit, nicht in Individuen,
sondern in Stdnden, in Korporationen zu denken
und aufzutreten. Und wehe, wenn Du einer die-
ser zunahe trittst.

So schrieb Tucholsky im Jahre 1932.

Dieser Angewohnheit, meine Damen und Herren,
sollten wir uns entledigen. Deshalb heiBt mein Uber-
weisungsantrag: Befordern Sie lhren Gesetzentwurf
schleunigst in den Papierkorb und vergeuden Sie
nicht die wertvolle Arbeitszeit des Parlaments und
der Beamten des Justizministeriums mit derlei juristi-
schem, politischem Unrat, fur den wir uns alle zu
schade sein sollten.

(Beifall bei der SPD, dem BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN und der PDS)

Vizeprasident Hans Klein: Einen Moment, meine
Damen und Herren.

Ich weise die Geschéftsfiihrer der SPD und der
Griinen darauf hin, daB sie dem Prasidenten nicht zu
raten haben, wann er einen Zwischenruf aufgreift
oder nicht.

(Glinter Verheugen [SPD]: Was?)

Auf eine Rede, in der festgestellt wird: Wer sich nicht
Morder nennen 1aBt, ist zimperlich, in der Begriffe
wie ,Hampelmann“, ,Deppen”, ,Schafskopfe”,
»~Dimmlichkeit” vorkommen, erfolgen auch schar-
fere Zwischenrufe. Da habe ich zu wagen.

(Otto Schily [SPD]: Es ist sehr interessant,
Herr Prasident, dal Sie meine Rede zensie-
ren! - Angelika Beer [BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN]: Bei so einer Politik kommen
auch scharfe Zwischenrufe! — Guanter Ver-
heugen [SPD]: Unglaublich! - Weitere
Zurufe von der SPD und dem BUNDNIS 90/
DIE GRUNEN)

Ich habe die Rede nicht unterbrochen. Ich habe
mich nicht an den einzelnen Begriffen aufgehalten.
Wenn wir allerdings in so einem Stil miteinander ver-
kehren, tut das dem Parlament nicht gut.

Wenn in einer solchen Rede scharfe Zwischenrufe
erfolgen, dann ist das eine natlrliche Reaktion, so-
fern sie nicht wirklich beleidigend sind.

(Ingrid Matthdus-Maier [SPD]: Sie sind par-

teilich, Herr Prasident! — Beifall bei der SPD

— Zurufe von der CDU/CSU: Unerhort! —
Unglaublich!)

- Frau Kollegin Matthdus-Maier, ich erteile Ihnen ei-
nen Ordnungsruf.

(Widerspruch bei der SPD - Joseph Fischer
{Frankfurt] [BUNDNIS 90/DIE GRUNEN]:
Und Herr Geis kriegt keinen!)

Bitte, Frau Fuchs.

Katrin Fuchs (Verl} (SPD): Herr Prasident! Liebe
Kolleginnen und Kollegen! Wir halten es fiir einen
schwerwiegenden Vorgang, wenn einem Kollegen
von einer anderen Koalition 6ffentlich gesagt wird:
«Sie gehoren nicht ins Parlament.” Wir mochten
diese Frage geklart haben und beantragen die Unter-
brechung dieser Sitzung und eine Sitzung des Alte-
stenrates.

(Beifall bei der SPD, dem BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN und der PDS)

Vizeprasident Hans Klein: Die Sitzung ist unterbro-
chen.

(Unterbrechung von 9.50 bis 10.36 Uhr)

Vizeprasident Hans Klein: Meine verehrten Kolle-
ginnen und Kollegen, die Sitzung ist wieder erdffnet.
Ich erteile dem Kollegen Norbert Geis das Wort.

Norbert Geis (CDU/CSU): Herr Prasident! Meine
sehr verehrten Damen und Herren! Sehr verehrter
Herr Kollege Schily, Sie sind frei gewdhlter Abgeord-
neter. Ich respektiere das. Insofern mochte ich mei-
nen Ausdruck von vorhin, Sie gehorten nicht ins Par-
lament, zuricknehmen.

(Beifall bei der CDU/CSU, der ED.P, der
SPD und dem BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

(€
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Vizepréasident Hans Klein: Herr Kollege Schily.

Otto Schily (SPD): Herr Kollege Geis, das ist guter
parlamentarischer Stil. Ich bedanke mich fur Ihre Er-
klérung. Schwamm driiber!

(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU und der
FD.P)

Vizeprésident Hans Klein: Ich erteile das Wort dem
Bundesminister der Justiz, Professor Dr. Edzard
Schmidt-Jortzig.

Dr. Edzard Schmidt-Jortzig, Bundesminister der
Justiz: Herr Prasident! Meine Damen und Herren!
Das ist wirklich bemerkenswert, Herr Kollege Schily:
Sie sind so empfindlich, da Sie eine parlamentari-
sche Sitzung unterbrechen miissen, weil Sie einen
bestimmten Zuruf nicht ertragen kénnen, und wollen
es den deutschen Soldaten zumuten, sich ungestraft
als Mérder titulieren zu lassen. Das kann doch wohl
nicht sein.

(Beifall bei der ED.P. und der CDU/CSU -
Zuruf von der SPD: Unertragliche Heuche-
leil)

Vizeprésident Hans Klein: Herr Bundesminister,
der Kollege Beck méchte gerne eine Zwischenfrage
stellen. — Bitte.

Volker Beck (Kéln) (BUNDNIS 90/DIE GRUNEN):
Verstehe ich Sie richtig, Herr Schmidt-Jortzig, dafi
Sie Thren Gesetzentwurf insoweit abandern wollen,
als in Zukunft eine Verunglimpfung der Bundeswehr
mit einer Entschuldigung abgegolten werden kann
und dann der staatliche Strafanspruch zuriicktritt?

(Widerspruch bei der FE.D.P))

Dr. Edzard Schmidt-Jortzig, Bundesminister der
Justiz: Ich habe schon beflirchtet, daB mein Grofmut,
Ihnen eine Zwischenfrage zu gestatten, nicht belohnt
wird. Machen Sie in diesem Niveau nur weiter!

(Beifall bei der ED.P. und der CDU/CSU -

Ginter Verheugen [SPD]: Das ist kein Gro8-

mut! Er ist kein Student von Thnen, Herr

Professor! Sie sind hier im Parlament! Ler-
nen Sie das erst einmal!)

- Herr Verheugen, nach dem Zynismus, den Herr
Schily vorgefiihrt hat, soliten Sie sich nicht so echauf-
fieren. Das macht sich nicht gut.

(Beifall bei der F.D.P. sowie bei Abgeordne-
ten der CDU/CSU)

Meine Damen und Herren, es ist schon bemer-
kenswert - man sieht es auch hieran -, wie sehr die-
ser Gesetzentwurf die Standpunkte kristallisiert und
fiir Klarheit sorgt.

(Abg. Gerald Hafner [BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN] meldet sich zu einer Zwischen-
frage)

Vizeprasident Hans Klein: Verzeihung, Herr Mi-
nister, es ist die Pflicht des Préasidenten, Sie zu fra-
gen, wenn sich ein weiterer Kollege zu einer Zwi-
schenfrage meldet.

Dr. Edzard Schmidt-Jortzig, Bundesminister der
Justiz: Nein, vielen Dank. - Dabei ist aus meiner
Sicht die Gedankenfithrung eindeutig: Wer sich zu
diesem Staat bekennt — und im Sinne des Tucholsky-
Zitats sage ich ausdriicklich: nicht zu Staat allgemein
als Organisationsform menschlicher Gemeinschaft,
nicht zu irgendeinem historischen deutschen Staat,
sondern zu dieser Bundesrepublik Deutschland -,
der muf sich auch zu dessen Verteidigungsstreitkraf-
ten bekennen,

(Beifall bei der FD.P. und der CDU/CSU -
Zustimmung bei der SPD)

und wieder deutlich: nicht zu Bewaffnung oder Sol-
datentum allgemein und auch nicht zu irgendeiner
historischen deutschen Wehrmacht, sondern zu die-
ser deutschen Bundeswehr,

(Gerhard Zwerenz [PDS]: Und der Kriegs-
dienstverweigerer?)

die unter dem Primat der Politik steht, unter vollem
Verfassungsvorbehalt und unter hoffentlich von uns
allen gleichermafen wahrgenommener demokrati-
scher Kontrolle.

Wer sich zur deutschen Bundeswehr und ihren Sol-
daten bekennt, der muf} ihnen auch das zukommen
lassen, was sie an politischer Akzeptanz, an Schutz
und Achtung zur Erfiillung ihres anspruchsvollen
Auftrags benétigen

(Dr. Cornelie Sonntag-Wolgast [SPD]: Lau-
ter Allgemeinplatze!)

- wenn Sije die Verfassung fiir einen Allgemeinplatz
halten, dekuvrieren Sie sich letztlich vollig -,

(Beifall bei der ED.P. und der CDU/CSU -

Dr. Herta Daubler-Gmelin [SPD]: Es ist

nicht die Verfassung, Herr Schmidt-Jortzig,

die der Allgemeinplatz ist, sondern Ihre
Worte!)

fiir den sie dieser Staat in Pflicht nimmt, und zwar
iiber eine allgemeine Wehrpflicht.

(Gerhard Zwerenz [PDS]: Und die Verwei-
gerer?)

Nun hat sich nach zwei intensiv diskutierten Karls-
ruher Entscheidungen zum Tucholsky-Zitat heraus-
gestellt, daBl der strafrechtliche Schutz von Ansehen
und persénlicher Integritat der Soldaten nicht hinrei-
chend ausgestaltet ist.

(Dr. Herta Déaubler-Gmelin [SPD]: Das ist
falsch!)

Das ist iibrigens keinerlei Kritik am Bundesverfas-
sungsgericht; so etwas werden Sie von mir nie héren.

Ich sage vielmehr ausdriicklich, daB beide Ent-
scheidungen nicht nur juristisch vollauf schliissig
sind, sondern Karlsruhe auch in der Sache die zum
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Teil vollig tiberzogene Kritik — das ist eindeutig - kei-
neswegs verdient hat.

Nur, gerade wenn man den Verfassungsgerichts-
spruch akzeptiert — das verstehen Sie offensichtlich
nicht — und als SchluBwort de lege lata hinnimmt,
dann ist es im gewaltenteiligen Staat die Aufgabe
der Politik,

(Dr. Wolfgang Schéuble [CDU/CSU]: Sehr
wahr, des Gesetzgebers!)

gegebenenfalls iiber eine Fortentwicklung, Ande-
rung oder Ergdnzung dieser Rechtslage nachzuden-
ken.

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU)

Alles andere wire eine politische Bankrotterklarung
und erinnerte stark an die rhetorische Frage Claus
Jagers: ,Wer schiitzt den Biirger vor der Ohnmacht
des Staates?"

(Dr. Barbara Hendricks [SPD]: Das machen
zum Beispiel die Arbeiter!)

Wenn sich also der strafrechtliche Schutz fiir eine
bestimmte, von der Verfassung selbst besonders the-
matisierte Gruppe von Menschen in diesem Staat als
unzuldnglich herausstellt, dann ist es die verdammte
Pflicht und Schuldigkeit der Politik, und zwar ganz
konkret dieses Bundestages, hier nachzubessern, das
heiBt, diesen Schutz zu liefern. So einfach ist das.

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU)

Ich nehme an, das wird auch bei Ihnen, bei den So-
zialdemokraten, nicht viel anders gefiihlt. Deswegen
ja auch Ihre Empfindlichkeit.

Wer diesen Zusammenhang leugnet, enthiillt je-
denfalls, daB er im Grunde mit den verfassungsrecht-
lichen Einrichtungen und ihrer Ordnung nicht ein-
verstanden ist oder den notwendigen Schutz einer
ganz bestimmten Gruppe von Menschen nicht ernst
nehmen will.

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU -
Dr. Herta D&ubler-Gmelin [SPD|: Das ist
doch unglaublich!)

Fiir die Liberalen jedenfalls ist es selbstverstand-
lich, hier ohne Zégern anzutreten; denn fiir uns geht
es darum, die Freiheit und auch die persénliche Inte-
gritat der Menschen zu verteidigen, auch derer, die
besonders laut und grélig schreien.

(Joseph Fischer [Frankfurt] [BUNDNIS 90/
DIE GRUNEN]: Deswegen hat Herr Hirsch
Redeverbot!)

Wir schiitzen Menschen, die das selber nicht hinrei-
chend kénnen

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU)

- z. B. die Soldaten -, und zwar auch gegen Bedro-
hungen durch andere Gesellschaftskrafte. Wir su-
chen uns dabei nicht die genehmen Personengrup-
pen aus, wie das offenbar die Griinen mit ihrem
rechtsstaatlichen Verstandnis tun wollen, die immer
nur diejenigen mit Rechten bedenken wollen, die ih-
nen lieb sind. Wenn es aber andere sind - in diesem

Fall ist es ja dekuvrierend, daB Sie sich gegen einen
Ehrenschutz fiir die deutschen Bundeswehrsoldaten
richten —, dann melden sie sich ab.

(Beifall bei der FED.P. und der CDU/CSU -
Zuruf von der SPD: Wann haben Sie denn
gedient?)

Uber den juristisch besten Weg einer Ehrenschutz-
verbesserung fiir die Bundeswehr kann man natiir-
lich streiten. Sie alle sind herzlich eingeladen, meine
Damen und Herren, in der parlamentarischen Bera-
tung noch wirksamere Vorschldge zu erwédgen und
vorzubringen, wie es besser gemacht werden kann.

(Otto Schily [SPD]: Ein Regierungsmitglied
erlaubt uns parlamentarische Beratungl)

— Aber ich will Thnen gern, selbst wenn es Sie iiber-
fordert, Herr Schily, noch einmal zu erkldren versu-
chen, weshalb dies der richtige Weg ist. Héren Sie
gut zu, denn das ist wahrscheinlich wichtig, damit
Sie iiber die Polemik hinwegkommen und sich der
Sache angemessen ndhern.

(Beifall bei der ED.P. und der CDU/CSU -
Dr. Hermann Otto Solms [F.D.P.]: Die verste-
hen es doch sowieso nicht!)

Die Kritik, soweit sie iliberhaupt zur Sache vor-
dringt — denn, wie gesagt, haufig wird da ja nur Wut
und Arger geduBert, und das bestétigt nur die Rich-
tigkeit der Initiative -, ist, wenn ich es richtig sehe,
widerspriichlich.

(Dr. Herta Daubler-Gmelin [SPD]: So etwas
ist Justizminister!)

Einerseits wird der Initiative vorgeworfen, die Sa-
che bringe rechtlich gar nichts Wirkliches zustande.
Andererseits wird das Vorhaben als Anschlag auf die
Meinungsireiheit gebrandmarkt.

(Lachen des Abg. Joseph Fischer [Frank-
furt] [BUNDNIS 90/DIE GRUNEN])

- Horen Sie gut zu, Herr Fischer, Sie kénnen noch et-
was lernen, denn das hat ein werter Fraktionskollege
von lhnen gesagt. Diesen schénen Ausspruch hat
Herr Beck getan, es sei ein Anschlag auf die Mei-
nungsfreiheit. Jetzt hére ich von der gleichen Frak-
tion, das bringe ja gar nichts. Was soll es nun sein?
Sie miissen sich entscheiden. Das widerspricht sich.
Gehen Sie einmal mit sich zu Rate.

(Beifall bei der ED.P. und der CDU/CSU -
Gerald Héafner [BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN]: Wie ist es mit Ihrer eigenen Kritik?)

Wer sich den Vorschlag fiir einen neuen § 109b
StGB, Herr Fischer, einmal genau und vorurteilsfrei
anschaut, wird ochnehin feststellen — -

(Joseph Fischer [Frankfurt] [BUNDNIS 90/
DIE GRUNEN]: Seit wann sind Sie der Mei-
nung, die Sie hier vortragen? Wieviel Tage
sind Sie denn dieser Meinung? Drei Tage?)

- Lieber Herr Fischer, gestern haben wir das schéne
Wort gehért: Sie sind zwei Zentner fleischgewordene
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Selbstgefalligkeit. Ich fiige gern hinzu: und Selbstge-
rechtigkeit. Hier zeigen Sie es deutlich.

(Beifall bei der ED.P. und der CDU/CSU -
Dr. Herta Ddubler-Gmelin [SPD]: Das ist ein
Justizminister!)

Meine Damen und Herren, sehen Sie sich einmal
den vorgeschlagenen neuen Strafrechtsparagraphen
an. Versuchen Sie es doch einmal in aller Ruhe, die
der Sache angemessen ist.

(Joseph Fischer [Frankfurt] [BUNDNIS 90/

DIE GRUNEN]: Wo bleibt der Ehrenschutz

der Dicken, mein Lieber? Das sage ich auch

im Namen des Bundeskanzlers! — Heiterkeit

und Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN und bei der SPD)

- Machen Sie eine Abmagerungskur, dann sind Sie
moglicherweise besser dran.

(Joseph Fischer [Frankfurt] [BUNDNIS 90/

DIE GRUNEN]: Solche Hégerlinge wie Sie

und der Westerwelle werden hier zum

neuen Typus aufgebaut! - Heiterkeit und

Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
und bei der SPD)

— Ich bestatige Thnen gern, daB in Ihrem Fall nur das
Gewicht das Format ausmacht.

(Heiterkeit und Beifall bei der FD.P. und

der CDU/CSU - Joseph Fischer [Frankfurt]

[BUNDNIS 90/DIE GRUNEN]: Das gilt auch
fir den Bundeskanzler!)

Ich wiederhole gern, was ich sage, weil Sie es beim
erstenmal offenbar nicht verstehen. Sie machen zu-
viel Krach. Héren Sie zu, das ist viel besser.

(Gerhard Zwerenz [PDS]: Das ist doch ein
Zentner juristische Luft!)

- Bei Ihnen reagiere ich gar nicht; denn das laBt sich
eh nicht verstehen. .

(Joseph Fischer [Frankfurt] [BUNDNIS 90/
DIE GRUNEN]: Das war sehr gut! Haben
Sie es gehort: ein Zentner juristische Luft!)

Meine Damen und Herren, bitte versuchen Sie ein-
mal, sich in Ruhe diesen Paragraphen anzusehen,
der nach Ihren Worten angeblich gar nichts bringt.
Dann gehe ich gern auch noch auf das Argument ein,
es sei ein Einbruch in die Meinungsfreiheit.

(Joseph Fischer [Frankfurt] [BUNDNIS 90/
DIE GRUNEN]: Mager, mager!)

— Hoéren Sie erst einmal zu, und versuchen Sie dann,
bei Ihrer ndchsten Abmagerungskur erfolgreicher zu
sein.

Es wird hier ein spezieller Tatbestand formuliert
und die Sache aus dem offenbar ganz unkonturierten
~ jedenfalls haben wir das so der Rechtsprechung
entnommen - Zusammenhang der Beleidigungsde-
likte in den Teil verlagert, der sich um die Verfas-
sungseinrichtungen kiimmert.

Die deutsche Bundeswehr - ich habe Wert darauf
gelegt, daB die Argumentationsfolge unzweifelhaft

ist — ist eine Einrichtung dieser Verfassung und ist
deshalb mit sechs Paragraphen im Strafgesetzbuch
ausdriicklich geschiitzt. Hier muB, da sich heraus-
stellt, daB die Ehre der Soldaten nicht hinreichend
geschiitzt wird,

(Dr. Herta Daubler-Gmelin [SPD]: Das ist
falsch!)

auch der Schutz der Soldaten der Bundeswehr pla-
ziert werden. Ob das falsch ist, werden wir in den Be-
ratungen sehen.

(Beifall bei der F.D.P. sowie bei Abgeordne-
ten der CDU/CSU - Otto Schily [SPD}:
Nein, das kann man jetzt schon sehen!)

Irgendein Einbruch in bewdhrte, festliegende
Grundrechtskonstellationen erfolgt hingegen nicht.
Im Zusammenhang mit dem Recht der freien Mei-
nungsduBerung - ich will lhnen das gern vorlesen,
da Sie offenbar noch nicht in die Verfassung ge-
schaut haben - heiBit es in der entsprechenden Pas-
sage - héren Sie gut zu -

Diese Rechte finden ihre Schranken in den Vor-
schriften der allgemeinen Gesetze, den gesetzli-
chen Bestimmungen zum Schutze der Jugend
und in dem Recht der persénlichen Ehre.

(Beifall bei der F.D.P. sowie bei Abgeordne-
ten der CDU/CSU - Otto Schily [SPD]: Also
steht es schon in der Verfassung!)

- ,Und in dem Recht der persénlichen Ehre”, Herr
Schily.

Wenn wir versuchen, das uniibersehbarer und
wirksamer zu gestalten, regen Sie sich dariiber auf.
Versuchen Sie, die Verfassung zu lesen, ernst zu neh-
men und dann auch umzusetzen; das ware gut.

(Beifall bei der FE.D.P. sowie bei Abgeordne-

ten der CDU/CSU - Angelika Beer [BUND-

NIS 90/DIE GRUNEN]: Das miissen Sie
gerade sagen!)

Dabei bleibt die Meinungsfreiheit in dem ihr von
der Verfassung zugewiesenen Rahmen vollauf ge-
wahrleistet. Aus meiner Sicht kann auch kiinftig das
Tucholsky-Zitat im Rahmen allgemeiner politischer
Diskussionen vollig straffrei geduBert werden.

Anders wird es allerdings dann sein - das ist der
Punkt, weshalb wir den neuen Paragraphen brau-
chen -, wenn es sich speziell gegen die Verfassungs-
einrichtung Bundeswehr richtet.

(Dr. Herta Déaubler-Gmelin [SPD]: Das ist
heute schon so, Herr Schmidt-Jortzig!)

Wer das Zitat auf einem Spruchband vor einer Bun-
deswehrkaserne entrollt oder in unmittelbarer Anwe-
senheit von Bundeswehrsoldaten vorbringt, wird
kiinftig nicht mehr tiberzeugend dartun kénnen,

(Dr. Herta D&ubler-Gmelin [SPD]: Das ist
heute schon so! Das ist es doch gerade!)
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daB damit keine Verunglimpfung der Bundeswehr
erfolgt oder eine solche gar vom Recht auf freie Mei-
nungsduferung gedeckt sei.

(Beifall bei der FE.D.P. und der CDU/CSU)

Wenn wir uns heute iiber dieses Ziel vergewissern
koénnen, ist schon viel gewonnen; denn die Zeit ist
reif. Deswegen - ich sage das ganz deutlich - bin ich
davon iiberzeugt, daB der Weg, den wir jetzt ein-
schlagen, nédmlich diesen Einzelpunkt hier und heute
in die Entscheidungsbahn zu bringen, angebrachter
ist als die Lésung, die mir vorher vorschwebte, ndm-
lich das Ganze in eine Gesamtreform einzubinden.
Mit dieser Gesamtreform werden Sie noch konfron-
tiert werden. Jetzt machen wir erst einmal das Einzel-
stiick; denn die Zeit fiir eine Entscheidung ist reif.

Die erste Tucholsky-Entscheidung liegt anderthalb
Jahre zurtick.

(Dr. Uwe-Jens Heuer [PDS]: 1932 war die
erste!)

- DaB Sie dabei nicht das Bundesverfassungsgericht
im Kopf haben, habe ich mir schon gedacht, Herr
Heuer.

(Beifall bei der F.D.P. sowie bei Abgeordne-

ten der CDU/CSU - Gerhard Zwerenz

[PDS]: Sie kénnen von der Weimarer Ent-
scheidung auch noch etwas lernen!)

Die erste Tucholsky-Entscheidung des Bundesver-
fassungsgerichts — nur das akzeptiere ich - liegt an-
derthalb Jahre zurtick. Seitdem hat sich die Diskus-
sion hinreichend entfaltet. Fur die betroffenen Solda-
ten und ihre Angehérigen ist es einfach unzumutbar,
weiter zuwarten zu mussen.

(Beifall bei der ED.P. und der CDU/CSU)

Ich rufe also die Opposition und ganz speziell die
SPD auf; denn ich weiBl im Gegensatz zu Ihrem Ge-
schrei von ganz bestimmten Sympathien aus Thren
Reihen fiir diese Initiative.

(Dr. Herta Daubler-Gmelin [SPD]: Schreien
tun nicht wir, schreien tun nur Sie!)

— Ich meine nicht Sie, Frau Ddubler-Gmelin. Das
sage ich ausdriicklich. Aber Sie sind in gewisser
Nachbarschaft, die Sie nicht libersehen kénnen, je-
denfalls ich nicht Uberhoéren kann. So war es ge-
meint.

(Zuruf von der SPD: Wir hérten auch von
Antipathien in IThrer Koalition!)

Ich sage noch einmal: Machen Sie mit, meine Da-
men und Herren von der Opposition, jedenfalls von
der SPD.

(Otto Schily [SPD]: Bei Unsinn machen wir
nicht mit!)

Ich fordere Sie auf, hier mitzuringen,

(Joseph Fischer [Frankfurt] [BUNDNIS 90/
DIE GRUNEN]: Ringen ist immer gut!)

daB wir gemeinsam einen verbesserten Schutz des
Ansehens der Bundeswehr zustande bringen. Stim-

men Sie sich heute also erst einmal positiv auf die
Grundziige unserer Initiative ein! Dann wére uns
und im ubrigen dieser Republik schon sehr geholfen.

(Anhaltender Beifall bei der ED.P. und der
CDU/CSU)

Vizeprasident Hans Klein: Zu einer Kurzinterven-
tion hat sich der Kollege Dr. Burkhard Hirsch gemel-
det.

Dr. Burkhard Hirsch [E.D.P.]: Herr Justizminister,
ich habe mich zu dieser Intervention unmittelbar
nach Threr Rede gemeldet, weil es mir einmal darum
geht, die persénlichen Angriffe, denen Sie in der bis-
herigen Debatte ausgesetzt gewesen sind, unmittel-
bar zuriickzuweisen, und weil ich aulerdem mit Th-
nen in dem Ziel tibereinstimme, dafl Beleidigungen
der Soldaten der Bundeswehr unzuldssig sein und
bleiben miissen.

(Beifall bei der ED.P. und der CDU/CSU
sowie bei Abgeordneten der SPD)

Nun kommt das Aber: Das Beispiel, das sie eben
eingefihrt haben, das Transparent vor der Kaserne,
bezeichnet das Bundesverfassungsgericht in der Tat
unverdndert als eine Beleidigung und als strafwiir-
dig,

(Beifall bei der SPD und dem BUNDNIS 90/
DIE GRUNEN)

und zwar in der gleichen Weise, wie es das Reichs-
kammergericht in der Carl-von-Ossietzky-Entschei-
dung 1932 getan hat.

Ich zitiere dazu den Bundesprdsidenten in seiner
Rede vor der 35. Kommandeurstagung, wo er aus-
driicklich, bezogen auf das Urteil des Verfassungsge-
richts, sagt:

Es kann bestraft werden, wer konkrete Soldaten
einfach deshalb, weil sie Soldaten sind, als Mor-
der bezeichnet, und es kann sogar bestraft wer-
den, wer die Bundeswehr als Ganzes - also im-
merhin einen Kreis von 340 000 Personen - als
Morder bezeichnet.

Dies alles auf der Grundlage der Entscheidung des
Bundesverfassungsgerichts, die insoweit weder Kri-
tik noch einer weiteren Korrektur bedarf.

(Beifall bei der SPD und dem BUNDNIS 90/
DIE GRUNEN)

Die Begriindung des Gesetzentwurfs bestétigt das.

Nun gibt es dariiber hinaus aber weitere Strafbe-
stimmungen, die bisher nicht erwdhnt worden sind,
zum Beispiel den § 109d des Strafgesetzbuches, der
die Stérpropaganda gegen die Bundeswehr unter
Strafe stellt, also den Fall, daB jemand unwahre oder
verzerrte Behauptungen iiber die Bundeswehr auf-
stellt und damit ihre Funktionsfdhigkeit beeintrach-
tigt. Der Funktionsschutz, der hier dargestellt wor-
den ist, ist mit einer Strafe von fiinf Jahren Gefdngnis
nach geltendem Recht bedroht.
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Nun frage ich mich: Was soll denn dieser neue Ge-
setzentwurf, auBer den Versuch zu unternehmen, das
einzuschranken, was das Bundesverfassungsgericht
als ein klares konstitutives Element der Demokratie
bezeichnet die Meinungsireiheit,

(Beifall bei der SPD, dem BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN und der PDS)

die um so héher zu veranschlagen ist, als es nicht um
den Ehrenschutz des Soldaten oder der Bundeswehr
insgesamt, sondern um die Funktionsfdhigkeit, um
die Anerkennung geht?

Ich bin der Uberzeugung - und viele mit mir -, daB
es auch in diesem Staat moglich sein muB, extrem pa-
zifistische AuBierungen polemisch von sich zu geben.
Das mufi moglich sein. Das muB eine Demokratie
aushalten, wie es auch 1932 ausgehalten wurde.

(Beifall bei der SPD und dem BUNDNIS 90/
DIE GRUNEN sowie bei Abgeordneten der
PDS)

Hier fehlt die klare Begriindung des Gesetzes,
auch in Ihrer Rede. Das muB ich leider sagen. Soll die
AuBerung dieses Zitats strafbar sein oder nicht?
Wiirde Carl von Ossietzky heute vor Gericht gestellt
werden, wiirde das Gesetz eine Auslegung zulassen,
die ihn zum Straftater machte? - Die Antwort steht
offen.

(Beifall bei der SPD, dem BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN und der PDS)

Vizeprasident Hans Klein: Herr Bundesminister,
wollen Sie replizieren?

Dr. Edzard Schmidt-Jortzig, Bundesminister der
Justiz: Nein, danke.

(Lachen beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Vizeprasident Hans Klein: Dann gebe ich das Wort
zu einer weiteren Kurzintervention der Kollegin Dr.
Dé&ubler-Gmelin.

Dr. Herta Daubler-Gmelin (SPD): Herr Bundesju-
stizminister, ich wéire Ihnen schon dankbar, wenn
auch ich Thre Aufmerksamkeit bei dieser Kurzinter-
vention finden koénnte, weil ich gerade im Anschluf}
an Ihre Rede den Eindruck habe, daB Sie die Uberle-
gungen, die ich Thnen vortragen will, aufnehmen
und dann vielleicht doch noch einmal replizieren
sollten.

Kollege Hirsch hat vollig recht. Ich bin ihm dank-
bar dafiir, daB er die entsprechenden Passagen der
Rede des Herrn Bundesprédsidenten Herzog vor der
Kommandeurstagung im November letzten Jahres
vorgetragen hat. Ich selbst erachte es auch fiir Ihre
Verpflichtung als Bundesjustizminister, hier im Bun-
destag klarzustellen, daB der Ausgangspunkt falsch
ist, von dem Ihr Gesetzentwurf ausgeht, von dem
aber auch, wie Kollege Geis es dargelegt hat, die
CDU/CSU-Fraktion und die FED.P.-Fraktion als
Ganze ausgehen. Ich meine den Ausgangspunkt,
den Sie so dargestellt haben — es waren Thre Worte,

ich habe mitgeschrieben; bitte entschuldigen Sie,
wenn ich nicht ganz wértlich zitiere, aber sinngemaB
ist es richtig — Es hat sich nach zwei intensiv disku-
tierten Urteilen des Bundesverfassungsgerichts her-
ausgestellt, daB der strafrechtliche Schutz der Solda-
ten nicht ausreichend ist. — Jetzt fliige ich mit dem
Bundesprasidenten hinzu: Dies ist falsch.

(Zuruf von der CDU/CSU: Nein! - Jorg van
Essen [F.D.P.]: Das ist richtig!)

Es wire Ihre Aufgabe als Bundesjustizminister gewe-
sen, klarzulegen, daB dies falsch ist.

Als zweites — lassen Sie mich das hinzufligen -
wire es Ihre Aufgabe als Bundesjustizminister gewe-
sen, sich nicht nur mit den Worten, die Kritik an
Karlsruhe sei ,uiberzogen”, vor das Verfassungsor-
gan Bundesverfassungsgericht und seine Richter zu
stellen, sondern auch solche AuBerungen wie - ich
zitiere den Kollegen Geis -: seine Rechtsprechung sei
.verfassungswidrig”, oder - ich zitiere den stellver-
tretenden Vorsitzenden der CSU -: es handele sich
um ,Schandurteile” — bitte, das ist die Sprache der
Nazis -

(Zustimmung bei der SPD - Widerspruch
bei der CDU/CSU)

oder - ich zitiere den CSU-Politiker Peter Gauweiler —:
es sei die ,Rechtsprechung von juristischen Kazi-
ken”, in diesem Bundestag so deutlich als Beleidi-
gung zurickzuweisen, wie wir dies alle gemeinsam
tun, wenn das Zitat ,Soldaten sind Mérder” auf die
Bundeswehr und ihre Soldaten angewandt wird.

(Beifall bei der SPD, dem BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN und der PDS)

Vizepriasident Hans Klein: Bitte, Herr Bundesmi-
nister.

Dr. Edzard Schmidt-Jortzig, Bundesminister der
Justiz: Frau Kollegin Daubler-Gmelin, ich hatte ei-
gentlich versucht, die Grundlinien herauszuarbeiten
und die juristischen Feinheiten diesem Haus nicht
zuzumuten, denn da sage ich Thnen ganz deutlich:
Mit der juristischen Bewertung liegen Sie und im
tbrigen auch der Kollege Hirsch falsch.

(Beifall bei Abgeordneten der F.D.P. und der
CDU/CSU)

Dazu lassen Sie uns bitte in die Fachberatungen ein-
steigen. Dort nehme ich Anregungen herzlich gerne
auf, und ich habe Sie ja auch ausdricklich dazu auf-
gerufen.

Zum zweiten. Sie haben die Szene méglicherweise
nicht richtig beobachtet.

(Dr. Herta Dédubler-Gmelin [SPD}: Ach ja!)

Der Justizminister Schmidt-Jortzig hat am 24. Januar
dieses Jahres zum erstenmal der Presse verkiindet,
daBf sich diese Koalition fiir den Ehrenschutz der Sol-
daten einsetzen will und die Uberlegungen anstellt,
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die notwendig sind, das in der sachlich gebotenen
Form zu tun.

(Zustimmung bei der ED.P. — Freimut Duve
[SPD]: Und wie ist es mit dem Ehrenschutz
des Verfassungsgerichts?)

Der entsprechende Text einer nochmaligen Presseer-
klarung vom 9. Februar 1996 lautet:

Bundesjustizminister: Ehrenschutz der Soldaten
sicherstellen.

Seitdem ist das Bundesjustizministerium - ich sage
Ihnen wirklich: sehr viel gehaltvoller und tiefgehen-
der und umfassender, als Sie es sich moglicherweise
vorstellen wollen — dabei gewesen, die verschiede-
nen Alternativen zu prufen. Es war ausgemacht, daB
wir am Freitag, dem 1. Marz 1996, in der Koalition
iber die Ergebnisse dieser ruhigen, sachlichen, in-
tensiven Prifung beraten und dann entscheiden
wollten. Genau dies ist passiert. Ich nehme einmal
an, verehrte Frau Kollegin, genau das ist auch die
Aufgabe des Bundesjustizministers und seines Hau-
ses.

(Freimut Duve [SPD]: Und das Verfassungs-
gericht vor falschen Angriffen zu schiitzen!)

Die haben wir vielleicht nicht in Ihrem Sinne ausge-
libt, aber in der Sache véllig richtig.

Danke.
(Beifall bei der ED.P. und der CDU/CSU)

Vizeprasident Hans Klein: Zu einer weiteren Kurz-
intervention gebe ich das Wort dem Kollegen Profes-
sor Dr. Rupert Scholz.

Dr. Rupert Scholz (CDU/CSU): Herr Préasident!
Meine Damen und Herren, vor allem von der Opposi-
tion! Ich glaube, Sie haben dem Bundesjustizminister
vor allem in einem Punkt nicht hinldnglich zugehért.
Er hat namlich auf einen ganz entscheidenden
Aspekt hingewiesen, indem er die Rechtsprechung
des Bundesverfassungsgerichts véllig korrekt wie-
dergegeben hat. Er hat deutlich gemacht - das ist die
Quintessenz der Rechtsprechung des Bundesverfas-
sungsgerichts —, daB hier in der Tat Abgrenzungspro-
bleme nicht nur tatbestandlicher, sondern auch sach-
verhaltsméBiger Art bestehen.

Das Bundesverfassungsgericht hat véllig mit Recht
gesagt: Wenn Soldaten als Mérder bezeichnet wer-
den, kann dies Soldaten schwer krdnken und treffen.
Das ist wohl wahrhaftig unbestreitbar.

(Vorsitz: Vizeprasident Hans-Ulrich Klose)

Das Gericht hat auf der anderen Seite festgestellt,
daB sich aus den Sachverhalten erhebliche Probleme
ergeben kénnen. Das Bundesverfassungsgericht hat
beispielsweise — Herr Hirsch, das haben Sie offen-
kundig bei Ihrer Kurzintervention iibersehen - in ei-
nem Fall, bei dem ein Spruchband mit der Aufschrift
«Soldaten sind Moérder" vor einem Informationsstand
von Bundeswehrsoldaten aufgestellt worden ist,

einen Freispruch veranlafit. Das ist genau der Fall,
Herr Hirsch, den Sie nicht beachtet haben.

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.)

Der zweite Punkt, auf den ich im AnschluB daran
hinweisen méchte, ist folgender: Wir alle erinnern
uns an den Zapfenstreich zum 40jdhrigen Geburtstag
der Bundeswehr und an die fiir mich entsetzlichen
Sprechchére ,Mérder, Moérder, Méorder!* Gegen
diese Tater ist nach meiner Kenntnis bis auf den heu-
tigen Tag kein Ermittlungsverfahren eingeleitet wor-
den.

(Glinter Verheugen [SPD}: Warum ist denn
nichts passiert? Warum denn nicht? Haben
Sie denn irgend etwas unternommen?
Haben Sie Anzeige erstattet? — Dr. Wolfgang
Schduble [CDU/CSU]: Weil Sie in Nord-
rhein-Westfalen regieren! — Giinter Verheu-
gen [SPD]: Haben Sie Anzeige erstattet,
Herr Schéduble?)

- Darf ich weiterreden? Leider bin ich heute mit mei-
ner Stimme nicht so laut, daB ich Sie liberschreien
konnte.

Der entscheidende Punkt fiir mich ist: Diese eben
von mir genannten Fille machen deutlich, daB} wir in
dieser Frage in der Tat die Konstellation einer unbe-
streitbaren rechtlichen Unsicherheit haben. Der Bun-
desjustizminister hat mit Recht deutlich gemacht,
daB es in solchen Situationen die Aufgabe des Ge-
setzgebers ist, fiir die nétige Rechtssicherheit zu sor-
gen. Rechtssicherheit ist ohnehin ein elementares
Gebot, insbesondere des Strafrechts. Das ist unsere
Aufgabe. Das hat der Bundesjustizminister deutlich
gemacht. Ich unterstreiche das mit Nachdruck, auch
Ihnen gegeniiber, Herr Hirsch.

(Zustimmung bei der CDU/CSU)

Ich meine, daB Sie in dieser Frage Ihrem Justizmi-
nister und Fraktionskollegen gegeniber nicht ge-
recht gewesen sind.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FD.P)

Vizeprasident Hans-Ulrich Klose: Frau Dé&ubler-
Gmelin, Sie sind mit dieser Kurzintervention ange-
sprochen worden. Sie haben die Méglichkeit der Ge-
genrede.

Dr. Herta Daubler-Gmelin (SPD): Herr Bundes-
justizminister, ich habe mich in meiner Kurzinterven-
tion ausdriicklich darauf bezogen, daB Sie und die
Fraktionen von CDU/CSU und ED.P. von falschen
Voraussetzungen ausgehen. Ich darf das noch einmal
aufgreifen, nachdem auch der sehr verehrte Kollege
Scholz erneut ein Wirrwarr-Spiel betrieben hat, in-
dem er das, was vom Tathergang erfalit und beurteilt
werden muB}, was Aufgabe des Gerichts ist, mit der
Regelungsaufgabe des Gesetzgebers vermischte und
in einen Topf warf.

Den Nachweis, daB jemand mit dem Zitat , Solda-
ten sind Morder” auf die Bundeswehr oder auf Bun-
deswehrsoldaten zielte, mulBl ein Gericht fiihren. Die-
sen Nachweis kann kein Gesetzgeber ersetzen oder
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selbst fiihren. So ist das. Sie haben das Ubrigens vor
14 Tagen in dem Interview in der ,Suddeutschen
Zeitung” selbst Giberzeugend ausgefiibrt. Das, was
Sie dort sagten, sollte hier jetzt nicht in Zweifel gezo-
gen werden.

Der Hauptvorwurf in meiner Kurzintervention Ih-
nen gegeniiber war - ich betone das nochmals, denn
Sie sind leider nicht darauf eingegangen —,

(Zuruf vom BUNDNIS 90/DIE GRUNEN:
Warum wohl?)

daB Sie als Bundesjustizminister die Richter aus
Karlsruhe

(Erwin Marschewski [CDU/CSU]: Zum
Gluck sind das nicht Thre Richterkollegen
geworden!)

als Mitglieder eines Verfassungsorganes, die eindeu-
tig beleidigt wurden - iiber Zuordnungs- und Sub-
sumtionsprobleme ist da ja gar nicht zu streiten -,
nicht in Schutz genommen haben.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne-
ten des BUNDNISSES 90/DIE GRUNEN
und der PDS)

Sie haben sich statt dessen mit dem Wort begnigt
- ich darf Sie wieder zitieren -, die Kritik sei ,iiber-
zogen”. Es war aber eine Beleidigung, eine gezielte
Schmahkritik. Das ist schlimmer als alles andere, was
in diesem Hause gesagt worden ist.

(Beifall bei der SPD, dem BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN und der PDS)

Vizepréasident Hans-Uirich Klose: Das Wort hat
jetzt der Kollege Volker Beck, Biindnis 90/Die Gri-
nen.

(Dr. Wolfgang Schduble [CDU/CSU]: Wenn
Sie Rede und Gegenrede zulassen, miifite
jetzt Herr Schmidt-Jortzig das Wort erhal-
ten! - Joseph Fischer [Frankfurt] [BUND-
NIS 90/DIE GRUNEN]: Wird der Président
jetzt von unten gesteuert, oder was ist los?)

— Ich bitte um Nachsicht. Er hat zwar nicht die Mdg-
lichkeit der Gegenrede; aber als Mitglied der Bun-
desregierung hat er jederzeit die Mdglichkeit zu re-
den. Ich gebe also dem Bundesjustizminister das
Wort.

(Dr. Wolfgang Schéuble [CDU/CSU}: Ja, er
muB doch antworten kénnen!)

Dr. Edzard Schmidt-Jortzig, Bundesminister der
Justiz: Frau Kollegin D&ubler-Gmelin, darf ich IThre
geschdtzte Aufmerksamkeit auf meine Antwort rich-
ten?

(Dr. Herta Déaubler-Gmelin [SPD]: Ja, ich
hore zu!)

Ich wiirde gerne klarstellen, daB das, was Sie getan
haben, nicht im Sinne dieser Diskussion ist. Das ha-
ben wir durch Ihren Kollegen Schily schon vor der

Pause gehabt. Es bringt nichts, mit Unwahrheiten
und Polemik die Dinge zu verdrehen.

(Beifall bei Abgeordneten der F.D.P. und der
CDU/CSU - Widerspruch des Abg. Otto
Schily [SPD])

Ich sage noch einmal deutlich: Das Bundesverfas-
sungsgericht hat die iliberzogene Kritik an diesem
Punkt nicht verdient.

(Dr. Herta Dé&ubler-Gmelin [SPD]: Das ist
aber sehr vornehm!)

Nur zu diesem Punkt spreche ich; denn das andere
ist, wenn ich die Abstimmung nach der Geschaéfts-
ordnungsdebatte richtig mitbekommen habe, wohl
nicht angenommen worden.

(Zuruf von der CDU/CSU: So ist es! — Dr.
Herta Daubler-Gmelin [SPD]: Sehr pein-
lich!)

Deswegen sprechen wir zu diesem Punkt. An diesem
Punkt sage ich noch einmal: Das Bundesverfassungs-
gericht hat die Kritik nicht verdient.

(Zuruf von der ED.P.: So ist es! — Zuruf von
der SPD: Immerhin!)

Wenn Sie daraus machen, ich héitte peinlicherweise
das Bundesverfassungsgericht vor irgend etwas nicht
in Schutz genommen, zeigen Sie damit deutlich, daB
es Thnen nicht um die Sache geht, sondern um Pole-
mik. Es geht Ihnen um Polemik!

(Beifall bei der ED.P. und der CDU/CSU -
Zurufe von der SPD un"d dem BUNDNIS 90/
DIE GRUNEN)

Vizeprasident Hans-Uirich Klose: Das Wort hat
jetzt der Kollege Volker Beck.

Volker Beck (K6ln) (BUNDNIS 90/DIE GRUNEN):
Herr Prasident! Meine Damen und Herren! Nach die-
ser Diskussion auch in der ED.P. freue ich mich
schon auf die namentliche Abstimmung zur zweiten
und dritten Lesung.

(Dr. Wolfgang Freiherr von Stetten [CDU/

CSU]: Ha, ha, hal - Dr. Hermann Otto

Solms [FD.P.]: Ich dachte, Sie wollten sich
im AusschuB damit befassen!)

Heute beschaftigt sich das Parlament jetzt schon
iber zwei Stunden mit den wirklich wichtigen Fra-
gen, die dieses Land umtreiben: nicht mit dem Skan-
dal von 4,27 Millionen Arbeitslosen oder dhnlichen
Geringfugigkeiten, nein,

(Dr. Hermann Otto Solms [F.D.P.]: Jetzt wird
es aber ganz diinn! - Ulrich Heinrich
[ED.P.]: Wo waren Sie denn gestern im Par-
lament? - Giinther Friedrich Nolting
[ED.P.]: Wo waren Sie gestern und vorge-
stern? Wir reden die ganze Woche dariiber!)

es geht um Wichtigeres. Es geht um die gekrankte
Ehre.
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Ausgerechnet Sie, Herr Geis, wollen nach dem,
was Sie hier heute aufgefiihrt haben, den Bilirgerin-
nen und Biirgern draufien im Land Nachhilfeunter-
richt in Respekt und Ehre geben. Ich glaube, Sie sind
dafiir der ungeeignete Lehrmeister.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
und bei der PDS sowie bei Abgeordneten
der SPD)

Auf dem Tisch des Hauses liegt eines der zentralen
rechtspolitischen Reformprojekte dieser Koalition,
der erste Gesetzentwurf, der eindeutig die Hand-
schrift des neuen liberalen Bundesjustizministers
tragt.

Meine Damen und Herren, dieser Gesetzentwurf —
das wird sich erweisen - ist ein Nullum, und diese
Debatte ist ein Milbrauch des Parlaments fiir billige
Wahlkampfzwecke. Zwei Stunden fiir solch einen
Blodsinn - es ist wirklich unglaublich.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN

sowie bei Abgeordneten der PDS - Wider-

spruch bei der CDU/CSU - Dr. Hermann

Otto Solms [FE.D.P.]: Da klatscht ja nicht ein-
mal die PDS!)

Herr Bundesjustizminister, Sie haben einfach die
hetzerischen Presseerklarungen des CSU-Kollegen
Geis in einen Gesetzentwurf gegossen - firwahr ein
liberales Meisterstiick.

Es ist unertraglich und infam - das muB ich Thnen
schon sagen -, wie Sie von der Union mit dem Bun-
desverfassungsgericht umspringen. Erst wird das
Kruzifix-Urteil des Bundesverfassungsgerichts falsch
dargestellt und diffamiert. Rechtsstaatswidrig wurde
aus Ihrer Fraktion zur Abberufung von Richtern und
aus lhrer Partei zum Boykott des Urteils aufgefordert.
Die CSU macht in Bayern ein Kruzifix-Gesetz, das
eindeutig die Rechtsprechung des Bundesverfas-
sungsgerichts unterlduft. Hier in Bonn erwecken Sie
in dieser Debatte mit Ihrem Gesetzentwurf den Ein-
druck, als habe das Bundesverfassungsgericht Bun-
deswehrsoldaten Beleidigungen schutzlos ausgelie-
fert. Das ist eine Liige, und das wissen Sie. Dennoch
setzen Sie lhre Kampagne gegen das Bundesverfas-
sungsgericht fort.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
und bei der PDS sowie bei Abgeordneten
der SPD)

Was Sie betreiben, ist die Nétigung eines Verfas-
sungsorgans.

(Zuruf von der F.D.P.: Was?)
Ich glaube, das geschieht nicht ohne Kalkiil.

(Dr. Wolfgang Schéduble [CDU/CSU]: Na,
na! Herr Président! Nétigung eines Verfas-
sungsorgans wird uns hier vorgeworfen!)

Sie haben schon die kommende Entscheidung zum
Asylrecht im Blick. Sie wissen, daB der Asylkompro-
mi die Menschenwtiide und die Garantie des
Rechtswegs fiir Asylbewerber verletzt. Sie nétigen
Karlsruhe, damit Thnen nicht demnéachst das Asyl-

recht um die Ohren fliegt. Ich kann nur hoffen, daB
diese Rechnung nicht aufgeht.

Vizeprisident Hans-Ulrich Klose: Herr Kollege
Beck, darf ich Sie einen Augenblick unterbrechen.
Ich will nicht anheizen. Aber wir hatten heute mor-
gen eine Geschiftsordnungsdebatte, und wir haben
einen Antrag nicht auf die Tagesordnung gesetzt. Ich
muB Sie deshalb bitten, zu dem Gesetzentwurf zu
sprechen.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Volker Beck (Koln) (BUNDNIS 90/DIE GRUNEN):
Ja. Ich spreche jetzt dazu, was Karlsruhe zu dem
«Soldaten sind Mérder”-Urteil gesagt hat, wenn der
Prasident mir das gestattet.

Vizeprésident Hans-Ulrich Klose: Das gestatte ich
Ihnen; aber die Einleitung war nicht ganz zur Sache.

(Wolfgang Zéller [CDU/CSU]: Ganz genau!)

Volker Beck (Kéln) (BUNDNIS 90/DIE GRUNEN):
Einige andere Beitrdge heute waren das auch nicht.

Karlsruhe hat ausdriicklich anerkannt, daB in der
Gleichstellung mit einem Morder eine tiefe Kran-
kung zu sehen ist. Hierfiir brauchen wir also keine
neue Strafvorschrift. Die Strafgerichte sind keines-
falls gehindert, wegen herabsetzender Meinungsdu-
Berungen zu bestrafen, die auf Soldaten der Bundes-
wehr als liberschaubare Gruppe bezogen sind.

Das Bundesverfassungsgericht hat jedoch - das
scheint hier massiv zu stéren - den hohen Rang der
Meinungsfreiheit fiir eine freiheitliche Gesellschaft
bekraftigt. Eine Beschrankung ist nur insoweit zulés-
sig, wie dies zum Schutz der persénlichen Ehre erfor-
derlich ist.

Einer nicht abgrenzbaren und uniiberschaubaren
Gruppe wie den Soldaten auf der Welt schiechthin
kommt aber schwerlich eine persénliche Ehre zu. Die
Gerichte miissen daher genau prifen - Frau Ddub-
ler-Gmelin hat das erwahnt -, ob die Mitglieder der
Bundeswehr iiberhaupt angesprochen sind. Dariiber
hinaus miissen sie priifen, welcher objektive Sinn der
getroffenen Aussage zukommt, ob sie einen ehren-
rihrigen Gehalt hat oder beispielsweise nur satirisch
gemeint ist. DaB eine Aussage polemisch, vielleicht
sogar verletzend formuliert ist, entzieht sie deshalb
noch nicht generell dem Schutzbereich des Grund-
rechts auf Meinungsfreiheit. Worin besteht also der
Skandal?

Das Bundesverfassungsgericht hat auch gesagt:
Insbesondere macht der Umstand, daB Soldaten Waf-
fendienst leisten, als Wehrpflichtige hierfir vom
Staat herangezogen werden und dabei Gehorsam
iben miissen, ihre persénliche Ehre nicht schutz-
wirdiger als diejenige von Angehérigen ziviler Be-
volkerungsgruppen. Ich kann nur sagen: Jawohl!

Sie streuen der Offentlichkeit Sand in die Augen;
denn Sie wissen genau: Nur eine solche verfassungs-
konforme Auslegung Ihres absurden Vorschlags wird
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zuldssig sein. Da bleibt von Threm lausigen Entwurf
nicht viel tibrig. Welche Aussage wird denn zukiinf-
tig strafbar sein, die bislang nicht als Beleidigung ge-
wertet wurde?

(Angelika Beer [BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN]: Das weiB} er doch nicht!)

Sie haben den Beweis dafiir, dal hier etwas Neues
geschieht, nicht angetreten.

(Zuruf von der CDU/CSU: Sie haben den
Entwurf iiberhaupt nicht gelesenl!)

Sie fiihren hier eine reine Schauveranstaltung auf.
Tucholskys gesammelte Werke werden nicht verbo-
ten werden. Moralische und ethische Aussagen tiber
Kriegshandwerk und Soldatentum werden weiter er-
laubt bleiben miissen.

Das heifit: AuBler einer Erhéhung des Straimafies
von zwei Jahren auf drei Jahre fiir die Verunglimp-
fung von Bundeswehrsoldaten dndert sich praktisch
nichts. Bei der Strafandrohung von drei Jahren ha-
ben Sie allerdings alle MaBstébe verloren. Ein Ge-
walttdter muBl schon ganz schon auf eine alte Frau
einpriigeln, um drei Jahre aufgebrummt zu bekom-
men, und Sie wollen das fiir einen Beleidigungstat-
bestand einfithren. Das zeigt den Verlust jeglicher
Dimension. Mit solchen Vorschldgen heizen Sie das
innenpolitische Klima an, und Sie beschddigen Ver-
fassungsorgane in threm Ansehen.

Meine Damen und Herren von der ED.P., Sie se-
kundieren der Union, zumindest in Ihrer Mehrheit,
wenn diese bei den Wahlen in Bayern und Baden-
Wiirttemberg auch noch den letzten Republikaner-
Stammtisch mit solchen Vorschldgen zur Stimmab-
gabe bewegen will. Das zeigt, wie weich das Riick-
grat der Gefélligkeitsdemokraten von der ED.P. in-
zwischen ist.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
sowie bei Abgeordneten der SPD und der
PDS)

Selbst Hindenburg meinte, es sei Ansichtssache,
ob Soldaten Morder seien. Ich weiB ja, da8 sich die
ED.P. immer starker nationalliberal auffithrt. Gene-
ralfeldmarschall Hindenburg aber brauchen Sie nun
wirklich nicht rechts zu iiberholen.

(Ulrich Heinrich [ED.P.]: Sie sind schwer zu
ertragen!)

Sie, Herr Minister, sind fiir mich wirklich eine be-
sondere Enttduschung. Véllig zu Recht haben Sie der
«Stiddeutschen Zeitung* verkiindet - das steht grof3
in der Uberschrift — , Wir brauchen keine Lex Bun-
deswehr”.

(Beifall des Abg. Heinrich Graf von Ein-
siedel [PDS])

Keine Woche spdter haben Sie genau dafiir einen
Entwurf auf den Tisch gelegt. Sie sind wirklich ein
Gefilligkeitsdemokrat par excellence.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN

und bei der PDS sowie bei Abgeordneten

der SPD - Joseph Fischer [Frankfurt]

[BUNDNIS 90/DIE GRUNEN]: So ist das!

Ein biBchen mehr Gewicht ware nicht
schlecht!)

Erstmals in Threr Amtszeit haben Sie rechtspolitisch
Stellung bezogen. Gleich danach sind Sie wieder ein-
geknickt. Die Halbwertszeit Threr Uberzeugungen
gehort wirklich ins Guinness-Buch der Rekorde.

Wir brauchen keine neue Strafvorschrift, meine
Damen und Herren. Unsere Antwort ist klar: Bundes-
wehrsoldaten sind keine Moérder.

(Dr. Wolfgang Schduble [CDU/CSU]: Wer
hat denn die Demonstrationen organisiert?)

Selbstverstandlich aber werden sie auch zum Téten
ausgebildet. Das kann man nicht bestreiten. Das muf}
man auch weiterhin sagen diirfen.

(Zustimmung bei der PDS - Zurufe von der
CDU/CSU)

Fiir viele religios wie politisch motivierte Pazifisten
ist jedes Toten im Krieg Mord. Ich teile diese Ansicht
nicht,

(Dr. Wolfgang Schéduble [CDU/CSU]: Alles
Heuchelei!)

sie muf} aber weiterhin geduBert werden diirfen.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
und bei der PDS)

Meine Damen und Herren von der CDU/CSU, die
schlimmsten Diffamierungen der Bundeswehr kom-
men aus Threr Ecke.

(Joachim Hérster [CDU/CSUJ: Unglaublich!)

Wenn Bundeswehrsoldaten in einem Atemzug mit
der Wehrmacht genannt werden,

(Joachim Hérster [CDU/CSU]: Ausgerech-
net Sie!)

wenn der ehemalige Wehrbeauftragte Biehle in der
Zeitschrift ,Luftwaffe” einen Ehrenschutz gleicher-
mafBen fiir die Verteidiger von Auschwitz und die
Bundeswehr fordert,

(Unruhe bei der CDU/CSU)

wenn die CSU seit Jahren eine Rehabilitierung der
Wehrmachtsdeserteure verhindert,

(Norbert Geis [CDU/CSU]: Das ist das
letzte! Das ist ungeheuerlich! - Weitere
Zurufe von der CDU/CSU)
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weil sie dies fiir die Bundeswehr fiir abtraglich halt,
dann sind das doch wirklich Diffamierungen. Die
miissen wir zurickweisen!

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN

und bei der PDS sowie bei Abgeordneten

der SPD - Joseph Fischer [Frankfurt]

[BUNDNIS 90/DIE GRfJNEN]: Wo er recht
hat, hat er recht!)

Ich frage Sie: Welches Recht hat eine Claire Ma-
rienfeld - dahinten sitzt sie —, einen besonderen
Ehrenschutz fiir Bundeswehrsoldaten zu fordern,
wenn sie Zivildienstleistende offentlich als Egoisten
herunterputzt und herabwiirdigt?

(Glinter Verheugen [SPD}: Das hat sie doch
nicht! Mit keinem Wort!)

Sie beschimpft Zivildienstleistende, obwohl diese ge-
nauso wie Wehrdienstleistende ihrer vom Gesetzge-
ber vorgesehenen Dienstpflicht nachkommen. Wo ist
denn Ihr Gesetzentwurf fir den Ehrenschutz von
Kriegsdienstverweigerern und Zivildienstleistenden?

(Beifall bei Abgeordneten des BUNDNIS-
SES 90/DIE GRUNEN und der PDS)

Meine Damen und Herren, es ist kein Zufall, daB
Ihr Vorstof} in Zeiten kommt, in denen die Aufgaben-
stellung der Bundeswehr grundlegend verandert
wird. Die Bundeswehr wird gegenwadrtig zu einer
potentiell weltweit einsetzbaren Interventionsarmee
umstrukturiert. Das kann man deutlich an den neuen
Ausbildungskonzepten sehen. Die Armee soll nicht
mehr Kriege verhiiten, sondern sie fibhren konnen,
und an der zunehmenden Zahl der Kriegsdienstver-
weigerer ist zu sehen, dafl diese Umstrukturierung in
weiten Kreisen der Bevélkerung nicht mehr akzep-
tiert wird.

(Zurufe von der CDU/CSU)

Deshalb riisten Sie hier politisch auf gegen die Kriti-
ker Ihrer Politik. Hier offenbart sich das autoritire
Staatsverstandnis der Koalition.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
sowie bei Abgeordneten der PDS - Wider-
spruch bei der CDU/CSU)

Meine Damen und Herren, man muf} weiter Pazi-
fist sein kénnen in Deutschland. Wer den Pazifismus
als geistige Stromung kriminalisieren will, der will
eine andere Republik. Deshalb weisen wir Ihren Ge-
setzentwurf als versuchten, aber untauglichen An-
schlag auf das Grundrecht auf Meinungsfreiheit zu-
rack.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
und bei der PDS - Zuruf von der CDU/CSU:
Unertraglich!)

Vizeprisident Hans-Ulrich Klose: Das Wort hat der
Kollege Jorg van Essen, FD.P.

Joérg van Essen (ED.P.): Herr Prasident! Meine Da-
men und Herren! ,Die Wiirde des Menschen ist un-
antastbar. Sie zu achten und zu schiitzen ist Ver-
pflichtung aller staatlichen Gewalt.” Von dieser aus

guten Grinden an die Spitze des Grundrechtskata-
logs gestellten Bestimmung mufi man sich dem
Thema Ehrenschutz fiir Soldaten ndhern; denn von
ihr wird nicht nur der Dienst in der Bundeswehr, son-
dern auch unsere Verpflichtung fiir die Bundeswehr
bestimmt. Und ich hatte mir gewiinscht, da8 auch
unsere heutige Debatte von dieser Verpflichtung be-
stimmt gewesen ware.

Die Soldaten der Bundeswehr geloben oder be-
eiden, das Recht und die Freiheit tapfer zu verteidi-
gen. Sie machen sich nach dem Wehrstrafgesetz zu-
sdtzlich strafbar, wenn sie Befehle ausfiihren, die
Straftaten zum Gegenstand haben. Es gibt keine
Streitkraft, die eine hohere Rechtsbindung hat als
unsere Bundeswehr.

(Beifall bei der ED.P. und der CDU/CSU)

Es gibt deshalb nicht den geringsten Anla8, sie mit
denen pauschal auf eine Stufe zu stellen, die das
schlimmste Verbrechen unserer Rechtsordnung be-
gehen, namlich andere Menschen aus niedrigen Be-
weggriinden zu téten.

(Beifall bei der FD.P. und der CDU/CSU)

Die Soldaten fordern zu Recht unseren Schutz ein.
Die Befehls- und Kommandogewalt tiber die Solda-
ten hat die Politik. Sie erteilt den Soldaten die Be-
fehle und Auftrage und ist dabei selbst gebunden.
Die Praambel des Grundgesetzes erteilt unserem
Staat den Auftrag, den Frieden in der Welt zu hiiten.
Artikel 26 des Grundgesetzes verbietet alle Handlun-
gen, die geeignet sind, das friedliche Zusammenle-
ben der Volker zu stéren, und verbietet insbesondere
den Angriffskrieg.

Ich wiederhole deshalb das, was Hans-Dietrich
Genscher in einer Aktuellen Stunde im vorigen Jahr
festgestellt hat:

Der freiheitliche Rechtsstaat wiirde sich selbst in
Frage stellen, wenn er denen den Schutz verwei-
gert, die in der Bundeswehr ihre grundgesetzli-
che Verantwortung fiir den Frieden erfiillen.

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU)

Wir machen einen Gesetzgebungsvorschlag und
folgen damit unserer Aufgabe als Gesetzgeber. Der
Vorwurf, wir wiirden das Bundesverfassungsgericht
nicht achten, ist doch absurd. Frau Daubler-Gmelin,
das Bundesverfassungsgericht ist nicht kritikfrei.
Auch fur die Beurteilung seiner Leistungen, seiner
Arbeit gilt die Meinungsfreiheit. Die Aufgeregthei-
ten sind doch nur ein Punkt und ein Teil der Unehr-
lichkeiten, mit denen in dieser Frage diskutiert wird.

(Jérg Tauss [SPD]: Von Ihrer Seite!)

Nahezu alle, die sich jetzt als Schiitzer der dritten
Gewalt auffiihren, haben doch ganz andere Téne an-
geschlagen, als ihnen andere Entscheidungen — und
wir haben heute morgen eine gehért —, etwa die des
Européischen Gerichtshofes zur Gleichberechtigung
oder die des Bundesverfassungsgerichts zur Abtrei-
bung, nicht gefallen haben.

(Dr. Herta Déaubler-Gmelin [SPD]: Das ist
doch nicht wahr!)
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Dabei tibersehen Sie im tibrigen, daBl das Bundes-
verfassungsgericht selbst — zuletzt bei der Sitzblocka-
denentscheidung - ausdriicklich darauf hingewiesen
hat, daB es dem Gesetzgeber freisteht, seinen politi-
schen Willen durch Gesetzgebung durchzusetzen.

Welch ein Sturm der Entriistung, insbesondere in
den Medien, tobt durch dieses Land, wenn von ir-
gend jemandem félschlich angedeutet wird, alle
Kriegsdienstverweigerer seien Driickeberger! Dann
wird natiirlich nicht das Hohelied der Meinungsfrei-
heit gesungen, sondern mindestens ein Riicktritt ge-
fordert. Ein Nachdenken dariiber, ob nicht zwischen
dem Vorwurf der Driickebergerei und dem Vorwurf,
Morder zu sein, Welten liegen, findet natiirlich nicht
statt.

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU)

Konnte es nicht auch zu den Unehrlichkeiten geho-
ren, daB all die, die Soldaten Morder schelten, natir-
lich behaupten, Radikalpazifisten und gegen jedes
Militar zu sein? Wie anders ist es zu erklaren, daB die
Veranstaltungen der Bundeswehr in Erfurt und Bonn
im letzten Jahr in vollig unwiirdiger Weise durchge-
hend durch Moérder-Rufe gestort wurden, von ahnli-
chen Aktionen aber im Zusammenhang mit dem
Krieg auf dem Balkan oder im Kaukasus nichts, aber
auch rein gar nichts zu horen war?

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU -
Dr. Wolfgang Schéauble [CDU/CSU]: Sehr
richtig!)

Frau Daubler-Gmelin, Herr Kollege Dr. Hirsch, es
ist doch nur theoretisch so, daB die Bundeswehr
durch das bisherige Beleidigungsstrafrecht geschiitzt
ist. Aus meiner eigenen Praxis als Oberstaatsanwalt —
auch ich habe die entsprechenden Verfahren einge-
stellt — weiB ich, daB alle Ermittlungsverfahren schon
deshalb eingestellt werden miissen, weil sich natiir-
lich alle einlassen, sie seien Radikalpazifisten und
gegen jedes Militar. Wir haben genau die Strafbar-
keitsliicke — Frau Kollegin, ich rate Thnen dringend,
einmal mit den Vertretern der Praxis zu sprechen —,
die hierdurch geschlossen werden muf.

Abg. Dr. Burkhard Hirsch
[ED.P])

Ich stelle fest: In der Praxis gibt es keinen wirksa-
men Ehrenschutz der Bundeswehr. Ich frage auch:
Wie muB sich eigentlich ein Soldat fithlen - ich selbst
kann es personlich nachempfinden, weil ich als Be-
obachter des Deutschen Bundestages in Sarajevo ge-
wesen bin und dort unter hoher Lebensgefahr eva-
kuiert worden bin -, der tagtaglich sein Leben aufs
Spiel setzt, um fiir Frieden und Freiheit in Bosnien
seinen Dienst zu leisten? Wie muB er sich eigentlich
fiihlen, wenn er diese Debatte, diesen intellektuellen
Hochmut des Kollegen Schily und die Oberflachlich-
keit des Kollegen Beck erlebt?

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU)

(Zuruf des

Es gibt eine dringende Gesetzgebungsnotwendig-
keit schon deshalb, weil man iiber den Begriff der
Ehre in unserem Land neu nachdenken muf}. Es hat
Zeiten gegeben, in denen die Ehre zum Teil grotesk
iiberbewertet worden ist — ich sage das kritisch -,

auch und gerade beim Militér. Ich habe aber das Ge-
fihl, daB der Begriff der Ehre, der ganz wesentlich
zur Menschenwiirde gehort, in unserem Lande er-
neut falsch, namlich extrem unterbewertet wird.

(Beifall bei Abgeordneten der E.D.P. und der
CDU/CSU)

Wir miissen wieder in einer der Menschenwiirde ge-
recht werdenden Weise mit diesem Begriff umgehen.

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU)

Ich habe es deshalb sehr begriifit, daB der Bundes-
justizminister eine Gesamtreform des Ehrenschutz-
rechtes angekiindigt hat und auch weiter anstrebt.
Dies ist allerdings eine umfangreiche und deshalb
zeitraubende Diskussion, die noch dadurch er-
schwert wird, daB die Sozialdemokraten - und ich
bedaure das - ihr Mitwirken bereits abgelehnt ha-
ben.

Es ist unsere Position - und die F.D.P.-Bundestags-
fraktion hat die Einbringung mit einer Ausnahme be-
schlossen —, daB die ED.P. diesen Weg der Vernunft
und des Augenmafes mittragt. Die neue Schutzvor-
schrift schiitzt die Institution Bundeswehr und ihre
Soldaten, wie wir auch andere Institutionen unseres
Staates strafrechtlich schiitzen.

Ich sagte: nur die Bundeswehr. Ich weiB, daB es na-
tirlich auch Beleidigungen in anderen Bereichen,
insbesondere bei der Polizei, gibt. Aber es gibt zwei
fundamentale Unterschiede. Zum einen gibt es kei-
nen Angehorigen des 6ffentlichen Dienstes, auBler in
der Bundeswehr, der zu seiner Tatigkeit durch uns
verpflichtet worden ist, ndmlich durch die Wehr-
pflicht. Die Tatigkeit der anderen Angehorigen des
offentlichen Dienstes beruht auf einer grundsétzlich
personlich-freiwilligen Entscheidung. Wir miissen
gerade auch unsere Wehrpflichtigen schiitzen, de-
nen wir diesen Dienst als Auftrag auferlegt haben.

Zweitens ist mir nicht bekannt, daf} sich andere Be-
rufsgruppen derart penetrant 6ffentlich in einer sol-
chen Breite und derartigen Allgemeinheit in
schwerster Weise beschimpfen lassen miissen, wie es
den Angehdrigen der Bundeswehr standig ge-
schieht. Niemandem sonst wird vorgeworfen, Mérder
zu sein. Diese Beleidigungen gehen nie so weit und
so tief wie die des Tucholsky-Zitats, das unseren Sol-
daten ihren Platz im Rechtsstaat entzieht.

Es ist daher verniinftig, diese Schutzvorschrift den
Soldaten der Bundeswehr vorzubehalten. Es grenzt
die Bundeswehr im iibrigen nicht aus, wie der Ham-
burger Justizsenator behauptet hat, genausowenig
wie die Schutzvorschrift fiir Amt und Person des Bun-
desprasidenten diesen ausgrenzt.

Vizepréasident Hans-Ulrich Klose: Herr Kollege van
Essen, gestatten Sie eine Zwischenfrage des Kolle-
gen Penner?

Jérg van Essen (F.D.P.): Danke, ich wiirde gern
weitermachen. - Es ist verniinftig, sie in Anlehnung
an ahnliche Strafrechtsvorschriften zu gestalten, die
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ebenfalls die Institutionen des
Rechtsstaats schiitzen.

demokratischen

Ich stelle ebenfalls fest: Es hat die notwendige Ab-
wigung zum Grundrecht auf Meinungsfreiheit statt-
gefunden.

(Joseph Fischer [Frankfurt] [BUNDNIS 90/
DIE GRUNEN]: Das ist der Hohepunkt des
Liberalismusl!)

Nicht nur Liberale wissen, daB dieses Grundrecht
fundamental fir eine freiheitliche Demokratie ist.
Wie diese Abwédgung zu geschehen hat, darauf hat
wiederum Hans-Dietrich Genscher in zutreffender
Weise hingewiesen: Das Grundrecht auf Meinungs-
freiheit verankert das uneingeschrankte Recht, die
AuBen-, Sicherheits- und Verteidigungspolitik unse-
res Landes zu kritisieren, und beinhaltet auch das
Recht, die Existenz der Bundeswehr in Frage zu stel-

len. Aber die Menschenwiirde auch der Biirger in

Uniform muB unantastbar bleiben.
(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU)

Das Recht auf freie MeinungsauBlerung selbst wird
in seinem Kern beschéadigt, wenn diejenigen, die die-
ses Grundrecht zusammen mit allen anderen Grund-
freiheiten schiitzen, als Moérder bezeichnet werden
diirfen.

(Giinter Verheugen [SPD]: Das ist unbestrit-
ten!)

Der Wert der neuen Vorschrift liegt darin, daB sie ge-
nau diese Abwagung in einer verfassungskonformen
Weise vornimmt.

Niemand behauptet, die Strafbarkeit der einfachen
Beleidigung verletze das Grundrecht auf Meinungs-
freiheit.

(Joseph Fischer [Frankfurt] [BUNDNIS 90/
DIE GRUNEN]: Der zitiert Genscher wie
andere Mao Tse-tung)

Der Bundesjustizminister hat ja Art. 5 des Grund-
gesetzes vorgelesen, der ausdriicklich die Meinungs-
freiheit aus Griinden der Ehre einschrankt. Das gilt
dann natirlich um so mehr fiir das Verunglimpfen,
also die erhebliche Ehrkrankung. Mindere Ehrkrén-
kungen als die Verunglimpfung miissen nach dem
bisherigen Beleidigungsrecht beurteilt werden.

Dazu kommt: Es reichen Tathandlungen im klein-
sten Kreise nicht aus. Dort mufl das freie Gesprach
moglich sein. Nur dann, wenn es 6ffentlich, in einer
Versammlung oder durch Schriften, geschieht, ist die
strafrechtliche Schutzpflicht des Staates gefragt.

Weil der Kollege Beck es angesprochen hat: Der
Strafrahmen ist dem der anderen ,Institutionenvor-
schriften” des Strafgesetzbuches angelehnt. Auch
von daher ist das keine Besonderheit.

Wir legen Thnen das Ergebnis unserer Uberlegun-
gen in dieser ersten Lesung vor und sind offen fir
alle Anregungen, die zu einer weiteren Verbesse-
rung fihren kénnen. An der Lagefeststellung und

am Ziel lassen wir jedoch nicht den geringsten Zwei-
fel.

(Zuruf von der CDU/CSU: Sehr richtig!)

Der jetzige strafrechtliche Schutz der Bundeswehr ist
unzureichend. Wir werden unsere Soldaten vor uner-
traglichen Angriffen auf ihre Menschenwiirde schiit-
zen.

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU)

Vizeprésident Hans-Ulrich Klose: Das Wort hat der
Kollege Gerhard Zwerenz, PDS.

(Dr. Wolfgang Schauble [CDU/CSU]: Womit
haben wir das verdient?)

Gerhard Zwerenz (PDS): Herr Prasident! Meine Da-
men und Herren! ,Nicht der Pazifist ist ein Schwach-
ling; der Bellezist, der Kriegsglaubige ist es.” -
« Wenn Toéten Siinde ist, so kann Téten en masse doch
unmdéglich ein mildernder Umstand sein ..." - ,Der
Krieg - sich schlagen! Erwiirgen, niedermetzeln ...
und wir besitzen heute Schulen, wo man lernt zu to-
ten ..." - ,... wir brauchten aus wechselseitigem
Mifltrauen keine stehenden Heere von vielen hun-
derttausend Mordern mehr zu fiittern . . .“ ~ Soldaten
sind ,Taugenichtse und Heuchler.” - ,Krieg heift
doch schlieBlich auf deutsch privilegierter Mord. "

Ich habe diese Zitate willkiirlich aneinanderge-
reiht; das sind sechs Zitate von Axel Eggebrecht, Vic-
tor Hugo, Maupassant, Heinrich Heine, dem Alten
Fritzen und Tucholskys Vater.

Ich will damit nur sagen: Sie werden, wenn Sie in
die Literatur gehen werden, noch viele Verbote
durchdriicken miussen. Ich denke an Autoren wie:
Swift, Voltaire

(Giinter Verheugen [SPD]: Das AT!)

— Altes Testament, bitte sehr —, Laotse, Jesus, Sokra-
tes, Erasmus, Kant, Grimmelshausen, Schubart, Lich-
tenberg, Freiligrath, Peter Hebel, Biichner, Borchert.
Ich habe sehr viele vergessen;

{Zuruf von der CDU/CSU: Karl Marx!)
wenn Sie wollen, kénnen wir noch mehr nennen.

Mir geht es darum: Es ist hier fortwahrend vom
Ehrenschutz der Soldaten gesprochen worden. Dies
bedeutet zugleich, daB Tucholskys Worte ,Soldaten
sind Mérder” in einen Zusammenhang gebracht wer-
den, der nicht original ist. Die drei Worte des Satiri-
kers von 1932 richteten sich gegen den Ersten Welt-
krieg. Unter den Reichswehroffizieren, die sich laut
Minister Groener damals beleidigt fithlten, befanden
sich junge zukiinftige Kommandeure wie Keitel und
Jodl, die nach dem Zweiten Weltkrieg ja bekanntlich
als Kriegsverbrecher hingerichtet worden sind. Das
heiBit: Tucholskys Warnung war Analyse und sehr ge-
naue Prognose.

(Beifall bei der PDS und dem BUNDNIS 90/
DIE GRUNEN sowie des Abg. Otto Schily
[SPD})
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Er nannte im gleichen Zusammenhang Krieger-
denkmaler ,Reklamedenkmadler” zur Ehrung ,er-
mordeter Morder”.

(Dr. Hermann Otto Solms [ED.P.]: Wollen
Sie die Wehrmacht mit der Bundeswehr
gleichsetzen?)

Wollen Sie das alles verbieten, wenn es auf Plakaten
steht? Soll das nur noch in Biichern stehen kénnen?
Wann legt man dann auch Hand an die Biicher?

Tucholsky schrieb: ,Wir speien auf das Militar.*
Ich gebe ja zu, daB das nicht die schénste Sprache ist.
Aber es ist die Sprache seiner Erfahrung im Ersten
Weltkrieg, weil er mitgewirkt hat. Es ist die umge-
drehte Sprache des Kriegsgegners wie — damals
sagte man es so - ein umgedrehtes Bajonett. Damit
wird der Antikrieg auf den scharfsten moglichen Be-
griff gebracht.

Ernst Jiinger, der von Ihnen und auch vom Bundes-
kanzler geehrt wird, ist als heroischer Kriegsmitlau-
fer des 20. Jahrhunderts bekannt. Es gibt eine
schone Geschichte von ihm dariiber, wie er die Exe-
kution eines Deserteurs leitet. Ich habe oft in Schulen
gehort, wie diese Geschichte vorgelesen worden ist.
Ich weiB, daB sie gut geschrieben ist. Aber ich habe
stets mit dem hingerichteten Deserteur sympathi-
siert. Ich glaube, daBl diese schéne Literatur einfach
ein Gegenbild braucht. Tucholsky hat dieses Gegen-
bild, diese Gegensprache geliefert. Er empfand Mit-
schuld. Es ist doch gar nicht so, daB er ,Soldaten sind
Mérder” gesagt und auf andere gewiesen hat. Er hat
auf sich gewiesen; denn er ist derjenige gewesen,
der bei Kriegsgerichten die Akten gehalten hat, wéh-
rend die Exekutionen stattgefunden haben. Das hat
ihn zu diesem Satz gebracht. In dem Satz ,Soldaten
sind Morder" ist also Selbstkritik enthalten. Das wird
von [hnen nicht beachtet.

(Beifall bei der PDS und dem BUNDNIS 90/
DIE GRUNEN sowie bei Abgeordneten der
SPD)

Norbert Bliim - in diesem Hause gewil nicht unbe-
kannt - am 10. Juli 1978 im ,Spiegel":

Ob einer im KZ Hitler gedient hat oder an der
Front, macht in meinen Augen nur einen graduel-
len Unterschied aus. Das KZ stand schlieBlich nur
so lange, wie die Front hielt.

Sie erinnern sich: Prompt wurde ihm von Franz Josef
StrauB vorgeworfen, den deutschen Frontsoldaten
herabzusetzen. Ich frage mich: Wieso eigentlich?
Auch wer in einem Krieg nicht personlich totet, ist
doch so etwas wie ein Schréaubchen in einer Tétungs-
maschinerie. Davon kann man sich doch gar nicht
freisprechen.

(Beifall bei der PDS)

So ist es gemeint, daB Soldaten im Krieg doch Mor-
der sind.

Ich weiB nicht, ob wir, wenn wir hier jetzt mit
Sprachverboten bedroht werden, in unserer Kritik an
moéglichen Entwicklungen der Bundesrepublik und
auch der Bundeswehr so frei sind, wie wir sein mus-
sen.

General a. D. KieBling: ,Die Wehrmacht gehért zur
Bundeswehr-Tradition.“ Staatssekretdrin Geiger am
29. Februar 1996 hier im Parlament:

Was die Kriegsgeneration an Beispielen militéri-
scher Tiichtigkeit, Tapferkeit, Opfermut und Ka-
meradschaft erbracht hat und in zahlreichen
Zeugnissen . . . vorlebte, das gehort auch zum un-
bestrittenen Erbe der deutschen Militdrge-
schichte.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Ich bestreite dies entschieden. Auf jeden Fall gibt es
den Widerspruch der Kriegsgegner, der Pazifisten
und der Verweigerer, die sich ihre Sprache nicht ver-
bieten lassen.

(Beifall bei der PDS und dem BUNDNIS 90/
DIE GRUNEN)

Es gibt einen Friedensnobelpreistrager, den wir
vergessen haben. Ich muBl zugeben, daB auch ich ihn
vergessen habe. Er heifit Ludwig Quidde. Er hat
1927 als Deutscher den Friedensnobelpreis bekom-
men.

(Walter Kolbow [SPD]: Er war ein Liberaler!

- Volker Beck [Kéln] [BUNDNIS 90/DIE

GRUNEN}: Das waren noch Zeiten! -

Joseph Fischer [Frankfurt] [BUNDNIS 90/
DIE GRUNENY}: Lang ist's her!)

— Er war ein Liberaler. Das ist doch etwas fiir eine
Partei, die umfallt, noch bevor sie den Befehl zum
Umfallen erhélt, wie wir es jetzt wieder beim Justiz-
minister gesehen haben.

Vizeprisident Hans-Ulrich Klose: Sie miissen zum
Schlul kommen, Herr Zwerenz. IThre Redezeit ist ab-
gelaufen.

Gerhard Zwerenz (PDS): Ich hoére, daB ich zum
Schiufl kommen muB. Es tut mir leid, ich hétte gern
noch weiter gesprochen. — Von diesem Ludwig
Quidde gibt es das wunderbare Wort — -

(Zuruf von der CDU/CSU: Ja, welches?)

Aber ich muB jetzt gar nicht zitieren. Jeder, der es
wissen mochte, kann das Zitat von mir bekommen.

Danke.

(Beifall bei der PDS und dem BUNDNIS 90/

DIE GRUNEN - Joseph Fischer [Frankfurt)

[BUNDNIS 90/DIE GRUNEN]: Gerhard, das
hattest du vorlesen sollen!)

Vizeprasident Hans-Ulrich Klose: Das Wort fir die
Bundesregierung hat Minister Riihe.

Volker Rihe, Bundesminister der Verteidigung:
Herr Prasident! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Aus meiner Sicht, aus der Sicht des Verteidigungsmi-
nisters, geht es in dieser Debatte um das Verhéltnis
des Staates zu seinen Streitkraften, um das Verhalt-
nis Deutschlands zu seinen Streitkraften und um das
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Verhdéltnis des deutschen Parlaments zu seinen
Streitkraften.

(Dr. Wolfgang Schauble [CDU/CSU]: Und
zu den Soldaten!)

Bei einem Staat, der nicht in der Lage ist, seine Sol-
daten vor den Rufen ,Morder! Morder!* zu schiitzen,
ist etwas nicht in Ordnung. Er hat ein gestortes Ver-
haltnis zu seinen Soldaten.

(Beifall bei der CDU/CSU und der ED.P)
Herr Kollege Schily, Ihre Rede hat mich erschreckt.

(Jorg Tauss [SPD]: War gut, eine ausge-
zeichnete Rede!)

Die SPD wird noch dariiber nachzudenken haben.
Ich sage IThnen, warum: Sie verkennen vollig den be-
sonderen Dienst, den wir von unseren Soldaten ver-
langen: treu zu dienen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der F.D.P. - Otto Schily [SPD]: Den
habe ich ausdriicklich erwéhnt!)

— Jetzt horen Sie mal einen Augenblick zu!

Wer in einer Art griitnem Spott Oberférster, Mi-
nisterprasidenten und Abgeordnete mit Soldaten ver-
gleicht, von denen wir notfalls verlangen, daB sie ihr
eigenes Leben geben, damit dieses Land und das
Biindnis verteidigt werden,

(Otto Schily [SPD]: Das habe ich doch aus-
driicklich gesagt!)

der hat ein gestortes Verhaltnis zu den Streitkraiften,
und das ist nicht gut.

(Beifall bei der CDU/CSU und der ED.P. -
Jorg van Essen [FD.P.]: Intellektueller
Hochmut!)

Herr Schily, fiir mich ist das alles sehr konkret. Ich
habe gerade gestern wieder Soldaten, Pionieren, be-
fohlen, Auftrdge in Bosnien durchzufiihren, ndmlich
eine Briicke zu bauen, wissend, dalB3 sie durch ver-
mintes Gelande gehen miissen, um diese Briicke zu
bauen. Ich frage mich, ob ich das Recht habe, solche
gefdhrlichen Auftrdge zu erteilen, wenn ich nicht
Leuten wie Ihnen entgegentrete, die sagen, es gehe
um eine ,sakrale Uberhéhung des Militarischen”. Es
geht vielmehr um den Schutz der Soldaten, die ge-
fahrliche Auftrage fiir uns durchfiihren.

(Beifall bei der CDU/CSU und der ED.P)

Habe ich das Recht, so etwas von den Soldaten zu
verlangen, wenn ich nicht im Parlament in der Lage
bin, sie zu schiitzen?

Ich habe mir, als Sie geredet haben, einen gestan-
denen Feldwebel vorgestellt. Gott sei Dank kommen
sie aus allen Bereichen unserer Gesellschaft. Es sind
auch gestandene Sozialdemokraten aus dem Ruhrge-
biet dabei. Ich sehe diesen Feldwebel jetzt in Benko-
vac bei den Pionieren vor mir. Was mull er empfin-
den, wenn Sie ihn in dieser Weise vergleichen und
mit Spott iiberziehen? Er ist bereit, sein Leben einzu-

setzen, und deswegen miissen wir ihn auch schit-
zen.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FD.P. -
Otto Schily [SPD]: Sie haben bei meiner
Rede nicht zugehort, Herr Riihe!)

— Herr Schily, ich habe sehr wohl zugehért.

(Abg. Walter Kolbow [SPD] meldet sich zu
einer Zwischenfrage)

—Ich lasse jetzt keine Zwischenfrage zu.

Herr Schily, Sie haben gesagt, es gehe um eine
.sakrale Uberh6hung des Militarischen*,

(Dr. Wolfgang Schéduble [CDU/CSU]: Eine
verraterische Sprache!)

und Sie haben von ,privilegiertem Ehrenschutz* ge-
sprochen. Ich muB Ihnen in Bitterkeit sagen: Die Sol-
daten haben bei einer sehr gefdhrlichen Mission
auch das Privileg zu sterben.

(Zuruf von der PDS: Das haben wir auchl!)

Deswegen schuldet ihnen das deutsche Parlament ei-
nen ausreichenden Schutz; sonst kénnen solche Auf-
trage nicht durchgefiihrt werden.

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.)

Ich frage mich: Was soll ich einem jungen Jugend-
offizier sagen, der in die Schulen geht, in unser aller
Auftrag fiir die Wehrpflicht wirbt und hért, daB Sie
hier die Formulierung des Bundesverfassungsge-
richts in einer anderen Entscheidung immer in den
Mittelpunkt stellen, namlich die vom Parlaments-
heer? Das ist ja auch richtig. Der junge Mann, der
den Wehrdienst ableistet, hétte vielleicht lieber seine
Lehre absolviert oder studiert oder etwas anderes ge-
macht. Aber wir, das deutsche Parlament, nehmen
ihn in die Pflicht. Und Sie sagen, die Bundeswehr sei
ein Parlamentsheer. - Ja, dann mubB dieses Parlament
verdammt noch mal die Soldaten auch schiitzen. Wer
etwas von den Soldaten verlangt, der mufl ihnen
auch den notwendigen Schutz geben.

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.)

Ich will mich nicht in die juristischen Einzelheiten
einmischen. Aber die Soldaten der Bundeswehr
konnten mit dem, was das Bundesverfassungsgericht
gesagt hat, nicht zufrieden sein. Deswegen bin ich
froh, daB es hier eine solche Initiative gegeben hat.
Die Soldaten brauchen unseren Ehrenschutz; da ist
nichts an Privilegien dabei. Wir verlangen von ihnen
mehr als von anderen.

(Walter Kolbow [SPD]: Den haben sie!)
— Sie haben ihn in der Praxis nicht.
(Walter Kolbow [SPD]: Doch, sie haben ihn!)

- Entschuldigung, ich war doch beim GroBen Zap-
fenstreich hier in Bonn selbst dabei. Da war die Bun-
deswehr angetreten und nicht die Reichswehr. Ich
habe die Rufe ,Mérder! Mérder!” gehort.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FD.P. -
Walter Kolbow [SPD]: Sie haben sie doch
nicht in Schutz genommen!)
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—Ich habe sie in Schutz genommen.

(Giinter Verheugen [SPD]: Mit Reden hier,

aber Sie haben nichts getan! - Paul Breuer

[CDU/CSU]: Was haben Sie ihnen denn
gesagt?)

Der Militirbischof Dr. Lowe fand letztes Jahr beim
6kumenischen Gottesdienst zum 40jahrigen Be-
stehen der Bundeswehr Worte, fiir die ich dankbar
bin. Er sagte:

Wofir Soldaten einstehen, das ist nicht schon der
Frieden Gottes, aber der irdische Friede, die Ab-
wesenheit von Krieg, die wir zusammen mit der
Politik ganz wesentlich auch der Bundeswehr
verdanken. Das diirfen wir nicht selbstverstand-
lich nehmen, nicht gedankenlos wahr sein lassen.

Der Militarbischof hat die Soldaten als ,Diener des
Friedens"” bezeichnet.

(Joseph Fischer [Frankfurt] [BUNDNIS 90/
DIE GRUNEN]: Wie heiBt denn der Militar-
bischof?)

Das hat ihnen gutgetan. Es trifft den Kern ihres Auf-
trags. Deswegen ist es gut, daB dieses deutsche Par-
lament versucht, den Soldaten den ihnen zustehen-
den Schutz fiir ihre schwere Aufgabe zu geben.

Vielen Dank.
(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P)

Vizeprasident Hans-Ulrich Klose: Das Wort hat der
Kollege Giinter Verheugen.

Giinter Verheugen (SPD): Herr Prasident! Meine
sehr verehrten Damen und Herren! Wer das Instru-
ment, das Sie vorschlagen, um den Schutz der Ehre
unserer Soldaten zu gewahrleisten, fur falsch halt,
hat deshalb noch kein gestortes Verhdltnis zu den
Streitkraften.

(Beifall bei der SPD, dem BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN und der PDS)

Hat der Bundesprasident ein gestértes Verhéltnis
zu den Streitkraften? Das Zitat, das Kollege Hirsch
am Anfang bereits zitiert hat, hat eine Fortsetzung.
Auf der Kommandeurstagung am 15. November 1995
in Miinchen fuhr der Bundesprasident nach dem,
was Herr Hirsch bereits zitiert hat, fort:

Entscheidend ist nun allerdings, was die Strafge-
richte aus den Richtlinien des Verfassungsgerich-
tes machen. Und klar ist auch, daB jede einzelne
AuBerung sorgféltig darauf iiberpriift werden
mubB, ob sie eine solche Behauptung wirklich auf-
stellt. Das gebietet schon der Grundsatz , in dubio
proreo”.

- Wir haben es hier mit dem Rechtsstaat zu tun. —

Die Dinge liegen hier bei Soldaten nicht anders
als bei Beamten, Unternehmern, Gewerkschaf-

tern und bei Richtern. Und diese Diskussion wer-
den wir alle miteinander auch aushalten miissen.

(Beifall bei der SPD, dem BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN und der PDS sowie der Abg.
Sabine Leutheusser-Schnarrenberger [F.D.P.]
und des Abg. Dr. Burkhard Hirsch [F.D.P.])

Die Wehrbeauftragte hat vor wenigen Tagen ihren
Bericht vorgelegt — Drucksache 13/3900 vom 5. Marz.
Ich finde darin zu der rechtspolitischen Fragestel-
lung, mit der der Justizminister seine Rede eingelei-
tet hat, den Satz:

Ich freue mich daher, daB der Stellenwert der
Bundeswehr in der Offentlichkeit wieder gestie-
genist.

Die Wehrbeauftragte fordert in ihrem Bericht mit
keinem Satz einen besonderen gesetzlichen Ehren-
schutz firr Soldaten,

(Zuruf von der ED.P.: Das ist auch nicht die
Aufgabe der Wehrbeauftragten! Diese For-
derung kann sie gar nicht stellen!)

sondern zitiert prézise das, was ich gerade aus der
Rede des Bundesprédsidenten zitiert habe. Damit
koénnte, wenn es ernst gemeint wére, die Debatte ei-
gentlich beendet sein.

(Beifall bei der SPD und dem BUNDNIS 90/
DIE GRUNEN sowie bei Abgeordneten der
PDS)

Ich habe mich bei den Einlassungen des Bundesju-
stizministers gefragt, ob sich Herr Professor Schmidt-
Jortzig vielleicht einen Scherz machen wollte. Haben
wir da einen braven Soldaten Schwejk auf der Regie-
rungsbank sitzen,

(Dr. Wolfgang Freiherr von Stetten [CDU/
CSUJ: Verheugen, unterstes Niveau!)

der einen Auftrag in so absurder Weise erfiillt, da8
der Auftraggeber am Ende als der Dumme dasteht?

(Zurufe von der CDU/CSU)
- Doch, diese Frage muB man sich ernsthaft stellen.

(Beifall bei der SPD, dem BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN und der PDS)

Aber ich fiirchte, ein so seltenes subtiles Stiick angel-
sachsischen Humors gibt es in der deutschen Politik
nicht.

(Dr. Wolfgang Freiherr von Stetten [CDU/
CSUJ: Der humorige Verheugen!)

Das Gesetzesvorhaben, so erkennbar es auch sei-
nen angestrebten politischen Zweck verfehlen mubB,
ist ganz ernst gemeint, und so offenbart sich bei dem
Bundesjustizminister nicht eine kostliche List, son-
dern eine ganz gewodhnliche politische Charakter-
schwache.

(Beifall des Abg. Gerhard Zwerenz [PDS] -
Widerspruch bei der CDU/CSU und der
ED.P)
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Giinter Verheugen
- Ja, es ist so. Es tut Thnen weh.

(Dr. Hermann Otto Solms [ED.P.]: Von Cha-
rakter miissen Sie reden! - Joseph Fischer
[Frankfurt] [BUNDNIS 90/DIE GRUNEN]:
Wie hat Herr Méllemann gesagt: Schmidt
fiir die Linken, Jortzig far die Rechten!)

Vizeprisident Hans-Ulrich Klose: Herr Kollege
Verheugen, wiirden Sie einen Augenblick zuhoren?
- Ich finde, die personliche Kennzeichnung mit
«Charakterschwéache” und dhnlichem paBt nicht ins
Parlament. Sie sollten das gleich korrigieren.

(Beifall bei der CDU/CSU und der ED.P)

Giinter Verheugen (SPD): Ich mufl das akzeptieren,
Herr Prdsident, obwohl ich gesagt habe: eine ,poli-
tische Charakterschwéche”. Aber ich akzeptiere das.

Es geht um die Ehre unserer Soldaten. Die Beto-
nung liegt nach dem Willen der Koalition auf ,un-
sere”, denn die bei uns stationierten Angehorigen
der Streitkrdfte befreundeter Nationen sollen nicht
besonders in ihrer Ehre geschiitzt werden. Das fallt
als erstes in Ihrem Gesetzentwurf auf.

Nun ist es sicher richtig, daB es in militdrischen Or-
ganisationen traditionell einen besonderen Ehrbe-
griff gibt. In nicht einmal allzu ferner Vergangenheit
fithrte das zu einem grotesk tibersteigerten Ehrenko-
dex. Es mufBte Blut flieBen, damit beleidigte Ehre
wiederhergestellt werden konnte. Ein beleidigter
Offizier griff nicht zum Strafgesetzbuch, sondern zur
Waffe. Das ist nun Gott sei Dank vorbei.

(Dr. Wolfgang Freiherr von Stetten [CDU/
CSUJ: Sie sind im letzten Jahrhundert! -
Joseph Fischer [Frankfurt] [BUNDNIS 90/
DIE GRUNEN]: Wenn Sie so weitermachen,
Herr von Stetten, kommen wir dahin!)

- Ich sage doch: Das ist vorbei. Es lohnt sich aber, ein
biBchen die historischen Zusammenhdnge zu ken-
nen.

Wir wollen keine Offizierskaste mehr, keinen aus
der Gesellschaft herausgehobenen Soldatenstand.

(Beifall bei der SPD und der PDS)
Unser Leitbild ist der ,Biirger in Uniform”.
{Norbert Geis [CDU/CSU}: Ja, genau!)

Die Ehre des Soldaten in unserer Zeit ist selbstver-
stdndlich schutzwiirdig und schutzbediirftig — aber
nicht mehr und nicht weniger als die Ehre jedes an-
deren Biirgers auch.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne-
ten des BUNDNISSES 90/DIE GRUNEN)

Ein besonderes Strafrecht zum Schutz der Soldaten-
ehre dient den Interessen der Soldaten in einer de-
mokratischen Gesellschaft nicht; denn es hebt die
Soldaten hervor, und es sondert sie ab.

(Beifail bei der SPD, dem BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN und der PDS)

Eine solche Absonderung hat die Bundeswehr im
41. Jahr ihres Bestehens wahrlich nicht verdient. Ihr
groBes, im vergangenen Jahr von uns allen gewir-
digtes Verdienst ist gerade ihre Normalitdt, ihre Inte-
gration in die Gesellschaft.

(Norbert Geis [CDU/CSU]: Deswegen diir-
fen wir sie auch nicht als Moérder bezeich-
nenl!)

Darum sollte es fiir sie kein besonderes politisches
Strafrecht geben. Vielmehr muBB der Bundeswehr zu-
zumuten sein, daB die bereits geltenden Strafge-
setze, die vor Beleidigung, Verleumdung und tbler
Nachrede schiitzen, auch fiir sie ausreichen.

Ich verstehe die Gefiihle vieler Soldaten im Zusam-
menhang mit der ,Soldaten sind Morder”-Debatte
sehr gut. Herr Kollege Riihe, auch in mir ist die kalte
Wut hochgestiegen, als beim GroBlen Zapfenstreich
aniaBlich des 40jahrigen Bestehens der Bundeswehr
auf der Bonner Hofgartenwiese die ,Moérder! Mor-
der!”-Rufe skandiert wurden.

(Beifall des Abg. Otto Schily [SPD])

Ich finde es aber ungeheuerlich - Sie haben das eben
vielleicht nicht mitbekommen -, wie der Kollege
Schduble auf dieses Problem reagiert hat. Er hat
ndmlich dazwischen gerufen: ,Wo war die nord-
rhein-westfélische Justiz?” Ich frage: Wo waren Sie,
Herr Verteidigungsminister? Warum haben Sie,
wenn das so schlimm war, keinen Strafantrag wegen
Beleidigung gestellt? -~ Sie haben gute Griinde ge-
habt.

(Norbert Geis [CDU/CSU]: Das ist doch
Sache der Staatsanwaltschaft!)

- Es ist ein Antragsdelikt, Herr Kollege; das wissen
Sie so gut wie ich. - Warum haben Sie es nicht getan,
Herr Verteidigungsminister? Sie hédtten es tun kén-
nen. Ich konnte es nicht tun. Aber der Verteidigungs-
minister, der Generalinspekteur, der auch dort ge-
standen hat, hdtte es gekonnt. Machen Sie nicht die

nordrhein-westfilische Justiz fiir etwas verantwort-

lich, was Sie selbst nicht in Gang gesetzt haben.

(Beifall bei der SPD, dem BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN und der PDS)

Im dbrigen sage ich Thnen: Diese ,Mérder! Mor-
der!“-Rufe bei der Veranstaltung waren eine
schwere Herabsetzung - keineswegs nur fiir die Sol-
daten, sondern fiir die demokratische Gesellschaft in
unserem Land insgesamt.

Der Satz, den Tucholsky 1931 geschrieben und den
Carl von Ossietzky gedruckt hat, ndmlich ,Soldaten
sind Mérder”, war der - vielleicht iberhart formu-
lierte — Ausdruck einer Erfahrung der damaligen
Zeit, einer Erfahrung, die im Zweiten Weltkrieg noch
einmal in furchtbarster Weise gesteigert wurde. In
der Bundesrepublik Deutschland ist diese Erfahrung
bei der Schaffung der Bundeswehr in einer Weise
verarbeitet worden, die diesen Satz - heute und auf
die Bundeswehr und ihre Soldaten bezogen - zu ei-
ner intellektuellen Unméglichkeit macht — eben weil
es Kadavergehorsam und weil es verbrecherische Be-
fehle gegeben hat, die befolgt wurden. Dabei macht
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sich die Mehrheit des Deutschen Bundestages -
wenn ich Thnen das bei der Gelegenheit auch noch
mal sagen darf - leider wenig Sorgen um die Ehre
derjenigen Wehrmachtsangehérigen, die sich sol-
chen Befehlen widersetzt haben.

(Beifall bei der SPD, dem BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN und der PDS)

Weil es das alles gab, haben wir ein Soldatenge-
setz, in dem unter § 10 zu den Pflichten des Vorge-
setzten steht:

Er darf Befehle nur zu dienstlichen Zwecken und
nur unter Beachtung der Regeln des Vilker-
rechts, der Gesetze und der Dienstvorschriften er-
teilen.

Das heiBit: Der Soldat wird nicht iiber das Recht ge-
stellt, selbst im Krieg nicht. — Es geht noch weiter.
§ 11 desselben Gesetzes schrankt auch die Gehor-
samspflicht ein:

Ein Befehl darf nicht befolgt werden, wenn da-
durch eine Straftat begangen wiirde.

Diese beiden Bestimmungen sind fundamental fiir
den demokratischen und rechtsstaatlichen Charakter
unserer Armee.

(Jorg van Essen [FD.P.]: Ich habe das
bereits ausgefiihrt!)

Sie sind zu Gesetzestext gewordene historische Er-
fahrungen. Wer vor diesem Hintergrund Tucholskys
+Morder-Zitat" auf die Bundeswehr oder einzelne ih-
rer Angehorigen anwendet, hat von unserer Ge-
schichte und unserer Demokratie nichts begriffen.

(Beifall bei der SPD, dem BUNDNIS 90/DIE

GRUNEN und der PDS - Jérg van Essen

[ED.P]: Ziehen Sie doch die Konsequenz
daraus!)

Eine ganz andere Sache, verehrter Kollege, sind
pazifistische MeinungsduBerungen. Ein Angehori-
ger der Bundeswehr mag es personlich als krankend
empfinden, wenn einer ihm sagt: Soldaten diirfen
oder miissen im Ernstfall toten. Sie werden sogar
dazu ausgebildet, es zu kénnen.

(Norbert Geis [CDU/CSU}: Deswegen sind
sie doch keine Morder!)

- Das weiB ich doch. - Ich kann das nicht billigen,
weil ich das Toten ablehne. Eine solche pazifistische
Gesinnung wird vom Grundgesetz ausdriicklich ge-
schiitzt,

(Dr. Wolfgang Schéauble [CDU/CSU]J: Das ist
doch unstreitig!)

Sie ist die Begriindung fiir die Verweigerung des
Kriegsdienstes aus Gewissensgriinden.

Wenn wir uns iiber die Ehre der Soldaten unterhal-
ten, wenn wir dariiber sprechen, daf es fiir Soldaten
eine Beleidigung ist, im Zusammenhang mit diesem
Zitat genannt zu werden, dann méchte ich allerdings
auch darum bitten, dal darauf hingewiesen wird,
daB es fiir junge Zivildienstleistende auch eine Belei-
digung ist und auch sie eine schiitzenswerte Ehre ha-

ben, wenn ihnen gesagt wird, sie gehérten einer Ge-
neration von Driickebergern und Faulenzern an.

(Giinther Friedrich Nolting [FD.P.]: Aber

das ist doch nicht gleichzusetzen! - Gegen-

ruf der Abg. Dr. Barbara Hendricks [SPD]:

Natiirlich! Das sind alles Staatsbiirger! Das
ist also doch gleichzusetzen!)

- Aber selbstverstandlich ist das gleichzusetzen.

Fir den Soldaten, meine Damen und Herren, er-
gibt sich daraus eine Situation — -

Vizepréasident Hans-Ulrich Klose: Herr Kollege
Verheugen, gestatten Sie eine Zwischenfrage des
Kollegen Dr. Penner?

Giinter Verheugen (SPD): Nein, das tue ich nicht. -
Ach, Entschuldigung!

(Lachen bei der CDU/CSU und der ED.P.)

Willfried, ich bitte um Entschuldigung. Ich hatte den
Namen nicht verstanden. Aber ich kann das jetzt
nicht mehr korrigieren.

Vizeprisident Hans-Ulrich Klose: Nein ist nein.

Giinter Verheugen (SPD): Nein ist nein, tut mir
leid.

Fiir den Soldaten ergibt sich daraus eine paradoxe
Situation, die fiir ihn nicht immer leicht zu verstehen
ist. Er muB ja die pazifistische Gesinnung, die ihn
und sein Tun ablehnt, nicht nur respektieren und to-
lerieren. Er muBl auch bereit sein, eine pazifistische
Gesinnung unter Einsatz seines Lebens zu verteidi-
gen, weil sein Dienst gerade darin besteht, einen
Staat zu schiitzen, zu dessen demokratischer Ord-
nung die Garantie der Meinungsfreiheit und der Ge-
wissensfreiheit unverzichtbar gehort. Das ist viel ver-
langt, meine Damen und Herren.

Der Verteidigungsauftrag unserer Streitkrafte
dient dem Schutz der Grundrechte vor Gefahrdun-
gen von aufien. Als Voltaire seinen beriihmten Satz
«Ich billige IThre Meinung nicht; aber ich werde mit
meinem Leben dafiir eintreten, dafl Sie sie duBern
konnen" sagte, gab es noch keine Streitkrafte, die ei-
nen solchen Auftrag héatten erfiillen miissen. Heute
gibt es sie, und heute konnte es Voltaire geschehen,
daB er tatsachlich mit seiner Gesundheit und seinem
Leben fiir diese seine Uberzeugung eintreten muB.
Insofern glaube ich schon, daBl der Beruf des Solda-
ten in unserer Zeit ein besonderes Ethos hat, weit
entfernt von dem als Soldatenehre getarnten Stan-
desdiinkel der Vergangenheit.

Dieses soldatische Ethos ist schutzwiirdig. Aber
das ist keine Sache des Strafrechts. Meine Damen
und Herren, fiir das Ansehen der Bundeswehr oder
ihrer Soldaten in der 6ffentlichen Meinung - was im-
mer hier, Herr Bundesjustizminister, mit , 6ffentlicher
Meinung” gemeint sein mag; aber so steht es nun
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einmal im Gesetzentwurf - ist nicht der Strafrichter
zustandig. Dafir sind wir alle verantwortlich.

(Beifall bei der SPD — Norbert Geis [CDU/
CSUJ: Deswegen miissen wir das Gesetz
machen!)

Eine demokratische Armee in einer demokrati-
schen Gesellschaft ist nur dann méglich, wenn beide
die Integration der Streitkraite in die Gesellschaift
wollen und férdern.

(Norbert Geis [CDU/CSU]: Dann darf man
nicht zulassen, daBl man sie Morder nennt!)

Soldaten haben daher einen Anspruch darauf, daB
die politisch Verantwortlichen bei der verfassungsge-
mafen und gesetzestreuen Erfiillung ihres Auftrages
hinter ihnen stehen. Das ist der Grund, warum wir
bei vielen Anldssen gerade im vergangenen Jahr der
Bundeswehr dafiir gedankt haben, daB sie gesetzes-
treu und verfassungsgemaB ihren Auftrag erfillt und
daB wir eine demokratische Armee in einem demo-
kratischen Staat haben.

(Beifall bei der SPD - Dr. Wolfgang Freiherr
von Stetten [CDU/CSU}: Dann war das ja
wohl Heuchelei!)

Ich habe gesagt, zum erstenmal in der deutschen
Militargeschichte und in der deutschen politischen
Geschichte haben wir eine Armee, auf die wir alle
gemeinsam stolz sein kénnen,

(Beifall bei der SPD sowie des Abg. Joseph
Fischer [Frankfurt] [BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN]})

Mehr an politischer Unterstiitzung, mehr an Verteidi-
gung des besonderen Ethos der Bundeswehr kénnen
Sie allerdings von der Politik auch nicht verlangen.

(Gunther Friedrich Nolting [FD.P.]J: Ja, von
der SPD nicht! Das ist wohl wahr!)

— Lieber Herr Nolting, tbertreffen Sie das erst ein-
mal, und dann kénnen wir wieder dariiber reden.

Eine ernsthafte, in die Tiefe gehende Diskussion
uber die ethischen Grundlagen des Soldatenberufs -
und der Wehrpflicht ibrigens auch -, die ja nach
dem, was die Wehrbeauftragte vor wenigen Tagen
bekanntgegeben hat, notwendig wiére, triige zum
Ansehen der Bundeswehr jedenfalls mehr bei als der
Versuch einer strafrechtlichen Sonderbestimmung,
die noch dazu so konstruiert ist, daB sie den freiheitli-
chen Charakter unseres Staates verdandert. Eine Ar-
mee, die auf die Verteidigung der Freiheit vereidigt
ist, Wehrpflichtige, die auf die Verteidigung der Frei-
heit ein Gel6bnis ablegen, werden in Wahrheit her-
abgesetzt, wenn man ihnen sagt, erst miiite die Frei-
heit beeintrachtigt werden, damit der Soldat sie auch
schiitzen kann.

(Dr. Woligang Freiherr von Stetten [CDU/
CSUJ: Das ist doch ein abstruser Gedanke!)

Unsere Bundeswehr braucht sich nicht zu verstek-
ken. Sie braucht auch nicht dem Meinungsstreit und
der Kritik entzogen zu werden. Die Offiziere und Sol-
daten sind sich ihres Wertes sehr wohl bewuBt. Sie

jedenfalls brauchen dieses Gesetz nicht. Im Gegen-
teil, eine solche Gesetzesvorlage ist in Wahrheit ein
Mifibrauch der Bundeswehr zu sehr durchsichtigen
politischen Zwecken.

(Beifall bei der SPD und dem BUNDNIS 90/
DIE GRUNEN)

Dieses Gesetz wird den Rechtsstaat und die Frei-
heit beschadigen, es wird mit der Bundeswehr aber
auch genau die Institution beschddigen, die es zu
schiitzen vorgibt.

(Beifall bei der SPD und dem BUNDNIS 90/
DIE GRUNEN sowie bei Abgeordneten der
PDS)

Vizepréasident Hans-Ulrich Klose: Das Wort zu ei-
ner Kurzintervention hat die Kollegin Dr. Barbara
Holl. Darf ich die Bitte duBern, daB Sie sagen, auf
welche Rede Sie sich beziehen, damit nicht immer
Unklarheit in dieser Hinsicht besteht.

Or. Barbara Héll (PDS): Herr Prasident! Recht herz-
lichen Dank fiir die Worterteilung. Ich beziehe mich
auf die Rede des Herrn Bundesministers fur Verteidi-
gung, weil ich mich mit dieser Rede zu Unrecht ver-
einnahmt fihle.

Herr Riihe hat in seiner Begriindung fiir den not-
wendigen Ehrenschutz der Soldaten ausgefiihrt, daB
wir alle, das heiBt alle Mitglieder dieses Parlaments,
die Soldaten unter anderem nach Ex-Jugoslawien
entsandt hatten. Hierzu mochte ich eindeutig fest-
stellen, daB ich mich auf dem Boden des Grundgeset-
zes bewege. Ich anerkenne die Wehrpflicht, aber
sehe im Grundrechtskatalog gleichzeitig die Mag-
lichkeit der Kriegsdienstverweigerung. Auf dieser
politischen Grundlage trete ich - wie viele Kollegin-
nen und Kollegen der PDS - fiir die Abschaffung der
Wehrpflicht ein.

Wir — auch ich - haben in allen Abstimmungen die-
ses Bundestages zu diesem Thema gegen die Entsen-
dung deutscher Soldaten auBlerhalb des NATO-Ge-
bietes, nach Somalia, aber auch nach Ex-Jugosla-
wien, votiert. Aus diesem Grunde ist, so denke ich,
der von Ihnen hergestellte Zusammenhang nicht
richtig, weil er impliziert, daB das gesamte Haus Ih-
ren Befehl unterstiitzen wiirde, die Soldaten dahin zu
entsenden.

Als letztes lassen Sie mich dazu noch ausfithren:
Ich wiirde mir wiinschen, an Stelle dieser sehr wider-
spriichlichen Diskussion heute eine Diskussion in
Deutschland zu fiihren, in der man reflektiert, daB
die Bundesrepublik Deutschland der zweitgrofite
Waifenexporteur der Welt ist.

(Erich G. Fritz [CDU/CSU]: Schon wieder! -
Dr. Wolfgang Freiherr von Stetten [CDU/
CSUjJ: Das hat nichts damit zu tun!)

Ich glaube, es wére notwendig, eine Devise aufzu-
greifen, die in der DDR leider unterdriickt wurde:
Schwerter zu Pflugscharen, Frieden schaffen ohne
Waffen! Ich wiinschte, daB sich die Bundesrepublik
Deutschland dies zu eigen macht und dies mit den
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Emotionen und in der Ausfiithrlichkeit diskutiert, wie
das heute in dieser Debatte der Fall ist.

Vizeprisident Hans-Ulrich Klose: Frau Kollegin
Héll, bleiben Sie bei der Sache!

Dr. Barbara H6ll (PDS): Entschuldigung. - Ab-
schlieBend mochte ich sagen, daB ich mich aus die-
sem Grunde zu Unrecht vereinnahmt fiihle und das
in der Offentlichkeit klargestellt wissen méochte.

Ich danke.
(Beifall bei der PDS)

Vizepréasident Hans-Uirich Klose: Wird die Gegen-
rede gewiinscht? — Nein. Dann hat der Kollege Paul
Breuer, CDU/CSU, das Wort.

Paul Breuer (CDU/CSU): Herr Prasident! Meine
sehr verehrten Damen und Herren! In der vergange-
nen Woche hat die Wehrbeauitragte des Deutschen
Bundestages, Claire Marienfeld, ihren Jahresbericht
1995 dem Parlament zugeleitet und verdffentlicht. In
diesem Jahresbericht ist ein, so meine ich, sehr nach-
denkenswertes Beispiel erwé&hnt - ich zitiere von der
Seite 7 des Berichtes —:

Ein Soldat berichtete, daB sein Kind, als es in der
Schule vom Lehrer nach dem Beruf des Vaters ge-
fragt wurde und wahrheitsgeméaB ,Soldat” ant-
wortete, vom Lehrer vor den Mitschiilern zu ho-
ren bekam: , Also auch so ein Mérder”.

(Dr. Woligang Schduble [CDU/CSU]J:

Unglaublich! - Winfried Nachtwei [BUND-

NIS 90/DIE GRUNEN]: Hat der Vater
Anzeige erstattet?)

Dann stellt sie weiter fest:

So etwas haben unsere Soldaten und ihre Fami-
lien nicht verdient.

(Beifall bei der CDU/CSU und der ED.P. -
Norbert Geis [CDU/CSU]J: Sie kénnen sich
nicht dagegen wehren! - Winfried Nacht-
wei [BUNDNIS 90/DIE GRUNEN]: Dafiir
braucht man doch kein Gesetz!)

Meine Damen und Herren, versuchen wir einmal
gemeinsam, uns in die Lage dieses Kindes zu verset-
zen und zu fragen: Was geht im Kopf dieses Kindes
vor? Dieses Kind erfuhr offensichtlich in der Schule
keinen Schutz - ganz im Gegenteil.

(Otto Schily {SPD]: Herr Breuer, Sie haben

vollkommen recht, aber dann miissen Sie

etwas gegen den Lehrer unternehmen! -

Volker Beck [KéIn] [BUNDNIS 90/DIE GRU-

NEN]: Sie glauben, das sei gegenwirtig
nicht strafbar?)

Was geht in dieser Familie vor? Sie sieht nur die
Maoglichkeit, die Wehrbeauftragte des Deutschen
Bundestages anzurufen.

(Joseph Fischer [Frankfurt] [BUNDNIS 90/
DIE GRUNEN]: Da ist sie arm dran!)

Sie wendet sich an dieses Parlament, und dieses Par-
lament hat Antworten zu geben, und zwar klare Ant-
worten.

(Beifall bei der CDU/CSU und der ED.P. -

Otto Schily [SPD]: Da hatte der Disziplinar-

vorgesetzte des Lehrers eine Antwort geben
mussen!)

Ich habe am Tag nach der Feier zu Ehren des vier-
zigjdhrigen Bestehens der Bundeswehr, die im Bon-
ner Hofgarten abgehalten wurde, hier im deutschen
Parlament gefragt: Was geht eigentlich im Kopf eines
jungen Soldaten vor, der dort die Rufe ,Morder! Mor-
der!" ertragen mubBte?

(Abg. Gerald Hafner [BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN] meldet sich zu einer Zwischen-
frage)

Vizeprisident Hans-Ulrich Klose: Gestatten Sie
eine Zwischenfrage?

Paul Breuer (CDU/CSUj: Nein.

Ich frage weiter: Was geht heute im Kopf dieses
jungen Soldaten vor, wenn er feststellen muB, daf
keiner dieser ,Morder! Morder!“-Rufer vom Bonner
Hofgarten rechtlich belangt werden kann? Das ist
namlich die Tatsache, meine Damen und Herren.

Die Notwendigkeit ist, daB der Deutsche Bundes-
tag zu klaren Gesetzen kommt und damit der deut-
schen Offentlichkeit und der Strafjustiz eine klare
Orientierung gibt.

(Zuruf vom BUNDNIS 90/DIE GRUNEN:
Jetzt wissen wir, warum die Verweige-
rungszahlen zunehmen!)

Herr Kollege Verheugen, Sie haben den Bundes-
prdsidenten fiir sich in Anspruch genommen und ihn
zitiert. Ich habe im Zwischenruf gefragt: ,Und wei-
ter?” Sie sagten: ,Zitat Ende.” Ich erweitere Ihr Zitat.
Der Bundesprasident stellte fest: ,Es ist mein
Wunsch, daB alle maBgeblichen Stellen dem Ehren-
schutz unserer Soldaten den ihm zustehenden hohen
Stellenwert einrdumen.”

(Beifall bei der CDU/CSU und der ED.P.
sowie des Abg. Otto Schily [SPD])

Die erste Stelle, die diesen Stellenwert einrdumen
muB, ist das deutsche Parlament mit der Gesetzge-
bung, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der CDU/CSU und der ED.P. -
Giinter Verheugen [SPD]: Das hat die Wehr-
beauftragte gesagt!)

- Herr Kollege Verheugen, lesen Sie den Bericht der
Wehrbeauftragten des Deutschen Bundestages nach,
die sich im Zusammenhang mit der Rede des Bun-
desprasidenten auf der 35. Kommandeurtagung der
Bundeswehr genau damit auseinandersetzt.

(Gunter Verheugen [SPD]: Sie haben falsch
zitiert! Die Abfiihrungszeichen stehen vor
diesem Satz!)
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Sie haben gesagt, Herr Kollege Verheugen: Wir
wollen keinen herausgehobenen Soldatenstand. Ich
sage IThnen: Wir von der CDU/CSU wollen auch kei-
nen herausgehobenen Soldatenstand; aber wir wol-
len, daB die Soldaten der Bundeswehr, die auf der
Basis des Grundgesetzes ihren Dienst tun, die sich
den Auftrag nicht selbst geben, sondern ihn vom
deutschen Parlament bekommen, den Ehrenschutz
erfahren, der notwendig ist. Das ist nur durch klare
Gesetzgebung moéglich.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Sie sagen, Herr Kollege Verheugen, wer so agiere,
wie wir es tun, der hebe die Soldaten hervor und son-
dere sie ab. Ich bin erstaunt. Sie verwechseln Ursa-
che und Wirkung.

Derjenige, der die Soldaten beleidigt, sondert sie
ab, und derjenige, der sie in Schutz nimmt, integriert
sie in die Solidaritdt unserer Gesellschaft, meine Da-
men und Herren.

Wer bei einem offentlichen Gel6bnis der Bundes-
wehr ein Transparent ,Soldaten sind Moérder” zeigt
oder ,Morder!“-Rufe anstimmt, trifft natiirlich die
Soldaten unserer Bundeswehr. Ich behaupte, er will
sie auch treffen, sonst niemanden.

(Dr. Wolfgang Schduble [CDU/CSU]: Aber
natiirlich!)

Er will genau die Soldaten treffen.

(Norbert Geis [CDU/CSU]: Und wir kénnen
ihn nicht verfolgen!)

Die Beleidigung, Herr Kollege Schily, kommt an,
egal, wie die AuBerung gemeint war - angeblich ge-
meint war.

Es geht darum, zu einer klaren Gesetzgebung zu
kommen, um der deutschen Strafjustiz und der Pra-
xis in unserer Gesellschaft eine klare Orientierung zu
geben. Wer das nicht zur Kenntnis nehmen will, ar-
gumentiert auf irgendeiner theoretischen Ebene,
aber nicht in der Realitdt unserer Gesellschaft.

Unsere Soldaten und der weitaus groBte Teil unse-
rer Bevolkerung - im iibrigen nach meinem Empfin-
den und nach meiner Erfahrung auch der weitaus
groBte Teil der Sozialdemokraten in Deutschland -
sind sich dieses Zusammenhangs voll bewufit. Die
Menschen haben ein sehr feines Gefiihl fiir die Reali-
tat.

Es kommt nicht von ungefdhr, daB viele Menschen
die Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts
vom 10. Oktober 1995 nicht verstanden haben.

(Norbert Geis [CDU/CSU): Ich kann sie
auch nicht verstehen!)

Sie st68t auf Unversténdnis.
(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Sie ist in der Praxis nicht nachvollziehbar und nicht
begreifbar.

Die Zielsetzung des Deutschen Bundestages mufl
es sein, nicht im Widerspruch zum Verfassungsge-
richt, sondern in der Orientierung daran — wir sind

der Gesetzgeber und niemand anders - klar und
deutlich zu wirken.

Ich bedanke mich fiir die Aufmerksamkeit.
(Beifall bei der CDU/CSU und der FD.P)

Vizeprasident Hans-Ulrich Klose: Das Wort zu ei-
ner Kurzintervention hat der Kollege Giinter Verheu-
gen.

Giinter Verheugen (SPD): Herr Président! Meine
Damen und Herren! Es ist schon wichtig, daB der
Bundesprésident in einer solchen Debatte absolut
richtig zitiert wird. Die Rede des Bundesprédsidenten
vom 15. November 1995 auf der 35. Komman-
deurtagung der Bundeswehr endet, was diesen Teil
angeht, genau an der Stelle, die ich zitiert habe.

Die Wehrbeauftragte hat in ihrem Bericht — Druck-
sache 13/3900 — aus der Rede des Bundesprésidenten
mehrere Satze zitiert und das Zitat durch Anfiih-
rungszeichen am Anfang und Abfiihrungszeichen
am Ende kenntlich gemacht. Es heiit am SchluB:

Ergédnzend fithrte er
— der Bundesprésident —

aus: ,Entscheidend ist nun allerdings, was die
Strafgerichte aus den Richtlinien des Bundesver-
fassungsgerichtes machen”.

Dann sagt sie, die Wehrbeauftragte:

Es ist mein Wunsch, daB alle maBgeblichen Stel-
len dem Ehrenschutz unserer Soldaten den ihm
zustehenden hohen Stellenwert einrdumen.

Das ist der Satz der Wehrbeauftragten und nicht des
Bundespréasidenten. Ich lege groien Wert darauf, dal
ich den Bundesprésidenten vollsténdig und korrekt
zitiert habe.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne-
ten der PDS)

Vizeprasident Hans-Ulrich Klose: Keine Gegen-
rede. Zu einer weiteren Kurzintervention hat der Kol-
lege Otto Schily das Wort.

Otto Schily (SPD): Herr Minister Rithe und Herr
Kollege Breuer, ich will ungeachtet des polemischen
Tons, den auch ich angeschlagen habe und den Sie
erwidert haben, vorweg sagen, dafB ich Ihr Engage-
ment fiir die Bundeswehr und deren Ehrenschutz zu
wiirdigen weiB.

Der Kollege Riihe hat sich vor die Soldaten der
Bundeswehr gestellt und auf ihren riskanten Auftrag
hingewiesen. Darin gebe ich ihm véllig recht. Unser
Meinungsunterschied, Herr Rithe und Herr Breuer,
liegt allein darin, da88 Sie nach meiner Uberzeugung
in unverantwortlicher Weise in der Offentlichkeit den
Eindruck verstérken, der von einigen hervorzurufen
versucht wird, daB nach geltendem Recht der Ehren-
schutz von Soldaten nicht gesichert sei.

Das Strafgesetzbuch stellt die Beleidigung von
Bundeswehrsoldaten als einzelnen und der Bundes-
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wehr als Ganzem unter Strafe. Es ist nicht Sache des
Bundestages, die Rechtsanwendung vorzugeben.
Das wiederum ist Sache der einzelnen Gerichte.

Ich mochte noch einmal den Bundesprisidenten
aus seiner Rede auf der 35. Kommandeurtagung zi-
tieren. Er hat dort folgendes gesagt:

Lassen Sie mich jetzt in diesem Zusammenhang
einige Worte zum jiingsten Stand der ungliickse-
ligen ,Morder”-Debatte sagen. Es mag ja sein,
daB Entscheidungen des Bundesverfassungsge-
richts nicht immer ganz leicht zu lesen sind. Auf
Grund meines beruflichen Werdegangs bin ich
aber ziemlich sicher, daB ich sie jedenfalls nicht
vollig falsch verstehe, und da sagt mir die Lektiire
des Beschlusses vom 10. Oktober 1995 zundchst
einmal ganz einfach folgendes: Es kann bestraft
werden, wer konkrete Soldaten einfach deshalb,
weil sie Soldaten sind, als Morder bezeichnet,
und es kann sogar bestraft werden, wer die Bun-
deswehr als Ganzes . . . als Morder bezeichnet.

Das ist die angeblich ,graue Theorie” des Bundes-
prasidenten, der auch einmal Prasident des Bundes-
verfassungsgerichts war. Ich muB Ihnen sagen: Ich
traue dem Urteil des Bundesprdsidenten mehr als
dem, was einige hier gesagt haben.

(Beifall bei der SPD, dem BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN und der PDS)

Vizeprisident Hans-Ulrich Klose: Gegenrede, Herr
Kollege Breuer.

Paul Breuer (CDU/CSU): Herr Kollege Schily, der
Bundesprasident — ich habe diese Rede persénlich
miterlebt — hat nach meinem Verstdndnis den Ver-
such unternommen, im Zusammenhang mit dem Ur-
teil des Bundesverfassungsgerichts eine klarstel-
lende Interpretation zu geben. Das war sein Versuch.

(Otto Schily [SPD]: Nein, er hat den Inhalt
wiedergegeben! — Walter Kolbow [SPD]: Er
wollte Gesellschaftsfrieden stiften!)

Aber die Rechtspraxis ist die, daB ein amtierender
Amtsrichter o6ffentlich in flehentlicher Weise sagt:
Gebt mir rechtliche Orientierung! Ich komme mit die-
sem Orientierungsrahmen des Verfassungsgerichts
nicht klar. — Das ist doch die Realitat. Das haben wir
als Gesetzgeber zur Kenntnis zu nehmen und hier fiir
eine entsprechende klare Gesetzgebung zu sorgen.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU
und der FED.P. - Zurufe von der SPD und
der ED.P)

Vizeprasident.Hans-Ulrich Klose: Es wére mir lieb,
wenn der Dialog von einer Bank zur ndchsten etwas
milder sein kénnte, damit die Rednerin eine Chance
hat.

Das Worthatdie Kollegin Angelika Beer, Biindnis 90/
Die Griinen.

Angelika Beer (BUNDNIS 90/DIE GRUNEN): Herr
Prasident! Verehrte Kolleginnen und Kollegen! Herr

Minister Schmidt-Jortzig, die Vielfalt der unter-
schiedlichsten und zum Teil widerspriichlichen Be-
grindungen fir die Notwendigkeit Ihrer heute dis-
kutierten Gesetzesvorlage aus dem eigenen Regie-
rungslager zeigt, glaube ich, daB heute eigentlich
eine Diskussion gefiihrt werden mifite, die deutlich
eine ablehnende Begrindung gegen die Absicht der
Regierung formuliert, dogmatische Verfassungsge-
richtsschelte nun durch eine ,Lex Bundeswehr* mit
Regierungsmehrheit vom Parlament absegnen zu las-
sen. Wir brauchen eine Debatte liber das Demokra-
tieverstdndnis ebendieser Bundesregierung. Wir wei-
sen den Versuch der Einschrankung der Meinungs-
freiheit zuriick.

Der Kollege Breuer, der gerade gesprochen hat,
war mit dem StrafmaB von drei Jahren noch gar nicht
zufrieden. Er wollte fliinf Jahre StrafmaB.

(Paul Breuer [CDU/CSU}: Das stimmt nicht!)

Es ist kein Zufall, daB gerade jetzt die Debatte um
diesen sogenannten Ehrenschutz der Soldaten ge-
fithrt, hochgekocht und stilisiert wird.

Die Bundeswehr wird umgeriistet, um potentiell
weltweit einsetzbar zu sein. Sie wird zum normalen
Mittel deutscher AuBienpolitik. Dies 1aBt sich viel-
fach in Zitaten des Kanzlers, des Verteidigungsmini-
sters und auch anderer Koalitionsmitglieder nach-
weisen. Die Folge davon ist - das wird keiner bestrei-
ten —, daB die Soldaten realitdtsnah fir Kampfsitua-
tionen ausgebildet werden. Der deutsche Soldat wird
wieder kdmpfen und ké@mpfen missen. Deutsche
Soldaten werden toten miissen. Sie werden wieder
das Risiko eingehen, getdtet zu werden. Das ist eine
Tatsache, die Grundlage fiir eine sachliche Debatte
ist.

Bundeswehrsoldaten sind keine Morder. Dartiber
brauchen wir uns hier Uiberhaupt nicht zu streiten.
Eine pauschale Diffamierung von Bundeswehrsolda-
ten, insbesondere von Individuen, lehnt meine Frak-
tion Biindnis 90/Die Griinen eindeutig ab.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN -
Zuruf von der SPD: Das ist gut zu héren!)

Es paBt nicht — das ist jetzt der Hintergrund dieser
Debatte — in das Konzept der Bundesregierung, daB
der nationale Wehrwille noch fehlt. Die Bundesrepu-
blik hat sich als zivile Gesellschaft entwickelt, der
das Militdr von oben aufgedrickt wurde. Dariiber
geriet die Regierung in Begriindungsnéte.

Aus dem deutschen Nazismus haben die Biirger
unseres Landes die Lehre gezogen, daB Krieg kein
Mittel der Politik sein darf. Deshalb und vor dem
Hintergrund der Neuorientierung der Bundeswehr
auf Kampf- und Kriegseinséatze im Ausland brauchen
wir eine offene Diskussion in unserer Gesellschaft,
eine Diskussion, die ohne Strafandrohung iiber den
Auftrag der Bundeswehr, deutsche Interessen not-
falls auch mit Waffengewalt umzusetzen, gefiihrt
werden kénnen muf: in der Gesellschaft und hier im
Parlament.

Die Bundesregierung will dies verhindern: Deser-
teuren des Zweiten Weltkriegs wird die Anerken-
nung verweigert, Zivildienstleistende werden als
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Driickeberger diffamiert, Pazifistinnen und Pazifisten
sogar mit dem Vorwurf, sie hatten Auschwitz und
Srebrenica gar erst moglich gemacht, in unertragli-
cher Weise verunglimpft. Nun will die Koalition, wol-
len die Konservativen und Neoliberalen mit staats-
autoritiren Mitteln diese Kritikerinnen und Kritiker
mundtot machen. Diese ,Lex Bundeswehr” werden
wir versuchen mit allen Mitteln zu verhindern.

Verehrte Kolleginnen und Kollegen, es muBl még-
lich sein, die bedrohliche Entwicklung der AuBenpo-
litik zu diskutieren. Militar vertragt keine Kritik. Wir
wissen das. Innere Fiihrung war immer umstritten.
Oft ist bis in die jiingste Zeit versucht worden, auf
alte, nicht gerade positive Werte zurlickzukommen.

Ich moéchte zum Schluf8 darauf hinweisen, daB das
NATO-Mitglied Tiirkei, von dessen Armee Teile sehr
wohl als Moérder und mit dem Satz ,Soldaten sind
Morder” bezeichnet werden miissen, wenn sie gegen
die Zivilbevolkerung vorgehen, eine ahnliche ,Lex
Bundeswehr” in der Strafgesetzgebung hat, die die
Diskreditierung ebendieser Sondereinheiten unter
Strafe bis zu sechs Jahren stellt. Herr Schmidt-Jort-
zig, Sie tun unserer Armee keinen Gefallen, wenn
Sie mit Ihrem Vorschlag initiieren, dal die Bundes-
wehr ahnliche Auftrage durchfiihren wiirde. Unsere
Bundeswehr braucht diesen Schutz nicht, weil sie
diese Auftrdge nicht hat und auch nicht durchfiihren
wird.

Ich zitiere am Ende den Satz von Tucholsky - ich
denke, er sollte hier einmal fallen —, der von der Koa-
lition fiir diesen Gesetzentwurf mifibraucht wird. Ich
zitiere diesen Satz, um meinen Respekt vor diesem
Vertreter eines anderen Deutschlands, eines demo-
kratischen und antifaschistischen Deutschlands, aus-
zudriicken. Es ist der Satz, der das Handeln der Sol-
daten vor den Greueln des Ersten Weltkrieges, des
ersten europdischen Massenmordes in diesem Jahr-
hundert, bewertet:

Da gab es vier Jahre lang ganze Quadratmeilen
Landes, auf denen war Mord obligatorisch, wéh-
rend er eine halbe Stunde davon entfernt ebenso
streng verboten war. Sagte ich: Mord? Nattirlich
Mord. Soldaten sind Morder.

So Kurt Tucholsky am 4. August 1931.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
und bei der PDS)

Vizepréasident Hans-Ulrich Klose: Das Wort hat der
Kollege Dr. Freiherr von Stetten, CDU/CSU.

Dr. Wolfgang Freiherr von Stetten (CDU/CSU): Es
ist beschamend, was die letzte Rednerin insgesamt
gesagt hat. Ich muBl auch sagen, die Debatte wurde
dem zugrunde liegenden Sachgegenstand iiber-
haupt nicht gerecht.

(Gerhard Zwerenz [PDS]: Das fand ich aber
gar nicht beschdmend!)

- Herr Zwerenz, das kann ich mir vorstellen.

(Volker Beck [Kéln] [BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN]: Tucholsky ist Literatur und nicht
beschdamend!)

Die Debatte heute und die Gesetzesinitiative der
CDU/CSU- und ED.P.-Fraktionen zum Ehrenschutz
unserer Soldaten ist deswegen notwendig geworden,
weil das Bundesverfassungsgericht die Chance,
seine zumindest miBverstandliche BeschluBfassung
vom August 1994 klarzustellen, in der Entscheidung
vom 10. Oktober 1995 verpaBt hat. Dies ist bedauer-
lich, weil das héchste Gericht dadurch und in Verbin-
dung mit verschiedenen anderen Urteilen und Be-
schlissen an Ansehen verloren hat; dies iibrigens
weniger wegen der Ergebnisse, sondern insbeson-
dere wegen unverstdndlicher Leitsdtze und fiir Laien
nicht nachvollziehbarer Begriindungen.

(Otto Schily [SPD]: Das ist ja interessant!
Jetzt treten die wahren Absichten zutage!)

Das Verfassungsgericht muB lernen, daB es nicht frei-
schwebend im luftleeren Raum fiir juristische Kolle-
gien und Seminare urteilt, sondern, wenn es sich
schon fur befugt halt, in kleine und kleinste juristi-
sche Fragen einzusteigen, dies in einer fir Biirger
verstandlichen und nachvollziehbaren Form tun
mubB. Dies miifite bei so viel massiertem, hochqualifi-
ziertem Sachverstand eigentlich méglich sein.

(Volker Beck [Kéln] [BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN]: Zur Sache!)

Das hohe Gericht muB sich auch fragen lassen, ob
es sich nicht immer mehr zu einem letzten Tatsa-
cheninstanzgericht herabwiirdigt, wenn es Tatsa-
chenfeststellungen der hohen und héchsten Landes-
und Bundesgerichte in Frage stellt. In nahezu einem
Dutzend Entscheidungen hat das Bundesverfas-
sungsgericht selbst entschieden, daf die Feststellung
und Wirdigung des Tatbestandes und die Ausle-
gung und Bewertung einfachen Rechts sowie seine
Anwendung auf den jeweils einzelnen Fall allein Sa-
che des dafiir allgemein zustandigen Gerichts ist und
das Verfassungsgericht nicht zu einer Nachprifung
befugt ist. Das Verfassungsgericht ist kein Rechtsmit-
telgericht. An diese eigene Erkenntnis hélt sich das
Gericht nicht. Dies hat - iberzeugend und sehr
schliissig - die Richterin am Bundesverfassungsge-
richt, Frau Dr. Haas, in ihrem Minderheitsvotum aus-
gefiihrt. Dem ist nichts hinzuzufiigen.

Die Folgen der beiden Entscheidungen waren ein
ungeahnter Wildwuchs an Beleidigungen von Solda-
ten und der Bundeswehr, indem man sich félschlich,
aber eben doch auf das Bundesverfassungsgericht
berief. Wortlich wurde auf die Begriindung zuriick-
gegriffen, auf die allgemeine Meinungsfreiheit ge-
pocht und erklart, man meine ja nicht den einzelnen
oder die Gruppe Soldaten, erst recht nicht die Bun-
deswehr, aber das Soldatenhandwerk im allgemei-
nen und alles im iibrigen nur literarisch. Aber es wa-
ren eben die Soldaten, die auf der StraBe und in Zii-
gen offen verhdhnt und beleidigt wurden, und es wa-
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ren Staatsanwalte, die Verfahren nicht angefangen
oder zuriickgewiesen haben.

(Beifall bei der CDU/CSU und der ED.P.)

Das ist die nackte Tatsache. Alles andere ist graue
Theorie.

Als Politiker kénnen wir nicht zulassen, dafl unsere
Soldaten Freiwild fiir Beschimpfungen sind. Schon
von unserem grundgesetzlichen Auftrag her sind wir
verpflichtet einzugreifen. Ziel war es, einen Weg zu
finden, um fiir die Zukunft sicherzustellen, dafl un-
sere Bundeswehr und ihre Soldaten nicht straflos mit
oder ohne Zitat, mit oder ohne Umgehung als Mérder
bezeichnet oder mit Mérdern verglichen werden.

Ich will es noch einmal wiederholen: Wer bei dem
Groflen Zapfenstreich anlaBlich des 40jahrigen Be-
stehens unserer Bundeswehr in Bonn anwesend war
und die kreischenden, hysterischen ,Morder!”-Rufe
einer kleinen Gruppe hérte, die in die Dunkelheit
gellten, wird dies nicht vergessen. Er wird diese
+Morder!”-Rufe wohl kaum mit der Soldateska zum
Beispiel in Burundi oder Sarajevo in Verbindung
bringen. Sie waren eine gezielte Verunglimpfung
und Schmdéhkritik der angetretenen Soldaten der
deutschen Bundeswehr und der Bundeswehr als In-
stitution.

Wenn unter diesen johlenden Straftdatern auch Ab-
geordnete des Deutschen Bundestages gewesen sein
sollten, dann ist das eine Schande. Diese haben sich
entweder als Tater, Anstifter oder Gehilfen ebenfalls
einer Straftat schuldig gemacht.

(Beifall bei der CDU/CSU und der ED.P.}

Leider sind diese Dinge - wie wir hier heute ausge-
fithrt haben — nicht zu ahnden.

Wir kénnen und wollen das nicht hinnehmen. Die
Rechtspolitiker der CDU/CSU und der ED.P. hatten
iibrigens im Januar mit einer ganzen Reihe von Ver-
fassungsrichtern eingehende Gesprache, in denen
wir auch die umstrittenen Urteile ansprachen. Wir
wurden geradezu ermuntert, als Gesetzgeber titig zu
werden, wenn wir ein anderes Ergebnis wiinschten.

(Jorg van Essen [ED.P.]: Genau so ist es!)

Dies tun wir heute. Dabei haben wir verschiedene
rechtliche Wege abgeklopft.

So habe ich zum Beispiel vor einem Jahr vorge-
schlagen, § 130 StGB zu ergdnzen und ein Umge-
hungshindermnis entsprechend § 86a Abs. 2 StGB ein-
zubauen. In zahlreichen Gespriachen mit den Vertei-
digungspolitikern, dem Verteidigungsministerium

‘und den Landerministerien haben wir dann aber die

Sache sozusagen zundchst auf Eis gelegt, in der Er-
wartung - leider vergeblich —, daB8 das Bundesverfas-
sungsgericht seine Haltung erldutere.

Vizeprisident Hans-Ulrich Klose: Herr Kollege von
Stetten, gestatten Sie eine Zwischenfrage des Kolle-
gen von Einsiedel?

Dr. Wolfgang Freiherr von Stetten (CDU/CSU):
Nein.

Nachdem dies nicht geschehen war, die Beleidi-
gungen und Verleumdungen der Soldaten zunah-
men und ihren Hohepunkt beim Groflen Zapfen-
streich im Hofgarten von Bonn fanden, wurde be-
schlossen, gesetzliche Schritte einzuleiten. Professor
Rupert Scholz und andere priften mit gewichtigen
Griinden, den Ehrenschutz in einem neuen § 187b
StGB zu regeln, wobei wir von der CDU/CSU sehr
ernsthaft iliber die Moglichkeit der Aufnahme der
Polizei zusétzlich zu den Soldaten nachgedacht
haben.

Wir haben uns dann aber einstimmig - aus ebenso
wichtigen Griinden - in der Verhandlungskommis-
sion mit dem Minister auf die Formulierung des
neuen § 109b StGB, der Ihnen vorliegt, geeinigt. Da-
mit haben wir dokumentiert, dafl wir mit zahlreichen
Gerichten der unteren, mittleren und héchsten In-
stanzen der Meinung sind, dafl im Grunde genom-
men die Bestimmungen der §§ 185ff. StGB - Beleidi-
gung, ible Nachrede oder Verunglimpfung - reichen
wiirden, wenn sie richtig angewandt wiirden. Dem
ist leider nicht so. Deswegen miissen wir handeln.

{Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-

ordneten der ED.P. - Abg. Joseph Fischer

[Frankfurt] [BUNDNIS 90/DIE GRUNEN]

unterhélt sich mit Abg. Paul Breuer [CDU/
CSU))

- Herr Fischer, wiirden Sie bitte einmal Ihr Gequat-
sche sein lassen.

Vizeprasident Hans-Ulrich Klose: Herr Kollege von
Stetten, das Wort ,Gequatsche" hore ich nicht so
gerne.

Dr. Wolfgang Freiherr von Stetten (CDU/CSUj): Ich
nehme das Wort ,Gequatsche” zuriick; ich be-
zeichne es als ein leises, nettes Sauseln. Entschuldi-
gung.

Durch den neuen Straftatbestand des § 109b StGB
wurde der erweiterte Ehrenschutz in den Finften
Abschnitt ,Straftaten gegen die Landesverteidi-
gung” aufgenommen und der Ehrenschutz nun aus-
driicklich auf die Verfassungsinstitution ,Bundes-
wehr" entsprechend unserem politischen Willen aus-
gedehnt.

Art. 5 Abs. 1 des Grundgesetzes garantiert das
Recht auf freie MeinungsauBBerung. Viele iibersehen
aber oder verschweigen bewufit - dazu mochte ich
beinahe Herrn Schily und Herrn Beck zdhlen -, daf
Art. 5 Abs. 2 des Grundgesetzes deutlich sagt: Diese
Rechte finden ihre Schranken in den Gesetzen.

(Otto Schily [SPD]: Ja, selbstverstandlich!)

Meine Damen und Herren, wenn man sich auf die
Literatur beruft, dann kann das nicht immer als Aus-
rede gelten. Wenn ich zum Beispiel im Hinblick auf
bestimmte Volksgruppen Lessing aus ,Nathan der
Weise"” zitieren wiirde, wiirde Ihnen das Blut in den
Adern gefrieren.

Die gesetzlichen Schranken haben wir mit diesem
Gesetz verdeutlicht. Dies sind wir unseren Soldaten,
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aber auch den Miittern, Vatern, Ehefrauen und Kin-
dern unserer Soldaten und Wehrpflichtigen schuldig,
weil ihre Séhne, Eheménner und Viter keine Mérder
sind.

Der Wehrdienst ist geméaB Art. 12a des Grundge-
setzes die Pflicht fiir junge Maénner, der Ersatzdienst
die Ausnahme. Tatsdchlich ist dies heute bei den ho-
hen Zahlen der Ersatzdienstleistenden nicht mehr
der Fall. Das hat auch damit zu tun, daB sich junge
Manner eben nicht ohne strafrechtliche Abwehrmég-
lichkeit als Mérder beschimpfen lassen wollen.

Ein Staat ist verpflichtet, seinen jungen Biirgern,
die er zur Wehrpflicht verpflichtet und die damit ei-
nen Dienst fiir die Allgemeinheit leisten, den not-
wendigen Schutz ihrer personlichen Ehre vor Verun-
glimpfung und Beleidigung zukommen zu lassen.

Ich wiirde mich auch gegen die Verunglimpfung
oder Beleidigung von Wehrdienstverweigerern stel-
len, wenn es denn nétig wére, weil ich weiB}, daB sie
teilweise schwere und schwerste Arbeit leisten und
in vielen Bereichen wertvolle Mitarbeiter sind.

Wehrdienstverweigerer sollten aber nicht so té-
richt sein, sich vor den Karren politischer Hetzer
spannen zu lassen. Denn beide leisten aus Gewis-
sensgriinden einen Dienst: der eine seinen vom
Grundgesetz vorgesehenen Wehrdienst, der andere
seinen vom Grundgesetz zugelassenen Ersatzdienst.
Sie sollten gemeinsam gegen die protestieren, die
gar keinen Dienst leisten.

Dabei sei daran erinnert: Es waren nicht die Pazifi-
sten, die die Abriistung gebracht haben. Es war die
klare und unmiBverstdndliche Politik Kanzler Kohls
und der Koalition von CDU/CSU und FD.P. beim
NATO-Nachriistungsbeschlu8, die es ermdglicht hat,
daB die Raketen abgebaut wurden.

(Otto Schily [SPD}: Jetzt aber zur Sachel
Herr Prasident!)

Dies war der Anfang der friedlichen Befreiung Ost-
europas, der Wiedervereinigung und des Abzuges
der sowjetischen Armee. Sie, die Sie sich heute
kiinstlich tiber den Gesetzentwurf aufregen, sind
doch mit Ihren Umarmungen der SED und der
Machthaber den Friedensbewegungen in der ehe-
maligen DDR in den Riicken gefallen. Auch Sie ha-
ben Ihre Freiheit der NATO und der Bundeswehr zu
verdanken.

Mit diesem Gesetzentwurf wollen wir die Ehre und
Wiirde unserer Soldaten vor militanten und unein-
sichtigen Verleumdern schiitzen. Wir wollen ein poli-
tisches Signal an die derzeitigen, die fritheren und
die zukiinftigen Soldaten senden, daBl wir uns vor sie
stellen und zu ihnen halten und daB sie nicht - auch
nicht im entferntesten - ungestraft als Mérder be-
schimpft werden diirfen. Dazu soll dieses Gesetz die-
nen.

Danke schén.
(Beifall bei der CDU/CSU und der FD.P.)

Vizeprédsident Hans-Ulrich Klose: Das Wort fiir
eine Kurzintervention hat der Kollege Breuer.

Paul Breuer (CDU/CSU): Herr Prasident, ich muB
dem Kollegen Verheugen eine Antwort auf die Frage
des Zitats geben.

Vizeprisident Hans-Ulrich Klose: Entschuldigung,
Herr Kollege Breuer! Das geht nicht. Es gibt die Még-
lichkeit der Kurzintervention auf einen Redebeitrag,
aber nicht auf eine Kurzintervention. So steht es in
unserer Geschiftsordnung, und an die wollen wir
uns halten.

(Paul Breuer [CDU/CSU}: Dann lassen Sie
mich kurz feststellen: Herr Verheugen hat
recht, aber der Bundesprasident auch!)

~ Nein, nein! Auch nicht ,kurz feststellen”! Regeln
sind dazu da, daB sie eingehalten werden. Gerade in
einer solchen Debatte sollten Sie das einsehen.

Dann hat jetzt die Kollegin Ddubler-Gmelin, SPD-
Fraktion, das Wort.

Dr. Herta Daubler-Gmelin (SPD): Herr Prédsident!
Meine Damen und Herren! Vielleicht kann ich dem
Kollegen Breuer - sozusagen in Amtshilfe — zur Seite
springen. Er wollte sagen, der Kollege Verheugen
habe recht, und der Bundesprdasident habe auch
recht. Damit das fiir das Protokoll erhalten ist, glaube
ich, sollte man das wiederholen.

(Paul Breuer [CDU/CSUJ: In diesem Punkt!)
—Ja, natirlich, in diesem Punkt.

(Guinther Friedrich Nolting [FD.P]: Aber
nur in diesem Punkt!)

Meine Damen und Herren, nachdem in dieser De-
batte ziemlich viel an Unfug geredet und ziemlich
viel an falschen Behauptungen aufgestellt und er-
neuert wurde, mochte ich gerne vier Punkte deutlich
machen. Meine Bitte ist, daB Sie vielleicht doch noch,
obwohl es spédt geworden ist, dem einen oder ande-
ren Thr Ohr leihen.

Der erste ist die Feststellung: Wer beleidigt, ver-
dient unsere Verachtung. Wir stehen auf der Seite
der Opfer der Beleidigung, die unterstiitzen wir.

(Beifall bei der SPD)

Meine Damen und Herren, das gilt fiir die Solda-
ten und die Bundeswehr, wenn das Zitat ,Soldaten
sind Mérder“ auf sie angewandt wird.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Das gilt aber auch fiir die Richter und das Bundes-
verfassungsgericht, wenn hier, zumal aus den Rei-
hen christdemokratischer Politiker, die es besser wis-
sen miissen, Beleidigungen an ihre Adresse gerichtet
und stdndig wiederholt werden.

Es gilt zum dritten auch - lassen Sie mich das noch
einmal sagen -, wenn Zivildienstleistende als eine
Generation von Egoisten dargestellt werden.

Ihnen, Frau Marienfeld, méchte ich sagen: Sie
miissen sich einmal tliberlegen, wie das auf junge
Leute wirkt, die - ubrigens auch auf Grund einer
Verpflichtung der Verfassung und des Grundgeset-
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zes — zum Beispiel beim Deutschen Roten Kreuz mo-
natelang Tag und Nacht Menschen retten, wenn Sie
dann im letzten Sommer - Riidiger Moniac von der
«Welt” hat iibrigens gesagt, Sie hatten ihm bei einem
Segeltorn im Mittelmeer Thre Stellungnahme erlau-
tert - horen missen, sie, die Zivildienstleistenden,
seien eine Generation von Egoisten und von Indivi-
dualisten, die ihr persénliches Wohlergehen dem Ge-
meinsinn vorzégen. Sie mogen das vielleicht nicht als
Beleidigung gemeint haben, aber in dem Sinne Ihres
neuen Gesetzes, Herr Bundesjustizminister, war das
allemal dazu geeignet, eine Beleidigung zu sein.

(Paul Breuer [CDU/CSU]: Sie héren bei
manchen Dingen einfach nicht hin!)

Das gehort einfach aus der Welt. Einmal mufl das
klargestellt werden.

Zweitens. Beleidigungen sind schon lange strafbar.
Dies hat auch Karlsruhe festgestellt.

(Abg. Ulrich Irmer [ED.P.] meldet sich zu
einer Zwischenfrage)

Vizepréasident Hans-Ulrich Klose: Frau Kollegin!

Herta Ddubler-Gmelin (SPD): Noch einen kleinen
Moment bitte. Ich mochte den zweiten Punkt zu
Ende ausfiihren. Dann bin ich gern mit einer Zwi-
schenfrage einverstanden.

Es gibt da auch keinen Unterschied zwischen
Theorie und Praxis. Wenn Strafantrag gestellt wird,
gehen die Gerichte dem auch nach, Herr Bundesver-
teidigungsminister. Wenn es eines Beweises bedarf,
dann bitte ich Sie, zur Kenntnis zu nehmen und dies
hier auch zu sagen, was auch Sie in den letzten Ta-
gen in den Zeitungen lesen konnten: Wegen Beleidi-
gung der Bundeswehr wurde, weil Strafantrag ge-
stellt wurde, sogar zu dem mit Sicherheit sehr groben
und unverhéltnisméBigen Mittel der Redaktions-
durchsuchung und Beschlagnahme der ,taz" gegrif-
fen!

Herr Nolting, ich glaube, Sie waren es, der vorhin
im Zusammenhang mit dem Amtsrichter so vehe-
ment Einspruch einlegte.

(Gunther Friedrich Nolting [F.D.P.]: Wie Sie
es abgetan haben, darum geht es doch!)

—~ Nein, nicht ,wie". Seien Sie doch bitte so freund-
lich, erst einmal zuzuhéren. Mdéglicherweise stimmen
Sie mir sogar zu.

Herr Nolting, ein Amtsrichter, der sagt, das Zitat
.Soldaten sind Mérder” sei nach Uberzeugung des
erkennenden Gerichtes auf die Bundeswehr ange-
wandt worden, der muBl nach Entscheidung des Bun-
desverfassungsgerichts verurteilen.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD sowie
des Abg. Dr. Burkhard Hirsch [ED.P.))

Wer als erkennender Richter aber sagt: Ich darf nicht
verurteilen!, obwohl dies nach Uberzeugung des Ge-
richts feststeht, der ist entweder ein schlechter Rich-
ter oder hat liberhaupt nicht gelesen, was Karisruhe

sagt. Das geht nicht. Das muB hier sehr deutlich fest-
gestellt werden.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD sowie
des Abg. Dr. Burkhard Hirsch [F.D.P])

Bitte schon, Herr Kollege.

Vizeprdsident Hans-Ulrich Klose: Herr Kollege Ir-
mer, jetzt haben Sie die Méglichkeit, eine Zwischen-
frage zu stellen.

Uirich irmer (F.D.P.): Frau Kollegin, Sie haben eben
darauf hingewiesen, daB Frau Marienfeld Wehr-
dienstverweigerer als Egoisten und Individualisten
bezeichnet haben soll. Ich unterstelle einmal, daB das
so ist.

Ich mochte Sie fragen: Sehen Sie nicht doch einen
ganz gravierenden Unterschied zwischen den fol-
genden zwei Sachverhalten?

Da leistet ein junger Wehrdienstverweigerer einen
absolut aufopferungsvollen Dienst, zu dem er sich
nach einer Gewissensentscheidung verpflichtet hat.
Er wird als Egoist bezeichnet — das ist duBerst un-
freundlich. Er wird als Individualist bezeichnet - das
ist eher ein Kompliment.

Den anderen jungen Mann, der - auch auf Grund
einer Gewissensentscheidung - bei der Bundeswehr
dient, noch dazu fiir bestimmte Situationen zum To6-
ten ausgebildet wird, weil das dazu gehort — er hat
die Gewissensentscheidung getroffen, daB er dazu
unter Umstdnden bereit ist -, bezeichnet man als
Morder.

Besteht dazwischen nicht ein himmelweiter Unter-
schied? Wiirden Sie mir nicht zustimmen, dal man
diese beiden Sachverhalte nun wirklich nicht ohne
weiteres miteinander vergleichen kann?

(Beifall bei der ED.P. sowie bei Abgeordne-
ten der CDU/CSU)

Dr. Herta Daubler-Gmelin (SPD): Sehr wahr! Des-
wegen sollten Sie das auch nicht tun.

Erstens. Ich sage es jetzt, glaube ich, zum 25. Mal:
Wenn jemand einen Soldaten der Bundeswehr als
Morder bezeichnet, ist das schon heute strafbar.

(Beifall bei der SPD sowie der Abgeordne-

ten Dr. Burkhard Hirsch [F.D.P.] und Joseph

Fischer [Frankfurt] [BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN] - Giinter Verheugen [SPD): ,Ist"!)

Zweitens. Lieber Herr Kollege Irmer, lassen Sie uns
doch bitte wenigstens dieses allgemeine Geschwiitz
nicht mitmachen. Individualisten und Egoisten gibt
es uberall. Es gibt sie bei den alteren Generationen
meiner Erfahrung nach mindestens genauso zahl-
reich wie bei den jungen. Es gibt sie mit Sicherheit
bei Zivildienstleistenden nicht mehr als bei Wehr-
pflichtigen. Also: Was soll das alles?

(Beifall bei Abgeordneten der SPD, der
ED.P. und der PDS)
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Der Punkt ist: Der Versuch - Herr Riithe, davon
kann ich auch Sie leider nicht freisprechen -, heute
die Bundeswehr mit Hilfe dieses Gesetzes auch par-
teipolitisch fiir eine Koalition zu vereinnahmen, ist
hé6chst gefdahrlich

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und der

PDS - Paul Breuer [CDU/CSU]: Stimmt

doch gar nicht! Das krasse Gegenteil war
der Fall!)

und, wie ich glaube, auBlerordentlich schdbig. Das
geht nicht.

Ich habe den Eindruck, daB Sie, Herr Riithe, diesen
Eindruck - ich will mich ganz vorsichtig ausdriicken —
zumindest gerne beférdert haben. Ich sage Thnen: So
weit darf die Rechthaberei nicht gehen.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

So weit darf auch das Engagement in unserem Parla-
ment nicht gehen. Man darf nicht an diese Grundfe-
sten unseres Staates, an diese Gemeinsamkeit heran-
gehen,

Das ist iibrigens auch der Grund, warum ich den
Bundesjustizminister dringend gebeten habe, sich in
adaquater Weise vor das Bundesverfassungsgericht
zu stellen. Das ist doch kein Argument, daB Sie heute
hier diesen Bereich nicht diskutieren wollen. Ich fand
diesen Einwand von Ihnen auBerordentlich unange-
messen, Herr Bundesjustizminister; denn Sie wissen
natiirlich, daB die eindeutig beleidigenden AuBerun-
gen und auch die Angriffe auf das Bundesverfas-
sungsgericht und seine Rechtsprechung sowie die
Versuche, es an die Kandare zu nehmen, sehr wohl
mit dem hier diskutierten Urteil und dem Tucholsky-
Zitat zu tun haben. Das wissen Sie so gut wie ich.

Das alles ist der Versuch, die Rechtsprechung des
Bundesverfassungsgerichts durch Anwiirfe gegen
die Richter inhaltlich an die Kandare zu nehmen.

Wie uibel das heute schon lauft, sollten Sie, Herr
Schmidt-Jortzig, bei Herrn Fromme nachlesen, auch
das, was er zu und wie er es liber den Verfassungs-
richter Hoemig namentlich sagt. Das sollten Sie noch
einmal aufmerksam lesen; vielleicht verstehen Sie
dann besser, daB wir von Ihnen nichts Unrechtes
wollen, nicht einmal etwas Parteipolitisches, sondern
wir wollen, daB Sie Ihrer Aufgabe als Verfassungs-
minister in diesem Hause nachkommen.

(Beifall bei der SPD)

Vizeprésident Hans-Ulrich Klose: Frau Kollegin
Daubler-Gmelin, gestatten Sie eine weitere Zwi-
schenfrage des Kollegen Graf Einsiedel?

Dr. Herta Déaubler-Gmelin (SPD): Aber bitte.

Heinrich Graf von Einsiedel (PDS): Frau Kollegin
Déaubler-Gmelin, soviel ich weiB, sind Sie Jurist, und
ich bin kein Jurist. Belehren Sie mich doch einmal.
Ich hére hier so viel liber die Rechtssicherheit, die ge-
schaffen werden muB. Ich bin einer der wenigen hier
im Bundestag, der noch am letzten Krieg teilgenom-
men hat. Aber folgendes sollten hier alle wissen. Von

Guernica bis Hiroshima hat es zum Beispiel in den
Luftwaffen aller Nationen Leute gegeben, die — ob
sie wollten oder nicht - viele Zivilpersonen durch
ihre Angriffe getétet haben. Sie waren in diesem
Falle nicht Mérder, Totschlager an wehrlosen Leuten.

Ich will fragen: Ware es eine Beleidigung eines
Bundeswehrsoldaten, wenn ich mit ihm diskutiere
und sage, Soldaten werden im Krieg federleicht zu
potentiellen Totschldagern, Mérdern? Ist das bereits
eine Beleidigung?

Oder wenn ich das Wort ,Soldaten sind Moérder*
umwandele und sage ,Krieg ist Mord* und damit im-
pliziere, daB Soldaten, die an einem Krieg teilneh-
men, Morder sein konnten, ist das auch bereits eine
Beleidigung?

Ich bin kein Jurist, aber es wiirde mich in diesem
Zusammenhang interessieren, was fiir Folgen diese
Gesetzeseingabe, die uns vorliegt, haben wiirde.

Dr. Herta Daubler-Gmelin (SPD): Ich glaube, wir
werden das alles noch besprechen kénnen.

Ich wiirde sehr gern auf den Fall eingehen, den der
Herr Breuer hier zitiert hat, weil der ganz eindeutig
eine Beleidigung bedeutet. Wenn ein Kind in einem
Klassenzimmer von einem Lehrer so behandelt wird,
wenn der Lehrer - auf die Frage nach dem Beruf des
Vaters: Soldat - sagt, also ,Morder”, dann ist das ein-
deutig eine Beleidigung.

(Beifall bei der SPD wund des
Dr. Burkhard Hirsch [ED.P.])

Ich sage Thnen, Herr Hoyer, nachdem ich den Be-
richt der Wehrbeauftragten gelesen habe, habe ich
mich sehr gewundert, daB hier nicht auch aufgezeigt
wurde, was als Folge dagegen unternommen wurde.
Ich habe mich auch gewundert, daB Sie das heute al-
les zitieren wie die Wehrbeauftragte und der Bundes-
verteidigungsminister, ohne etwas dagegen getan zu
haben. Ich sage Thnen, wir werden diesem Fall nach-
gehen und werden lhnen hier im Bundestag berich-
ten,

Abg.

(Beifall bei der SPD)

was daraus geworden ist. Denn wenn es sich so ab-
gespielt hat, dann ist es heute strafbar. Wenn das so
war, dann wird — das wissen Sie ganz genau —, dieser
Lehrer auBer strafrechtlicher Verfolgung auch eine
ganze Menge mehr Unannehmlichkeiten haben.

Meine Damen und Herren, ich méchte sehr gern
zu einem dritten Punkt kommen.

(Zurufe von der CDU/CSU und der F.D.P)

-~ Nun ja, es ist halt nicht zu bestreiten, Herr Kleinert,
und Sie wissen das auch. Aber immer blo8 polemisie-
ren und dann die Méglichkeiten, die man hat und
nutzen kann, um in der Praxis Abhilfe zu schaffen,
aufBler acht lassen und dann féalschlicherweise so tun,
als miafite man ein neues Gesetz machen, das geht
eben nicht.

(Beifall bei der SPD)

Das muB hier auch einmal deutlich gesagt werden.
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Jetzt aber zu der Frage des Nachweises. Der Nach-
weis, daB eine Beleidigung auf Bundeswehr oder
Bundeswehrsoldaten gezielt ist, muBl in jedem Fall
erbracht sein. Dies ist Sache der Gerichte. Dies gilt
fir die Beleidigungsvorschrift, die heute im Strafge-
setzbuch steht, und, Herr Bundesjustizminister, sie
gilt auch fir den Gesetzentwurf, den Sie jetzt leider
eingebracht haben.

Wenn Sie jedoch beabsichtigen sollten — Herr Fi-
scher und Herr Breuer, darf ich gerade noch einmal
kurz um Ihre Aufmerksamkeit bitten, es kénnte nam-
lich ein PferdefuB in der neuen Formulierung enthal-
ten sein —, wenn Sie, Herr Bundesjustizminister, und
die CDU/CSU und die ED.P. mit den Worten ,ge-
eignet ist" beabsichtigen sollten, daB Richter den
Nachweis der Beleidigungsabsicht und der Richtung
der Beleidigung auf Bundeswehr oder Bundeswehr-
soldaten nicht mehr fitlhren miissen, wenn damit also
die Unterstellung verbunden sein sollte, daB hier die
Beweislast auBer Kraft gesetzt werden soll, die in je-
dem Strafgesetz gilt, dann wére dies eine Anmutung
und eine Unterstellung, die nicht geht.

(Beifall bei der SPD und dem BUNDNIS 90/
DIE GRUNEN)

In diesem Punkt muf hier véllige Klarheit herr-
schen, daB dies nicht der Fall ist.

(Norbert Geis [CDU/CSU]: Aber das ist
doch klar!)

— Gut, wenn das klar ist, und ich bedanke mich sehr
deutlich, der Kollege Geis hat hier fiir die CDU/CSU-
Fraktion erklart, das ist klar, dann dndert sich uber-
haupt nichts in diesem eigentlich wichtigen Punkt, es
andert sich iiberhaupt nichts.

(Norbert Geis [CDU/CSU]: Es mufl immer
geeignet sein, ihn herabzusetzen!)

Dann, meine Damen und Herren, bedeutet Ihr Ge-
setzentwurf allein, dal Sie die Bundeswehr mit ei-
nem besonderen Ehrenschutz bedenken wollen und
daB Sie die Rechtsprechung des Bundesverfassungs-
gerichtes in der Offentlichkeit an die Kandare neh-
men wollen. Beides ist falsch.

Lassen Sie mich zu dem ersten Punkt noch etwas
sagen. Herr Bundesjustizminister, ich hoffe, dal} Sie
noch einmal dariiber nachdenken. Wir alle sind stolz
auf die Bundeswehr und auf das Ideal des Biirgers in
Uniform.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Wie Sie damit einen besonderen Ehrenschutz verein-
baren koénnen, missen Sie ausfihrlich und beson-
ders begriinden. Sie kénnen es nicht damit begriin-
den, daB allein Wehrpflichtige einen verfassungs-
rechtlich gebotenen Dienst tun — den tun sie - und
daB wir ihnen - von meiner Familie sind sowohl
junge Leute bei der Bundeswehr wie auch beim Zi-
vildienst — bei der Bundeswehr eine Menge zumuten.
Das ist gar keine Frage. Nur, Herr Rilhe, vergessen
Sie nicht, daB wir das auch den Zivildienstleistenden
zumuten. Fir die aber haben Sie offensichtlich kei-
nen Ehrenschutz beabsichtigt. Das ist dann unge-
recht. Wir muten auch dem Verfassungsorgan Bun-

desverfassungsgericht und seinen Richtern zu, in der
Offentlichkeit und der Kritik zu stehen. Die sind ech-
tes Verfassungsorgan, ohne daB Sie einen besonde-
ren Ehrenschutz fir sie vorschlagen. Auch das ist
dann ungerecht.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Sie konnen auch nicht sagen: Die Beleidigungs-
lage sei eine andere, weil das ja der Wahrheit ins Ge-
sicht geschlagen wére. Zusammengenommen heift
das, die Begriindung fiir einen besonderen Ehren-
schutz durch Ihr Gesetz ist nicht vorhanden.

Sie, Herr Bundesverteidigungsminister, sagten,
diese juristischen Dinge seien nicht Ihre Angelegen-
heit. Auch deswegen habe ich dies noch einmal sehr
deutlich aufgefiihrt. Burger in Uniform und besonde-
rer Ehrenschutz passen nicht zusammen. Verfas-
sungsrechtliche Verpflichtungen haben Wehrpflich-
tige — aber nicht die Berufssoldaten -, Zivildienstlei-
stende in gleicher Weise und auch die Mitglieder des
Bundesverfassungsgerichtes in gleicher Weise.

Lassen Sie mich noch eines sagen: Sie haben zu
Recht und mit meiner Zustimmung darauf hingewie-
sen, welchen Risiken Soldaten heute zum Beispiel
bei dem schrecklichen Morden im zerfallenen Jugo-
slawien ausgesetzt sind. Aber hétten Sie nicht der
Ehrlichkeit halber auch sagen miissen, was wir ja je-
den Abend sehen, daB es die Zivilbevolkerung ist,
die in jedem Krieg die meisten Opfer bringen muf?
Das sind die Frauen, die Kinder, die keine Angeh6ri-
gen der Bundeswehr sind, die keine Angehérigen
von irgendwelchen anderen Armeen sind. Die wer-
den erschossen, vergewaltigt, gefoltert.

(Paul Breuer [CDU/CSU]: Da haben Sie
recht! Das ist Gegenstand der Verhandlun-

gen!)

Es mag sein, daB es hier jetzt nicht formal Gegen-
stand Ihrer Betrachtung ist, Herr Breuer. Deswegen
mochte ich gerne lhren Blick darauf lenken. Jeder
Krieg fiihrte heute zu viel mehr Opfern bei der Zivil-
bevolkerung: bei Ménnern, bei Alten, bei Frauen
und Kindern. Deswegen ist dieses Belastungsargu-
ment als besondere Begriindung eines besonderen
Ehrenschutzes iiberhaupt nicht mehr anzufiihren.

(Gunther Friedrich Nolting {F.D.P.]: Aber es
sind auch Soldaten, die Krieg verhindern!)

— Ich hoffe, Herr Nolting, daB die Soldaten das ver-
hindern kénnen. Nur, daB Soldaten der serbischen
Armee zu den Folterern, Vergewaltigern und Moér-
dern gehoéren, wissen wir auch.

(Ginther Friedrich Nolting [ED.P]: Wir
sprechen hier iber Bundeswehrsoldaten!)

Deswegen muB es moglich sein, zu zitieren, was
auch Pazifisten sagen, daB man den Satz ,Soldaten
sind Morder” nicht unter Strafe stellen kann, daB er
aber dann, wenn er auf Bundeswehrsoldaten und auf
die Bundeswehr angewendet wird, schon heute straf-
bar ist, daB aber andere Soldaten Morder sind.

Herr Bundesjustizminister, lassen Sie mich noch-
mals sagen: Ich finde, Sie sollten sehr viel mehr auf
das héren, was IThnen nicht die unbesonnensten Mit-
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glieder dieses Hauses sagen. Mir wére lbrigens et-
was unwohl, wenn Herr Fromme sagen wiirde, ich
sei offensichtlich auf mehr Harmonie mit der CDU/
CSU aus als meine Vorgéngerin. Ich wére auch sehr
aufmerksam und wiirde sehr sorgféltig zuhéren,
wenn mir der Herr Bundestagsvizeprasident war-
nend zurufen wiirde, ob es sich bei dem Gesetzent-
wurf nicht um ein Gefélligkeitsgesetz handele. Und
wenn ein Kollege der CDU, wie der Vorsitzende des
Rechtsausschusses, Eylmann, Ihnen sagt, Sie wiirden
hier bestenfalls, wenn alles geklért sei, Symbolpolitik
betreiben und fiir Symbolpolitik biete das Strafge-
setzbuch keinen Platz, dann, finde ich, sollte sich ein
Justizminister das nochmals iberlegen, auch, ob sein
politischer Salto in den letzten vierzehn Tagen wirk-
lich klug war. Ich glaube das nicht.

(Beifall bei der SPD)

Ich bitte Sie deswegen, meine Damen und Herren,
auch aus Wahlkampfgriinden nicht zuviel in unse-
rem Rechtsstaat in Frage zu stellen oder iber die
Kippe springen zu lassen. Wir machen das nicht mit.

Ich hoffe immer noch auf einen Rest von demokra-
tischer Gemeinsamkeit und darauf, daBl wir Sie hier
an unserer Seite haben.

Danke schon.

(Beifall bei der SPD und der PDS sowie bei
Abgeordneten des BUNDNISSES 90/DIE
GRUNEN)

Vizeprasident Hans-Ulrich Klose: Das Wort hat der
Kollege Dr. Klaus Rose, CDU/CSU.

Dr. Klaus Rose (CDU/CSU): Herr Prasident! Meine
sehr verehrten Damen und Herren! Da es sich heute
ja um eine erste Lesung handelt, habe ich immer ver-
sucht, Zwischenténe herauszuhéren und zu schauen,
ob es njcht doch Gemeinsamkeiten geben kénnte.
Denn ich kann mir nicht vorstellen, daB die sozialde-
mokratischen Kollegen und vielleicht auch ein Teil
der Griinen bei der Behandlung von Soldaten in den
Chor mit einstimmen, wie wir ihn in den letzten Mo-
naten erleben mufiten.

(Gunter Verheugen [SPD]: Vorsicht! Vor-
sicht!)

Sie haben heute mehrfach zumindest gesagt, dal
Sie nicht wollen, daB Soldaten als Moérder bezeichnet
werden konnen.

(Otto Schily [SPD]: Da sind wir uns einig! -

Joseph Fischer [Frankfurt] [BUNDNIS 90/

DIE GRUNEN]: Bundeswehrsoldaten! Bun-
deswehrsoldaten!)

Wenn wir schon einmal so weit sind, bin ich dafir
dankbar. Dann sollten wir die heutige Veranstaltung

nicht, wie jetzt am SchluB geschehen, als mégliches
Wahlkampfspektakel bezeichnen.

(Lachen bei Abgeordneten der SPD sowie

des BUNDNISSES 90/DIE GRUNEN - Giin-

ter Verheugen [SPD]: Rose, wer gebraucht

denn die Debatte heute dafiir? — Weiterer

Zuruf von der SPD: Das ist eine Scheinhei-
ligkeit!)

Wir sollten auch nicht eine reine literarische Exklu-
sivveranstaltung durchfithren; wir sollten ebenfalls
kein juristisches Geplénkel machen. Vielmehr sollten
wir uns wirklich in die Seelen der Soldaten und ihrer
Familien und damit in die Bevolkerung hineinden-
ken.

(Beifall bei der CDU/CSU und der ED.P. -
Giinter Verheugen [SPD]: Der Rose redet
liber Wahlkampf!)

Vizeprdsident Hans-Ulrich Klose: Herr Kollege
Rose, gestatten Sie eine Zwischenfrage des Kollegen
Kolbow?

Dr. Klaus Rose (CDU/CSU): Ich habe blo noch
vier Minuten.

Ich bin deshalb der Uberzeugung, daB es heute
auch um die léngst fallige Verteidigung guter Sitten
in diesem Land geht und darum, daf man nicht ir-
gendwelche Bevdlkerungs- und Berufsgruppen diffa-
mieren und herabsetzen kann.

Es sind heute ja Beispiele erwdhnt worden. Stellen
Sie sich vor, Ihre Kinder kdmen von der Schule nach
Hause und wiirden Ihnen sagen, die Mitschiiler be-
zeichnen den Vater als Mérder, weil er Soldat ist.

(Otto Schily [SPD]: Aber Herr Rose, fangen
Sie nicht schon wieder damit an! Das ist
strafbar!)

Stellen Sie sich als Parlamentarier, Herr Kollege
Schily, vor, daB Sie vom Grundgesetz her Streitkrifte
befurworten und diese in die Demokratie einbetten,
dafl Sie also Soldaten unter den Primat der Politik
stellen, daf} Sie aber trotzdem diese Soldaten als Mor-
der verhohnen lassen.

(Otto Schily [SPD]: Nein, das dirfen sie
nicht!)

Stellen Sie sich unsere Piloten in den Transall-Ma-
schinen vor, die unter Einsatz von Leib und Leben
die Menschen in Sarajevo iiber viele Monate hinweg
mit Lebensmitteln und Medikamenten versorgt ha-
ben und die zu Hause dann als Morder beschimpft
werden diirfen.

(Horst Kubatschka [SPD]: Darum geht es
doch gar nicht! - Jérg Tauss [SPD]: Durch
Wiederholung wird das nicht besser!)

Wer sagt eigentlich, daB es etwas mit Meinungs-
freiheit zu tun hat, wenn man Menschen beschimpft
und sie in ihrer Ehre trifft?

(Paul Breuer [CDU/CSU]: Nehmen Sie das
Beispiel Aust!)
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Dr. Klaus Rose
Wer geht so weit, zu behaupten,

(Otto Schily [SPD]: Als Beispiel: Aust)

Briten, Franzosen oder Amerikaner hétten tiberhaupt
keine Meinungsfreiheit oder keine Demokratie, weil
es bei ihnen undenkbar ist, daB ihre Soldaten als
Morder beschimpft werden. Sind diese Nationen ei-
gentlich undemokratisch, weil sie ihre Soldaten, und
zwar seit Jahrhunderten, schéatzen, in Ehren halten
und als Vorbilder hinstellen?

Ich finde es unertrdglich, daB man bei uns pau-
schal ganze Bevolkerungs- und Berufsgruppen diffa-
mieren kann, und sei es auch nur mit dem Madntel-
chen der Literaturkenntnis.

(Beifall bei der CDU/CSU - Horst

Kubatschka [SPD): Das ist doch ein ibler

Wahlkampf! — Otto Schily [SPD]: Sie haben

das Gesetz nicht gelesen und das Urteil
nicht gelesen!)

Ob Herr Tucholsky im iibrigen daran Gefallen fande,
als Feigenblatt fiir gehdssige Pébeleien gegen demo-
kratisch kontrollierte Soldaten benutzt zu werden,
muB bezweifelt werden.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Unsere Soldaten tragen gegenwartig dazu bei, den
Menschen im ehemaligen Jugoslawien wieder Hoff-
nung auf Frieden und Verséhnung zu geben. Ich
habe deshalb Respekt vor den Soldaten, und das
nicht bloB in Sonntagsreden, sondern auch in der
Praxis.

(Otto Schily [SPD]: Das ist ja auch in Ord-
nung!)

Wir miussen deshalb etwas tun.

Meine Damen und Herren, weil das so ist und weil
einige Bundesverfassungsrichter - es waren ja,
glaube ich, nicht alle - die Herabwiirdigung von Sol-
daten mit literarischer Freiheit verbramen, statt
diese als vom demokratischen Staat gewollte Sicher-
heitsorgane einem besonderen Ehrenschutz zu un-
terstellen, begriile ich die Gesetzesinitiative der Koa-
lition. Weil ich eben aus Gesprachen mit vielen so-
zialdemokratischen Kollegen weiB, daB sie eigentlich
auch so denken, daB das nicht geht, was oft passiert
ist, weil ich weiB}, daB in der SPD Radikalpazifisten
und Radikaldiffamisten in der Minderheit sind, hoffe
ich auf eine breite Zustimmung zu diesem Gesetzent-
wurf. Unsere Soldaten verdienen diese Zustimmung;
sie haben es nicht verdient, in den Schmutz gezogen
zu werden. Denn unsere Soldaten dienen dem Frie-
den und sind deshalb keine Morder.

(Beifall bei der CDU/CSU und der ED.P))

Schon 1952 galt fir Theodor Blank, daf sich die
deutschen Soldaten zur Demokratie und daB sich die
Demokratie zu ihren Soldaten bekennen muf. Kon-
rad Adenauer sagte am 3. Dezember 1952:

Es muB unsere gemeinsame Aufgabe sein - und
ich bin sicher, daB wir sie losen -, die sittlichen
Werte des deutschen Soldatentums mit der De-
mokratie zu verschmelzen.

Und Georg Leber sagte im September vorigen Jah-
res bei der Feierstunde des Verteidigungsausschus-
ses:

Unsere Soldaten sind Biirger des Staates wie wir
alle. Aber sie geloben etwas, was sonst niemand
in Staat und Gesellschaft abverlangt oder zuge-
mutet wird, die Freiheit und das Recht mit dem
Einsatz ihres Lebens tapfer zu verteidigen. Weil
das so ist, sind Gesellschaft und Staat den Solda-
ten gegeniiber in der Pflicht, sich schiitzend vor
sie zu stellen, wenn der ihnen aufgetragene
Dienst nicht diskriminiert und ihr guter Ruf nicht
verletzt werden soll.

{Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD und der ED.P)

Das sagte Leber; da haben Sie alle applaudiert.
Aber wenn das so ist, dann tun Sie es doch auch.
Dann kann es doch in Zukunft nicht mehr moéglich
sein, daB Soldaten als Morder beschimpft werden.

Da wir jetzt in die Beratung eintreten, hoffe ich,
daB das alles bei Ihnen auf fruchtbaren Boden gefal-
len ist.

(Beifall bei der CDU/CSU und der ED.P. -
Widerspruch bei der SPD - Joérg Tauss
[SPD]: Hochste geistige Impotenz!)

Vizeprasident Hans-Uirich Kiose: Herr Kollege
Tauss, das kann ich nicht akzeptieren. Ich habe vor-
hin gesagt, daB personliche Charakterisierungen hier
ausbleiben sollen. Das geht zu weit!

Das Wort zu einer Kurzintervention hat der Kollege
Walter Kolbow.

Waiter Kolbow (SPD}: Herr Prasident! Meine lieben
Kolleginnen und Kollegen! Kollege Rose hat es fiir
notwendig befunden, sozialdemokratische Mitglie-

der dieses Hauses in der Absicht anzusprechen, den-

Eindruck zu erwecken, da8 hier geschwiegen wird,
weil wir der von IThnen vorgetragenen Meinung
seien. Dem darf ich auch fiir die Mitglieder des Ver-
teidigungsausschusses der SPD widersprechen.

Ich darf Thnen ein Zitat aus der Entscheidung des
Bundesverfassungsgerichtes vorhalten. Dieses Zitat
lautet:

Die wertende Gleichstellung eines Menschen mit
einem Morder ist eine tiefe Krdnkung, sie be-
zeichnet auch umgangssprachlich eine Person,
die in einer sittlich nicht zu rechtfertigenden
Weise zur Vernichtung menschlichen Lebens bei-
tragt oder bereit ist. Dies ist ein Unwert-Urteil,
das den Betroffenen im Ansehen seiner Umwelt
empfindlich herabsetzt. Wer die Bundeswehr so
angreift, krankt damit auch die personliche Ehre
der Mitglieder dieses Berufskollektivs.

Das sind wohlgemerkt Originalzitate aus dem jiing-
sten Soldaten-Morder-Beschluf des Bundesverfas-
sungsgerichtes,

(Otto Schily [SPD]: Das ist geltendes Verfas-
sungsrecht!)
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So gesehen kénnen sie ohne jede redaktionelle An-
derung auch von den Verfassern der geplanten Ge-
setzesnovelle zum Sonderehrenschutz der Uniform-
trager der Sicherheitskrafte in unserem Staat iber-
nommen werden. Es ist strafbar, was Sie strafbar ma-
chen wollen. '

(Norbert Geis [CDU/CSU]: Das ist reine

Theorie! — Weitere Zurufe von der CDU/

CSU und der ED.P. — Gegenruf des Abg.
Otto Schily [SPD]: ,Theorie*!)

Im iibrigen haben Sie, Herr Kollege Rose - das al-
lerdings muB ich schon als AnmaBung empfinden —,
in Threm Beitrag von ,Wahlkampf“ gesprochen. Am
Montag waren Sie auf der Jahresversammlung des
Bundeswehrverbandes anwesend. Die Debatte des
Hohen Hauses und Ihre Auffassung wurden zum Ge-
genstand von wahlwerbenden AuBerungen der
Staatsministerin Mdnnle, was noch mit Amtstragern
des Bundeswehrverbandes ausgemacht werden
muB.

(Dr. Peter Struck [SPD]: Hort! Hort!)

Deswegen, glaube ich, ist Ihr Aufruf zu Gemein-
samkeit erst einmal eine Verpflichtung Ihrerseits,
sich nicht mit Ihren Anspriichen an uns auseinander-
zusetzen, sondern mit Thren eigenen Anspriichen.
Denn Sie sollten erst einmal vor Threr eigenen Haus-
tiir kehren, bevor Sie uns hier etwas vorwerfen.

(Beifall bei der SPD und dem BUNDNIS 90/
DIE GRUNEN)

Vizepréasident Hans-Ulrich Klose: Herr Kollege
Dr. Rose, bitte.

Dr. Klaus Rose (CDU/CSU): Ich bitte Herrn Kolle-
gen Kolbow und alle anderen zur Kenntnis zu neh-
men, daB ich nur auf einen der letzten Satze — viel-
leicht war es sogar der allerletzte Satz — der Ausfiih-
rungen der Frau Kollegin Daubler-Gmelin Bezug ge-
nommen habe. Als sie das Wort ,Wahlkampf* in den
Mund nahm, habe ich geantwortet, dafl es nicht um
Wahlkampf geht.

Ich bitte alle Mitglieder des Hohen Hauses, zur
Kenntnis zu nehmen, daB ich zwar bei der Veranstal-
tung des Landesverbandes Bayern des Deutschen
Bundeswehrverbandes dabei war, daB ich dort aber
weder gesprochen habe noch den Veranstaltern,
namlich dem Deutschen Bundeswehrverband, drein-
reden konnte, ob andere irgendeine Art von Wahl-
kampfveranstaltung machen. Ich verstehe iiberhaupt
nicht, wie Sie mir das vorhalten kénnen, Herr Kol-
lege Kolbow. Heute ist die Debatte wirklich ein bi3-
chen schief geraten.

(Angelika Beer [BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN]: Es ist aber gut, zu wissen, wie das
lauft!)

Vizeprisident Hans-Ulrich Klose: Das Wort hat der
Kollege Professor Dr. Heuer, PDS.

Dr. Uwe-Jens Heuer (PDS): Herr Prasident! Meine
Damen und Herren! Herr Bundesminister Riihe hat
gesagt: Dieses Parlament muB verdammt noch mal
die Soldaten schiitzen. Ich weil} nicht, ob dieser Be-
fehlston angemessen ist.

Der heutige VorstoB hat sehr ernste Hintergriinde,
auf die vor allem auch Frau Angelika Beer hingewie-
sen hat. Seit dem Jugoslawien-Einsatz ist es tatsach-
lich wieder so weit, daB deutsche Soldaten letzten
Endes auch zum Téten und Getdtetwerden in die
Welt geschickt werden. Der Ernstfall ist nicht mehr
der Frieden — Herr Geis hat es hier ausdriicklich ge-
sagt -, wie das ein Bundesprasident den Soldaten ans
Herz legte, sondern der Krieg. Und im Krieg wird ge-
schossen und gebombt, also getétet.

Soldaten werden zum Téten von Menschen ausge-
bildet. Wer das beim Namen nennt, der soll jetzt bis
zu drei Jahre in den Knast; das ist die Quintessenz
des Vorschlags oder jedenfalls eine Konsequenz.

Ubrigens liegt der erbitterte Kampf gegen die Re-
habilitierung der Deserteure auf der gleichen Linie.
Ich habe in der Anhérung des Rechtsausschusses am
29. November 1995 den von der CDU/CSU benann-
ten Gutachter, Dr. Jiirgen Schreiber, gefragt, ob die
von ihm kritisierte generelle Rehabilitierung von De-
serteuren vielleicht geeignet sein soll, zukiinftige
Kriegseinsatze deutscher Truppen zu legitimieren. Er
erklarte mir daraufhin mit dankenswerter Offenheit,
daB eine globale Erklarung ,Alle bis zum 8. Mai 1945
Desertierten sind rehabilitiert.” schon eine negative
Wirkung haben kénnte.

In der Begriindung der Regierungsvorlage heift
es, daB es angesichts der bedeutsamen friedenserhal-
tenden Aufgaben der Bundeswehr nicht geniigen
kann, deren Soldaten nur auf den Schutz der
§§ 1851f. des Strafgesetzbuches zu verweisen. Das ist
das eigentliche Problem: Was sind die neuen Um-
stande? Herr Geis, den ich wegen seiner Offenheit
schédtze - ich meine das nicht ironisch —, hat nicht in
erster Linie vom Ehrenschutz gesprochen, sondem
hat gesagt, die Bundeswehr wiirde fiir den Ernstfall
geschwacht, sie wiirde in gewissem MaBe politikun-
fahig, wenn wir den vorgelegten Gesetzentwurf
nicht verabschiedeten. Das heifit, es wird schon im
Zusammenhang mit der neuen AuBenpolitik und der
neuen Sicherheitspolitik dieses Landes gesehen, die
nicht mehr dem Frieden dient, sondern dem Einsatz
deutscher Streitkréfte in aller Welt dient.

In meinen Augen haben Pazifisten, die Gegner von
Militarismus und Krieg sind, und alle, die den Mili-
tardienst ablehnen, nach den historischen Erfahrun-
gen dieses Jahrhunderts das Recht und miissen das
Recht behalten, auch auf drastische Weise ihre Mei-
nung auszudriicken. Ich sehe in dieser Initiative ei-
nen Versuch, das Recht der freien MeinungsiuBe-
rung einzuschranken.

Herr van Essen hat hier gesagt, sie beriefen sich
alle darauf, Pazifisten zu sein, und diese Strafbar-
keitsliicke soliten wir schlieBen. Ich méchte einmal
sehen, wie Sie das machen wollen. Wollen Sie die
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Dr. Uwe-Jens Heuer

Pazifisten daran hindern, ihre pazifistische Position
auszudriicken?

(Widerspruch der Abg. Giinther Friedrich
Nolting [F.D.P.] und Joérg van Essen [F.D.P.])

- Natiirlich haben Sie das gesagt. Ich hére doch zu;
ich hére bei Ihnen immer zu.

(Vorsitz: Vizeprasidentin Dr. Antje Voll-
mer)

Es heiit immer, Soldaten der Bundeswehr seien
nichts weiter als Biirger in Uniform. Wozu brauchen
sie dann einen besonderen strafrechtlichen Schutz?
Warum geniigt nicht der Schutz, den das Strafgesetz-
buch allen Biirgern gegen Beleidigung, iible Nach-
rede und Verleumdung angedeihen laBt?

Der neue Paragraph soll in den Titel ,Gefdhrdung
des demokratischen Rechtsstaates” des Strafgesetz-
buches eingeordnet werden und gleich neben dem
Tatbestand ,Verunglimpfung des Bundesprisiden-
ten* stehen. Die Bundeswehr wird, jedenfalls was
die Schutzwiirdigkeit betrifft, gewissermaBen in den
Rang eines Verfassungsorgans erhoben. Dagegen
habe ich ernsthafte Bedenken.

Der Begriff ,verunglimpfen” ist sehr weit ausleg-
bar. Lauft das auf eine Art Wehrkraftzersetzung von
auBen hinaus? Herr Justizminister, wenn ich o6ffent-
lich sage, die Bundeswehr sei ein Werkzeug deut-
schen GroBmachtstrebens, das die Interessen der
O0konomisch und politisch Herrschenden in der gan-
zen Welt — wenn es sein muf}, auch gewaltsam -
durchsetzen soll, ist das dann eine Verunglimpfung?

(Gunther Friedrich Nolting [F.D.P.]: Das ist
doch richtig der SED-Jargon, den Sie seit
1948 pflegen!)

- Lesen Sie doch die Dokumente des Bundesministe-
riums der Verteidigung von 1992 und 1994! Darin
steht: Der Auftrag der Bundeswehr ist der Schutz des
freien Welthandels und des Zugangs zu Rohstoffen.
Das ist vielleicht eine Verunglimpfung der Bundes-
wehr; aber es wurde dort jedenfalls geschrieben.

Mehrere Redner haben gesagt, wir kénnen davon
ausgehen, daB bereits jetzt das strafbar ist, was Sie
strafbar machen wollen. Auch Herr Beck hat es ge-
sagt. Ich bin da nicht so sicher und frage mich: Steckt
dahinter nicht mehr? Denn hinter einer Verunglimp-
fung, die geeignet ist, das Ansehen der Bundeswehr
in der 6ffentlichen Meinung herabzuwiirdigen, kann
nach meiner Ansicht mehr stecken. Ich verweise auf
die Erfahrungen, die wir in der DDR mit dem § 220
StGB gemacht haben. Auch dort hieBl es, daB eine
Herabwiirdigung der staatlichen Organe strafbar sei;
iibrigens wurde ebenfalls eine Freiheitsstrafe bis zu
drei Jahren angedroht. Diese Bestimmung hat Geg-
ner in der DDR geschaffen.

Meine Damen und Herren, ich méchte gerne zum
Schluff das Zitat vortragen, das Herr Zwerenz nicht
gefunden hat; nicht nur altere Professoren sind zer-
streut, sondern auch andere. Das Zitat von Herrn

Quidde vom 8. Mérz 1932 in der ,Weltbiithne” lautet
- es sind vier Satze —:

Heute sind die Herren vom Militar viel empfindli-
cher, entriisten sich und rufen nach dem Staats-
anwalt . .. In dem Satz ,Soldaten sind Morder*
eine Beleidigung der deutschen Reichswehr zu
finden ist wirklich der Gipfel der Unvernunft. Der
Satz soll doch fiir Soldaten aller Nationalitaten
gelten und offenbar fiir alle Kriegsteilnehmer,
nicht nur fir die Berufssoldaten; er soll den Ge-
danken, daB der Krieg Mord ist, in besonders
scharf geprdagter Form zum Ausdruck bringen.
Ob mit Recht, dariber mag man streiten, aber
deshalb wegen Beleidigung zu klagen, das heiBt
nicht nur, sich lacherlich machen, sondern auch
die Freiheit des Wortes knebeln.

(Beifall bei der PDS)

Vizeprasidentin Dr. Antje Vollmer: Ich schlieBe da-
mit die Aussprache.

Der Altestenrat schlagt die Uberweisung des Ge-
setzentwurfes auf Drucksache 13/3971 an die in der
Tagesordnung aufgefiihrten Ausschiisse vor. Gibt es
dazu anderweitige Vorschldge? — Das ist nicht der
Fall. Damit ist die Uberweisung so beschlossen.

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 14 auf:

Beratung der GroBien Anfrage der Abgeordne-
ten Hans Martin Bury, Gerd Andres, Klaus
Barthel, weiterer Abgeordneter und der Frak-
tion der SPD

Postfilialen
-~ Drucksache 13/2504 —

Dazu liegt ein EntschlieBungsantrag der Fraktion
Biindnis 90/Die Griinen vor.

Nach einer Vereinbarung im Altestenrat ist fiir die
Aussprache eine Stunde vorgesehen. — Ich sehe kei-
nen Widerspruch. Dann ist so beschlossen.

Ich eréffne die Aussprache. Das Wort hat zunéchst
die Abgeordnete Christine Kurzhals.

Christine Kurzhals (SPD): Frau Prasidentin! Meine
Damen und meine Herren! Die SPD-Fraktion hat die
Debatte iiber die Postfilialen verlangt, weil bis zum
heutigen Tage unsere GroBie Anfrage an die Regie-
rung vom September 1995 immer noch nicht beant-
wortet ist.

(Dr. Peter Struck [SPD]: Ist ja unerhért!)

Mit immer neuen Ausfliichten wurde die Beantwor-
tung verzégert. Zunachst sollte das Gutachten der In-
vestmentbank Schroders zum Beteiligungskonzept
der Post und Postbank abgewartet werden. Seit Mitte
Januar liegt IThnen, Herr Botsch, und Threm Ministe-
rium dieses Konzept nun vor. Jetzt haben Sie die
Ausrede, noch umfangreiche Ressortabstimmungen
vornehmen zu missen.
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Tatsache ist, daB sich die Deutsche Post AG zuneh-
mend aus ihren grundgesetzlichen Verpflichtungen
zuriickzieht. Von einem flaichendeckenden, ange-
messenen und ausreichendem Dienstleistungsange-
bot im Postwesen kann kaum noch die Rede sein.
Tagtédglich erleben Biirgerinnen und Biirger, daf
Postfilialen, vor allem auf dem Land, aber auch in
Ballungsgebieten, geschlossen werden. Fir die be-
troffenen Menschen bedeutet das in vielen Féllen
eine deutliche Verschlechterung der Versorgung
mit Postdienstleistungen.

(Beifall bei der SPD)

Deshalb haben die Biirgerinnen und Biirger einen
Anspruch darauf, zu erfahren, was die Bundesregie-
rung dagegen unternimmt,.

Ich sage nichts Neues. Jeder in diesem Haus weiB,
daB die Deutsche Post AG verpflichtet ist, die Bevol-
kerung flaichendeckend in angemessener und ausrei-
chender Weise mit Postdienstleistungen zu versor-
gen. Die Erfiillung dieses Infrastrukturauftrages hat
der Bund nach Art. 87f des Grundgesetzes zu ge-
wihrleisten. Die Bundesregierung ist deshalb aufge-
fordert, sicherzustellen, daB die Post AG in ausrei-
chender und kundenfreundlicher Weise vor Ort pré-
sent ist.

(Beifall bei der SPD und dem BUNDNIS 90/
DIE GRUNEN)

Zur Zeit herrscht in der Offentlichkeit véllige Un-
klarheit, wie viele Postfilialen nach den Pldnen der
Deutschen Post AG in den néchsten Jahren einge-
stellt oder in andere Vertriebsformen umgewandelt
werden sollen. Es bestehen in der Offentlichkeit Be-
furchtungen, daB der radikale Abbau von Postfilialen
- 2000 im vergangenen Jahr — auch in diesem Jahr
weiterbetrieben werden soll. Obwohl diese Befiirch-
tung dem Bundesminister und der Deutschen
Post AG bekannt ist, herrscht Ruhe im Wald. Es
kommt keine Stellungnahme von seiten der Bundes-
regierung. Auch die Post AG hat ihre unternehmeri-
schen Absichten bisher nicht 6ffentlich bekanntge-
geben und kein eigenes Konzept vorgelegt.

(Dr. Peter Struck [SPD]: Unerhort, Herr

Botschl)

Bisher galt fiir die Errichtung oder SchlieBung von
Postfilialen das .Konzept zur Postversorgung auf
dem Lande“, das bereits 1981 von der damaligen so-
zialliberalen Bundesregierung entwickelt und vom
Bundestag einstimmig gebilligt worden war. Danach
muB sichergestellt werden, daB die Biirgerinnen und
Biirger eine Postfiliale mindestens im Umkreis von
2 000 Metern erreichen kénnen.

(Klaus Barthel [SPD]: Wo gibt es das heute
noch?)

Filialen diirfen nur geschlossen werden, wenn in die-
sem Einzugsbereich mehrere Postfilialen sind oder
die Kundennachfrage eine Mindestgrenze unter-
schreitet. Mit diesem Konzept wurde auch festge-
schrieben, daB die betroffenen Kommunen, Bilirgerin-

nen und Biirger rechtzeitig von der Mafnahme zu
unterrichten sind.

Offensichtlich legt die Deutsche Post AG die Vor-
gaben des Konzepts sehr groBziigig fiir sich aus. Im-
mer wieder erreichen uns Klagen von Kommunen
und Biirgern, daB die Post in Nacht-und-Ne-
bel-Aktionen Postfilialen schlieit oder von den zeitli-
chen Vorgaben fiir die SchlieBung abweicht.

Der Bundespostminister sieht dieser Entwicklung
tatenlos zu.

(Zurufe von der SPD: Unglaublich! - Uner-
hortl)

Statt zu handeln, beschriankt er sich auf Ankiindi-
gungen in der Presse oder im Regulierungsrat, ,da8
in jedem Fall eine fiinfstellige Zahl posteigener Filia-
len bestehenbleiben solle”.

(Klaus Barthel [SPD]:
gespanntl)

Da sind wir

Wir als SPD fordern Sie, Herr Bundespostminister,
auf, heute vor dem Deutschen Bundestag zu erkléa-
ren, wie Sie Thre vollmundigen Versprechungen ei-
gentlich konkret einldsen wollen.

(Beifall bei der SPD - Hans Martin Bury
[SPD]: Farbe bekennenl)

Die SPD-Bundestagsfraktion hélt die flaichendek-
kende Versorgung mit qualitativ hochwertigen und
erschwinglichen Postdienstleistungen fiir unverzicht-
bar. Es ist unumstritten, daB das Riickgrat des Uni-
versaldienstes ein flichendeckendes Postfilialnetz
ist. Der Bundespostminister mufi endlich handeln
und ein schliissiges Konzept zur Sicherung der Post-
versorgung mit klaren Kriterien fiir Einrichtung, Um-
wandlung und Auflésung von Postfilialen vorlegen.

(Zustimmung bei der SPD)

Um eine flichendeckende Présenz der Post zu ge-
wibhrleisten, ist es notwendig, den Vertriebsverbund
zwischen Post und Postbank durch eine Beteiligung
der Post an der Postbank zu sichern und in einem
neuen Kooperationsvertrag zwischen beiden Unter-
nehmen die Zusammenarbeit und die gemeinsame
Nutzung der Schalter festzulegen.

(Klaus Barthel [SPD]: Hochste Zeit!)

Vor allem aber kommt es darauf an, in dem vom
Bundestag zu verabschiedenden neuen Postgesetz
zur kiinftigen Regulierung der Postdienste Rahmen-
bedingungen festzulegen, die auch in Zukunft eine
flichendeckende Postinfrastruktur gewdhrleisten.
Dies ist jedoch nach den bisher bekannten Vorstel-
lungen des Bundespostministeriums nicht der Fall.
Wir werden deshalb bei den anstehenden Gesetzes-
beratungen darauf drangen, daB der kiinftige Uni-
versaldienst, zu dem ein ausreichendes flaichendek-
kendes Netz von Annahmestellen, Zustelleinrichtun-
gen etc. gehéren muB, auch dauerhaft finanziert wer-
den kann.

(Beifall bei der SPD)
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Nur mit den 6ffentlichen Lippenbekenntnissen des
Bundespostministers und der Regierungskoalition
zur Sicherung der Postinfrastruktur ist es nicht getan.
Es muB nun gehandelt werden.

Schénen Dank.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne-
ten der FD.P)

Vizepréasidentin Dr. Antje Volimer: Liebe Frau Kol-
legin, nach meiner Information haben Sie heute das
erste Mal in diesem Hause gesprochen und dann
noch so piinktlich geendet. Zu beidem méchte ich Th-
nen ganz herzlich gratulieren.

(Beifall)

Das Wort hat jetzt der Herr Bundesminister Wolf-
gang Botsch.

Dr. Wolfgang Bétsch, Bundesminister fiir Post und
Telekommunikation: Frau Prasidentin! Meine Damen
und Herren! Ich mochte mich dieser Gratulation aus-
driicklich anschlieBen, Frau Kollegin Kurzhals. Sie
haben mir vorhin gesagt, Sie seien ziemlich nervos.
Ich muB sagen: Davon hat man liberhaupt nichts ge-
merkt. Sie haben den Postminister in der Art, wie
man es von einer Sozialdemokratin erwartet, voll an-
genommen, Etwas anderes wére wirklich tiberra-
schend gewesen.

(Heiterkeit bei der CDU/CSU)

Wir beschéftigen uns heute mit einem Thema, das
Gegenstand der GroBen Anfrage der Sozialdemokra-
ten ist. Sie ist noch nicht beantwortet; das ist kritisiert
worden. DaB man dieses Thema auf die heutige Ta-
gesordnung setzt, obwohl wir — wovon ich ausgehe —
es in der iberndchsten Kabinettssitzung behandeln,
ist das Recht der SPD. Vielleicht hdtte man aber noch
etwas warten kénnen.

Der Aspekt der Postpolitik, der heute erdrtert wird,
ist sehr wichtig, da die ausreichende Verfiigbarkeit
von Postfilialen ein Teil der Wohn- und Lebensquali-
tdt ist. Diese Bedeutung von Postfilialen hat mir auch
die groBe Zahl von Zuschriften — viele auch aus dem
Deutschen Bundestag — gezeigt.

Wir haben mit den Postreformen von 1989 und
1994 den Postunternehmen die unternehmerische
Selbstindigkeit erméglicht, die sie brauchen, um am
Markt erfolgreich bestehen zu konnen. Ich bitte,
nicht zu iibersehen, dal wir im Augenblick in der 6f-
fentlichen Diskussion sehr viel von der Telekommu-
nikation reden. Wir werden aber - vielleicht mit einer
gewissen Zeitverzogerung — auch im Postbereich ei-
nen voll liberalisierten Markt in Europa und damit
auch in Deutschland haben.

Sowohl die Dreiteilung der Post in drei selbstan-
dige Unternehmen als auch die Privatisierung sind
sehr ausgewogene Konzepte, die sowohl dem Anlie-
gen der Infrastruktur als auch dem Anliegen der be-
triebswirtschaftlichen Effizienz gerecht werden. Des-
halb haben im Sommer 1994 auch 123 Abgeordnete

der SPD - anders wire es ja nicht moglich gewesen —
der damaligen Verfassungsanderung zugestimmt,
Das gilt auch fiir den postpolitischen Sprecher der
SPD, Herrn Kollegen Bury, der heute allerdings nicht
spricht, sondern zwei Minenhunde beiderlei Ge-
schlechts in die Debatte geschickt hat. Das ist natiir-
lich auch berechtigt.

(Heiterkeit bei der CDU/CSU)

Trotz der Privatisierung hat der Gesetzgeber den
Bund nicht aus seiner Verantwortung fiir Postdienst-
leistungen entlassen. Der Bund gewdhrleistet nam-
lich — Frau Kollegin Kurzhals, Sie haben darauf hin-
gewiesen —in Art. 87f GG im Bereich des Postwesens
flichendeckend angemessene und ausreichende
Dienstleistungen. Der Bund hat damit auch das
Recht und die Pflicht, die Gestaltungsregeln fiir das
Postfilialnetz zu préazisieren. Auf Grund des Postneu-
ordnungsgesetzes wurde daher die Post-Kunden-
schutzverordnung mit Zustimmung des Regulie-
rungsrates erlassen, die am 1. Januar 1996 in Kraft
getreten ist und weitere Regelungen auch zur Quali-
tdat der Dienstleistungen trifft. Wir haben die Prinzi-
pien des von Ihnen angefiihrten Beschlusses aus dem
Jahr 1981 dabei nicht gedndert.

Die Bundesregierung sieht nach wie vor das Regu-
lierungsziel einer ausreichenden und angemessenen
postalischen Infrastruktur als gesichert an, wenn
grundsétzlich jedem Haushalt in einem Umkreis von
2 000 Metern eine ortsfeste Vertriebsstelle — das gilt
fiir die Stddte — zur Verfiigung steht. Fiir die Postver-
sorgung auf dem Lande sind schon wegen der Ent-
fernungen zwischen den einzelnen Ortschaften Aus-
nahmen von dieser Zwei-Kilometer-Regel zugelas-
sen. So kann die Post eine Filiale dann schliefBen,
wenn die wochentlich in der Filiale anfallende
Arbeitszeit weniger als fiinfeinhalb Stunden betrégt.
Fiir diesen Fall sind Landzusteller mit Annahmebe-
fugnis einzusetzen.

Vor drei Jahren habe ich zugelassen, daB eigenbe-
triebene Postfilialen in Postagenturen umgewandelt
werden diirfen. Nach unserer Erfahrung - Umfragen
neutraler Institute belegen das — werden die in Post-
agenturen umgewandelten fritheren Poststellen nach
einer Eingewohnungszeit vor allem wegen der lan-
geren Geschéftsoffnungszeiten in der Bevolkerung
positiv aufgenommen.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Auch nach Berichten der Deutschen Post AG hat
sich diese Vertriebsform insgesamt bewdhrt. Dem
Kunden ist es natiirlich lieber, wenn er zu den norma-
len Ladenédffnungszeiten — ob ohne oder mit Ande-
rung des LadenschluBlgesetzes, lasse ich jetzt einmal
dahingestellt - eine Bedienung bekommt, als wenn
er einen weiBgetiinchten Raum hat, an dem ,Post”
steht und in dem das Neonlicht brennt, der aber ge-
schlossen ist. Davon hat der Kunde natiirlich wesent-
lich weniger.

(Beifall bei der CDU/CSU und der ED.P.)

Das Gesamtnetz der Deutschen Post AG umfaft
gegenwartig rund 17 000 Postfilialen, davon knapp
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3 000 Postagenturen. Ferner sind rund 15 000 Land-
zusteller mit Annahmebefugnis eingesetzt. Sie se-
hen, meine Damen und Herren, wir sind noch immer
sehr weit von der von mir vor Giber zwei Jahren ge-
nannten Grenze einer mindestens fiinfstelligen Zahl
von Posffilialen entfernt.

Ich habe natiirlich auch MaBnahmen getroffen, die
einer iibereilten SchlieBung von Postschaltern durch
die Deutsche Post AG entgegenwirken. Im Herbst
vergangenen Jahres habe ich nicht zuletzt auf Grund
vorliegender und von mir nachgepriifter, berechtig-
ter Beschwerden wegen der SchlieBungspraxis der
Deutschen Post AG Vorlauffristen bei der Herstel-
lung des Benehmens mit den Gemeinden und zur
Unterrichtung der Bevélkerung festgelegt. So hat die
Unterrichtung der Gemeinden mindestens zwei Mo-
nate und die Information der Bevdlkerung sechs Wo-
chen vor dem Wirksamwerden der beabsichtigten
Anderungsmafinahme, zum Beispiel der Schliefung
einer Postfiliale oder der Umwandlung in eine Post-
agentur, zu erfolgen.

Insbesondere im Hinblick auf die anstehende Kapi-
talverflechtung der Deutschen Post AG mit der Deut-
schen Postbank AG habe ich —-

Vizepréasidentin Dr. Antje Volimer: Herr Minister,
gestatten Sie eine Zwischenfrage des Kollegen Bar-
thel?

Dr. Wolfgang Bétsch, Bundesminister fiir Post und
Telekommunikation: Bitte. Er spricht zwar nachher
noch, aber trotzdem: Auf geht's!

Klaus Barthel (SPD): Sie haben ausdricklich er-
wdhnt, daB das Benehmen mit den Gemeinden ein-
zuhalten sei und es dafiir Fristen gebe. Kénnen Sie
mir Félle nennen - gibt es iiberhaupt welche? —, bei
denen der EinfluB der Gemeinde und der Biirgerin-
nen und Biirger Auswirkungen auf die Politik der
Post AG gehabt hat?

(Wolfgang Schulhoff [CDU/CSU]: In Kéln!)

Dr. Wolfgang Botsch, Bundesminister fiir Post und
Telekommunikation: Ich kann Thnen jetzt keine Ein-
zelfalle nennen; das ist natarlich erortert worden.
Aber ich will Thnen zugestehen: In Einzelféllen ist es
wirklich so - ich habe das ja ganz kurz angespro-
chen -, daB eine beabsichtigte SchlieBung nicht so
durchgefiihrt wurde, wie wir uns das vorstellen.

Es gab auch Félle wie den, daBl um 9 Uhr eine Pres-
sekonferenz abgehalten wurde, in der verkiundet
wurde: Um 11 Uhr wird geschlossen. Genau das
habe ich beanstandet und deshalb festgelegt, daB
dieses Benehmen so rechtzeitig erfolgt, dai zumin-
dest eine Meinungsbildung in der Kommune herbei-
gefiihrt werden kann. ,Benehmen” heifit, da zumin-
dest dem Rat kleinerer Gemeinden - der Rat einer
Stadt wird sich nicht damit befassen - Gelegenheit
gegeben wird, sich damit zu beschéftigen.

Ich betrachte es als ein Nobile officium - auch das
habe ich der Post AG gesagt -, vorab auch die zu-
sténdigen Abgeordneten zumindest zu informieren.
Anders geht es nicht.

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P)

Es waren inzwischen sogar Landrdte bei mir, um
sich zu bedanken. Ein Landrat, zufdlligerweise aus
Unterfranken - ich will den Mann nicht 6ffentlich
nennen -, hat zu mir gesagt: Ihr macht das ganz
prima. Am SchluB hétte er sich am liebsten dafiir be-
dankt, daB die Filiale jetzt geschlossen wird.

(Michael Glos [CDU/CSU]: So sind wir in
Unterfranken!)

Das hat er dann zwar nicht gemacht, aber das unter-
streicht doch: Jedenfalls muB die Form ansténdig
sein. Da stimme ich Thnen vollkommen zu.

(Beifall bei der CDU/CSU und der ED.P. -
Klaus Barthel [SPD]: Das wiirden wir uns
wiinschenl)

Ende November habe ich die Deutsche Post AG
gebeten, vorerst keine wesentlichen Verdnderungen
im Filialnetz vorzunehmen, bevor nicht die Frage der
Kapitalverflechtung zwischen Post AG und Post-
bank AG geklart ist. Diese Klarung wird in wenigen
Wochen erfolgen. Das betrifft FilialschlieBungen und
Umwandlungen in Postagenturen gleichermaBen.
Der Vorstandsvorsitzende des Unternehmens hat die
Erfillung dieses Anliegens zugesagt, jedoch auf ei-
nen zeitlichen Nachlauf hingewiesen, da es teilweise
schon EinleitungsmaBnahmen gab, beispielsweise
auch Kiindigungen von R&umen ausgesprochen wor-
den sind.

Meine Damen und Herren, ich glaube, ich konnte
Ihnen in diesem kurzen Beitrag verdeutlichen, wel-
che grofle Bedeutung die Bundesregierung einer an-
gemessenen Versorgung mit Postschaltern beimift.
Denn wenn es keine Postschalter gibt, gibt es auch
keine Kundschaft. Wenn es keine Kundschaft gibt,
machen wir keinen Umsatz. Ich halte diese Einsicht
fur eine Selbstverstandlichkeit.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Ich sage Thnen auch zu: Obwohl Sie jetzt von Th-
rem Aufsetzungsrecht Gebrauch gemacht haben,
werden wir Ihnen die Antworten auf Ihre GroSe An-
frage geben und schriftlich zuleiten. Sie sehen, der
Bundesregierung ist nicht nur der Sachverhalt wich-
tig, sondern auch die Tatsache, daB die Opposition
zumindest mit der Verfahrensweise zufrieden sein
kann.

Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FD.P. -
Arne Bornsen [Ritterhude] [SPD]: Das reicht
uns aber nicht!)

Vizepréisidentin Dr. Antje Volimer: Das Wort hat
jetzt der Abgeordnete Dr. Manuel Kiper.
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Dr. Manuel Kiper (BUNDNIS 90/DIE GRUNEN):
Frau Prdsidentin! Meine sehr verehrten Kolleginnen
und Kollegen! Es geht darum, die Post in der Flache
zu erhalten und das Filialnetz zu sichern. Das soll
kein Plddoyer fiir eine Schneckenpost, sondern ein
Plddoyer fiir die Modernisierung der Post sein.

Wir brauchen eine Nachfrage, die die Versorgung
mit Postfilialen sicherstellt. Der Bundespostminister
hat ausgefiihrt, daB es im Augenblick noch 17 000 Fi-
lialen gibt. Aber wir miissen davon ausgehen, daf
viele dieser Filialen nicht erhalten bleiben, wenn es
nicht zu einer Dynamisierung der Nachfrage kommt.
Uns ist ja bekannt, daBl alleine 4 000 Kleinstfilialen
weniger als zehn Kunden pro Tag haben. Deren
SchlieBung ist vorprogrammiert. Es kommt darauf
an, eine Alternative dazu zu entwickeln.

Die Post mufl mit einer neuen Perspektive in Gang
kommen. Die Perspektive muf sein, daB die Post in
der Flache ein umfassendes Dienstleistungsunter-
nehmen wird. Dies sind wir den Biirgerinnen und
Biirgern in diesem Lande schuldig, damit die Post in
der Flache nicht verschwindet.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Wir haben heute einen EntschlieBungsantrag zur
Sicherung des Postfilialnetzes eingebracht. Darin
wird die Bundesregierung aufgefordert, ihren Infra-
strukturauftrag im Bereich des Postwesens gemaB
Art. 87f des Grundgesetzes uber die Deutsche Post
AG zu gewibhrleisten, und die Bundesregierung wird
aufgefordert, fir die gegenwértig bestehende Zahl
von Postfilialen in Deutschland Bestandsschutz zu
garantieren.

Der Herr Bundespostminister hat jetzt noch einmal
ausgefiihrt, daB nach wie vor in der Regel in einem
Umkreis von 2 000 Metern eine Postfiliale erreichbar
sein soll. Es gibt jetzt erfolgversprechende Ansitze,
nicht nur die Landzusteller, sondern auch tatsdchlich
eine physische Présenz von Filialen in der Flache zu
erhalten, und zwar mit neuen Konzepten: auf der ei-
nen Seite die Postagenturen, auf der anderen Seite
das, was in Sachsen-Anhalt mit Biirgerservicebiiros,
mit Biiroldden entwickelt worden ist und praktiziert
wird. Wir halten dies fiir mustergiiltig und sehen die
Chance, daB damit postalische Dienstleistungen auf
dem Lande auch ohne unternehmenseigene Postfilia-
len ermdéglicht werden.

Es ist dariiber hinaus auch zu priifen, ob nicht in
solchen modernen Einrichtungen auf dem Lande
auch weitere kommunale Dienstleistungen angebo-
ten werden kénnen.

Der Herr Bundespostminister hat schon den Zu-
sammenhang der Verflechtung mit der Postbank ge-
nannt. Es ist ganz klar, da3 ein Vertriebsverbund zwi-
schen der Deutschen Post AG und der Postbank AG
organisatorisch aufrechterhalten werden muf, um
die finanzielle Sicherung der postalischen Versor-
gung zu gewdhrleisten. Wir treten dafiir ein, daB eine
qualifizierte Kapitalbeteiligung der Deutschen Post
AG an der Postbank abgesichert wird. Wir halten es
auch fiir nétig, daB in dem zu verabschiedenden

Postgesetz ein gentigend groBer reservierter Bereich
respektive geniigend Exklusivlizenzen der Post AG
zugestanden werden.

Wir halten es weiter fiir nétig, daB der Deutsche
Bundestag das untersttitzt, was der Postregulierungs-
rat in einer Stellungnahme bereits verabschiedet hat,
namlich da dem Remailing zum Schaden der Deut-
schen Post AG Einhalt geboten wird.

Die Bevolkerung geht mancherorts gegen die
Schliefung von Postfilialen auf die StraBe, und das
zu Recht. Wir haben es in Hannover erlebt, da8 in ei-
nem sozial sehr bedenklichen Stadtteil auch noch die
Post zugemacht wurde. Wir konnen den Blirgerinnen
und Biirgern nur danken, daB sie demonstriert ha-
ben, daB sie eine eigene Biirgerpost eingerichtet und
auf diese Weise, Herr Bundespostminister, die Deut-
sche Post AG gezwungen haben, in diesem Stadtteil
wieder eine Filiale aufzumachen. Bedauerlicher-
weise ist es so weit, daB die Biirgerinnen und Biirger
die Post im Stadtteil, die Post auf dem Lande verteidi-
gen miissen.

Die Postagenturen sind nach unserer Einschit-
zung zwar teilweise ein Fortschritt. Sie sind besser
als die komplette SchlieBung der Post im Einzelfall.
Aber wir miissen auch sehen, dafl die Errichtung von
Postagenturen kein vollwertiger Ersatz fiir bisherige
unternehmenseigene Postfilialen ist. Orte mit Post-
agenturen haben gegeniiber reguldaren Postimtern
Standortnachteile. Geschéftskunden wird in der Re-
gel weder eine Postfachauslieferung noch der Ser-
vice fiir Freistempler geboten. Auch ein groBer Be-
reich von Postbankdiensten bleibt bei den Agentu-
ren ausgeklammert.

Ich spreche mich hier nicht gegen Experimente
aus. Postagenturen sind besser als nichts. Aber sie
sind ein Abstieg, und die Post beginnt damit vor Ort
den Abstiegsreigen. Unsere Fraktion hilt es fiir n6-
tig, daB hier ein Aufstieg, eine Vorwértsstrategie or-
ganisiert wird. Neue und zufriedene Kunden, das
miiBte die Devise sein, nicht der Abstieg.

Verehrte Kolleginnnen und Kollegen, ich komme
zum Schlufl. Die Deutsche Post AG ist das Unterneh-
men mit dem bundesweit dichtesten Filialnetz.

Angesichts von geplanten umfangreichen Nieder-
lassungsschlieBungen potentieller Konkurrenten im
Finanzdienstleistungsbereich, wie wir sie im Zusam-
menhang mit Telebanking erleben - dazu gehoért
auch die Prognose, daB die Banken die Halfte ihrer
Filialen auf dem Land schlieen werden -, ist der In-
frastrukturauftrag fiir die Deutsche Post AG zugleich
Pflicht wie Chance.

Die Pflicht zur flachendeckenden Prasenz muf} als
Chance genutzt werden. Kostendeckungsbeitrdge
miissen durch Ausweitung von Aktivititen bzw. Er-
schlieBung neuer Geschiftsfelder erwirtschaftet wer-
den. Die demographische Entwicklung verlduft so,
daB in den nachsten Jahren die Zahl der alten Men-
schen in diesem Land zunehmen wird. Die Post muB
deshalb gerade fiir die dlteren Menschen, fiir die we-
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niger mobilen Menschen, vor Ort bleiben. Die Post
als verlorene gelbe Tulpe hat keine Chance.

Herr Bundespostminister, sorgen Sie dafiir, daB die
Post in der Flache erhalten bleibt!

Ich danke.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
und der PDS)

Vizeprasidentin Dr. Antje Vollmer: Das Wort hat
jetzt der Abgeordnete Dr. Max Stadler.

Dr. Max Stadler (FD.P.): Frau Prédsidentin! Meine
sehr geehrten Damen und Herren! Es besteht iiber-
haupt kein Zweifel, daB die Bevolkerung unserem
Thema weitaus mehr Interesse entgegenbringt, als
es die Behandlung hier am Ende einer langen Sit-
zungswoche zu indizieren scheint.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Denn ohne Zweifel befinden wir uns in einem
Spannungsgefiige, das nicht leicht zu l6sen ist. Einer-
seits ist durch die Postreform gewollt, daB sich die
Post unternehmerischen Kriterien unterordnet, und
andererseits ist ein Infrastrukturauftrag nach Art. 87f
GG zu erfilllen. Der Infrastrukturauftrag verlangt
eine Prasenz der Post in der Flache, und zwar in ei-
nem Umfang, wie er betriebswirtschaftlich kaum ver-
tretbar sein wird.

Dafiir, daB der Bundespostminister in diesem Span-
nungsfeld die Sache als ein Politikum angehen muB,
habe ich - schliefilich komme ich aus dem Flachen-
staat Bayern - Verstandnis. Gerade in den Flichen-
staaten gehort es zu den Identifikationsfaktoren auf
dem Lande, daB es in den Gemeinden eine Post gibt.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Viele Biirgerinnen und Biirger empfinden ihre Si-
tuation auf dem Dorf so, daB der Bahnhof schon
lange aufgelassen worden ist — heute wird vielleicht
wieder miihsam versucht, ihn im Zuge neuer Nah-
verkehrskonzepte zu installieren —, die Schule zen-
tralisiert ist und die Kinder in der Frih mit dem Bus
in den Nachbarort gekarrt werden.

Vizeprasidentin Dr. Antje Vollmer: Herr Kollege,
gestatten Sie eine Zwischenfrage des Kollegen Bar-
thel?

Dr. Max Stadler (FD.P.): Ja, gerne.

Klaus Barthel (SPD): Sie haben gesagt, ein solches
Netz von Filialen ist nicht kostendeckend zu betrei-
ben. Ich lese mit groBem Interesse im ,Postforum*
vom November 1995 Thre Aussage zur zukiinftigen
Liberalisierung der Postmérkte. Es geht darum, ob
die Post AG einen durch Monopol geschiitzten Be-
reich braucht, um zum Beispiel die Kosten fiir ein sol-
ches Netz bestreiten zu kénnen.

Sie sagen zu den Initiativen des Postministers bzw.
zu seinen Eckpunkten und seiner Vorlage: Aller-
dings vertrauen Sie - also der Herr Minister — noch
zu wenig auf den Markt; ich bin der Auffassung, da
eine gesonderte Ubergangszeit von fiinf Jahren fiir
die Post nicht nétig ist.

Auf gut deutsch: Sie wollen ab 1. Januar 1998
keine geschiitzten Bereiche und damit keine Einnah-
men fiir die Post AG haben, mit denen die Kosten fiir
das Threr Meinung nach zu deckende Defizit aus
dem Filialnetz iibernommen werden kénnen. Ist das
so richtig oder ist das ein Widerspruch in Ihrer Argu-
mentation?

Dr. Max Stadler (FD.P.): Lieber Herr Kollege Bar-
thel, zundchst einmal freut es mich, daB Sie meine
Artikel nicht nur lesen, sondern auch archivieren und
zum richtigen Zeitpunkt zur Stelle haben.

(Beifall bei der ED.P. sowie bei Abgeordne-
ten der CDU/CSU)

Zur Sache selber darf ich Sie darauf aufmerksam
machen, daB wir heute iiber eine Situation sprechen,
die wie in vielen anderen Gebieten unseres Bereichs
Post und Telekommunikation dadurch gekennzeich-
net ist, daB wir uns gewissermafen in einer Uber-
gangsphase befinden. Auf der einen Seite sind die
Unternehmen schon privatisiert. Sie haben die Ver-
pilichtung, sich wie ein Privatunternehmen an be-
triebswirtschaftlichen Kriterien zu orientieren. Auf
der anderen Seite ist eben der Wettbewerb, von dem
wir als Liberale allerdings in der Tat glauben, daB er
sehr wohl geeignet ist, die Nachfrage dann umfas-
send zu befriedigen, noch nicht installiert.

Insofern liegt iiberhaupt kein Widerspruch vor,
sondern wir haben uns mit der jetzigen Ubergangssi-
tuation zu befassen. Hier war ich gerade dabei, zu-
nachst einmal den Zustand zu beschreiben, ehe ich
auf die fiir die Ubergangssituation gebotenen Lo-
sungsvorschldge komme,

(Klaus Barthel [SPD]: Ich bin gespannt!)

Ich darf noch einmal kurz auf die Schilderung der
Situation zuriickkommen, wie sie in vielen Dorfern
empfunden wird: Bahnhof ist schon geschlossen, die
Schule ist als ein wesentliches auch kulturelles Iden-
tifikationsmerkmal zentralisiert, Tante-Emma-Laden
hat vielleicht schon aufgegeben, und die Sonntags-
messe fallt wegen Priestermangels aus, wofiir aus-
nahmsweise die Politik einmal nicht verantwortlich
ist.

In dieser Situation wird es schon als schlimm emp-
funden, wenn als letzte noch 6ffentlich empfundene
Institution auch die Poststelle oder die Postfiliale
schlieBt. Freilich muB man all dem in der Analyse na-
tirlich entgegenhalten: Wenn die Postbenutzer die
Filialen und Poststellen in der Vergangenheit auch
wirklich benutzt und sie eben nicht nur als Identifi-
kationsmerkmal am Dorf willkommen geheillen hét-
ten, dann gébe es wahrscheinlich die Diskussion gar
nicht, jedenfalls nicht in diesem Umfang.
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Daher hat die Post AG zu Recht neue Wege be-
schritten und in den letzten drei Jahren eine Vielzahl
von Postagenturen eingerichtet. Ich muf Thnen ganz
ehrlich gestehen, da man anfangs gegeniiber dieser
Neuerung durchaus aus verschiedenen Grinden
skeptisch sein konnte. Nun hat sich aber herausge-
stellt, daB die Kunden - das beweist etwa eine Um-
frage von EMNID - mit den Postagenturen sehr zu-
frieden sind. Vor allem kommt man endlich aus dem
Teufelskreis heraus: wenig Umsatz, deswegen Kkiir-
zere Offnungszeiten, deswegen noch weniger Um-
satz und am SchluB die Schliefung.

(Beifall bei der ED.P. und der CDU/CSU)

Aus diesem Teufelskreis sind wir erstmals heraus-
gekommen, weil eben der wichtigste Vorteil in der
Tat in den lingeren Offnungszeiten liegt. Mit etwas
Phantasie - ich kniipfe an Kollege Kiper an — konnte
man sich neben Postagenturen auch noch andere
neue und moderne Formen der Prasenz der Post auf
dem Lande vorstellen, Darauf will ich jetzt nicht néa-
her eingehen, sondern dies damit nur andeuten.

Die Frage, die aber hauptsdchlich in der SPD-An-
frage gestellt wird, ndmlich wie viele Postfilialen,
also in Form der umfassenderen Filiale, erhalten wer-
den kénnen, hangt selbstverstdndlich eng mit der
kiinftigen Kooperation von Post AG und Postbank
zusammen. Die Erhaltung von méglichst vielen Filia-
len ist auch aus Sicht der FED.P. ein anzustrebendes
Ziel. Nach dem Schroders-Gutachten wird es aber
nicht zu dem von der Post AG urspriinglich ge-
wiinschten Umfang der Beteiligung an der Postbank
kommen. Soviel kann man schon heute vorhersagen.
Aber etwa eine Kooperation in einem sinnvollen, 1an-
gerfristigen Kooperationsvertrag kénnte sehr wohl
ein sehr guter Beitrag dazu sein, daB die Filialen opti-
mal ausgelastet und damit erhalten werden kénnen.

Die Beteiligung wird in einer gewissen Form sicher
kommen. Das ist meiner Meinung nach aber nicht
der entscheidende Punkt, sondern die Frage ist: Wie
verlauft die Kooperation? Mit oder ohne Beteiligung?
Dafiir braucht es auf alle Félle einen verniinftigen
Kooperationsvertrag. Daran fiihrt kein Weg vorbei.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Wenn dies entschieden ist — das wird demnéachst
der Fall sein —, dann wird es gleichwohl wieder zu
Umwandlungen zu Postagenturen kommen. Auch
das kann man schon heute vorhersehen. Ich bitte die
Post AG, dabei groBie Sorgfalt bei der Standortwahl
walten zu lassen.

(Beifall bei der ED.P. und der CDU/CSU)

Die vorhin schon angesprochene Beteiligung und
Einbindung der Kommunalpolitik sollte nicht nur als
Hemmnis empfunden werden, zu raschen Entschei-
dungen zu kommen, sondern auch als Chance, die
Akzeptanz dieser Entscheidungen zu erhdhen.

(Beifall bei der ED.P. und der CDU/CSU)

Als Kommunalpolitiker mache ich die Anmerkung,
daB die Kenntnis vor Ort auch dazu fiihren kann, daf
die bekannte Zwei-Kilometer-Grenze nicht so sche-
matisch angewandt wird, wie etwa in einem Fall in
Passau mit den Stadtteilen Innstadt und Haibach,
den ich selber begleitet habe, bei dem die Agentur
gerade dort eingerichtet wurde, wo die Zwei-Kilo-
meter-Regelung zwar eingehalten war, sich aber
eben nicht das Gros der Bewohner dieses Stadtteils
dort befindet, so daB sich die erhoffte Zufriedenheit
mit diesem Standort eben nicht eingestellt hat. Hier
soll man ruhig einmal auf die Mithilfe durch die Kom-
munalpolitik vertrauen.

(Beifall bei der ED.P. und der CDU/CSU)

Schliefilich sollte die Auflésung einer Poststelle
und die Neueinrichtung einer Agentur zeitlich un-
mittelbar Hand in Hand gehen. Das miifite eigentlich
eine Selbstverstandlichkeit sein.

Meine Damen und Herren, insgesamt erwarten
wir, daB in der Ubergangszeit, bis der Markt fiir eine
optimale Befriedigung der Bediirfnisse sorgen kann,
der Spagat, von dem ich eingangs gesprochen habe,
durchaus gelingen kann, ndmlich einerseits den In-
frastrukturauftrag angemessen zu erfiillen und sich
andererseits betriebswirtschaftlich verniinftig zu ver-
halten.

Vielen Dank.

(Beifall bei der FD.P. und der CDU/CSU -
Klaus Barthel [SPD]: Aber wie, ist doch die
Frage!)

Vizepréisidentin Dr. Antje Vollmer: Das Wort hat
Kollege Jiittemann.

Gerhard Jittemann (PDS): Frau Prasidentin!
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Eine Bi-
lanz der bisherigen Ergebnisse der Postreform fiihrt
zu sehr klaren Aussagen.

Erstens. Bisher sind 46 000 Arbeitsplidtze abgebaut
worden. In diesem Jahr sollen 16 000 weitere ver-
schwinden, in den vier Jahren darauf noch einmal
knapp 20 000. Die Idee des Biindnisses fiir Arbeit,
das von Unternehmer- und Regierungsseite offen-
sichtlich zu einem Biindnis fiir Arbeitslosigkeit um-
funktioniert werden soll, hat die lange geplante Zahl
der zu streichenden Stellen nicht im mindesten redu-
ziert.

Zweitens. Die Versorgung der Bevdlkerung mit
postalischen Dienstleistungen hat sich gravierend
verschlechtert. Gestiegenen Preisen steht die Schlie-
Bung Tausender Postfilialen und eine zum Teil drasti-
sche Verkiirzung der Offnungszeiten gegeniiber.
Uberraschend sind diese Ergebnisse nicht. Die Bun-
desrepublik ist nicht das erste Land, das seine Post
privatisiert. In GroBbritannien beispielsweise bezah-
len die kleinen Postkunden seit vielen Jahren die Ra-
batte der Grofikunden, mit denen das Postunterneh-
men die eigentlich lohnenden Geschéfte macht. Kurt
van Haaren, der Vorsitzende der Deutschen Postge-
werkschaft, hat vor anderthalb Jahren in einem Pres-
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seinterview den Hintergrund der Postreform wie
folgt beschrieben:

Die Postarbeitgeber wollten und wollen die Um-
wandlung der o6ffentlichen deutschen Bundes-
postunternehmen in private Aktiengesellschaf-
ten nutzen, um - ich sag mal - paradiesische Ver-
héltnisse fiir sich als kiinftige private Arbeitgeber
zu schaffen. Sie wollen auf der einen Seite die
Schwéchung der betrieblichen Interessenvertre-
tung, sie wollen auf der anderen Seite Lohn- und
Sozialabbau, wollen einen abhédngigen Beamten,
um dann als private Arbeitgeber schalten und
walten zu kénnen. Das ist die innere Philosophie.

Dem ist kaum etwas hinzuzufiigen, auBer: Auf die-
sem Wegq ist inzwischen schon viel erreicht worden.
DaB die Qualitat der Versorgung immer mehr in Mit-
leidenschaft gezogen wird, liegt in der Logik der Sa-
che und 148t sich auch durch einen Grundgesetzarti-
kel 87f nicht aufhalten.

Die Post AG hat ihr eigenes Konzept, auch wenn
sie uns dariiber nichts mitteilt. Aber wir wissen doch
immerhin, daB sie die bisherige SchlieBung Tausen-
der Postfilialen im Gegensatz zu der betroffenen Be-
vélkerung fiir véllig unproblematisch hélt, weil an-
geblich entweder die Nachfrage nicht mehr bestand
oder die Versorgung von benachbarten Postfilialen
ibernommen werden wiirde. Wir wissen, daB die
Post AG begeistert die Idee der Umwandlung von
Postfilialen in Postagenturen verfolgt, weil sie auf
diesem Weg immense Betriebs- und Lohnkosten
spart. Es gibt Pressemeldungen, die sich auf interne
Post-Pldne berufen, nach denen die Post AG im Jahr
2000 nur noch 3 000 eigene Filialen betreiben will.
Der Rest soll sich aus Postagenturen und Poststellen
ohne Postpersonal zusammensetzen. Vielleicht ist
diese Meldung ja ubertrieben. Die Tendenz aber
geht genau dorthin.

Der Post AG wire daraus nicht einmal ein Vorwurf
zu machen. Sie muB sich auf dem freien Markt so ver-
halten, wenn sie in der Konkurrenz bestehen will.
Der Vorwurf ist der Politik zu machen, die fiir eine
solche Entwicklung die Bedingungen geschaffen hat,
und einer Regierung, die sich nun tiberfordert zeigt,
innerhalb von immerhin fiinf Monaten Fragen zu den
Folgen der von ihr zu verantwortenden Privatisie-
rung im Postbereich zu beantworten. Bei der Beant-
wortung von Fragen, die man sich selbst gestellt hat
und schon immer 6ffentlich horen wollte, geht es we-
sentlich schneller.

Von der Bundesregierung jedenfalls ist zu fordern,
dal sie geeignete Mafinahmen ergreift, die die jet-
zige negative Entwicklung stoppen, umkehren und
den Art. 87 f des Grundgesetzes inhaltlich absichern.
Aus diesem Grunde unterstiitzt die PDS den vorlie-
genden EntschlieBungsantrag von Bilindnis 90/Die
Griinen.

Danke schoén.

(Beifall bei der PDS und dem BUNDNIS 90/
DIE GRUNEN)

Vizeprésidentin Dr. Antje Vollmer: Jetzt hat die
Kollegin Renate Blank das Wort.

Renate Blank (CDU/CSU): Frau Présidentin!
Meine Damen und Herren! Es ist Wahlkampfzeit.
Deshalb unterhalten wir uns iiber die Postfilialen.
Fir die Kommunalwahlen am néchsten Sonntag in
Bayern wird dies der SPD leider nichts mehr niitzen.
Ich glaube kaum, daB es ihr in den anderen Landern
bei den kommenden Wahlen am 24. Mirz niitzen
wird. Wir unterhalten uns aber heute t{iber die Postfi-
lialen nach dem Motto

(Hans Martin Bury [SPD]: Dann hétten Sie
doch rechtzeitig geantwortet!)

- lieber Kollege Bury, ich bin nicht die Bundesregie-
rung —: Es ist zwar schon alles gesagt worden, aber
noch nicht von allen.

Auf Grund des neuen Art. 87f des Grundgesetzes
gewdhrleistet der Bund im Bereich des Postwesens
flichendeckend angemessene und ausreichende
Dienstleistungen, die als privatwirtschaftliche Tatig-
keiten durch die Deutsche Post AG und andere pri-
vate Anbieter erbracht werden. Der Infrastrukturauf-
trag ist bestimmt nicht einfach zu handhaben und
wird sicher auch unterschiedlich interpretiert, vor al-
len Dingen durch die Entwicklung der Nachfrage,
die Verdnderungen infolge der Postreformen I und II
sowie die Beschrankung des Infrastrukturauftrages
auf den Monopol- und Pflichtleistungsbereich der
Deutschen Post AG.

Die vom Regulierungsrat beschlossene Postkun-
denverordnung legt eine 2 000-Meter-Entfernungsre-
gelung fir Postfilialen als Kriterium fest. Die Gestal-
tung des Filialnetzes erfolgt jedoch nach unterneh-
mensinternen Vorgaben der Deutschen Post AG.
Nach deren Angaben kann eine Filiale eingerichtet
werden, wenn erwartet wird, daBl die Grundarbeits-
zeit mindestens 5,5 Stunden pro Woche erreicht.

Erlauben Sie mir eine persénliche Bemerkung: Bei
dieser Grundarbeitszeit halte ich eine Postfiliale fiir
absolut unrentabel.

Nun einige Anmerkungen zu den Postiilialen.
Derzeit gibt es zirka 15 000 eigene Postfilialen, davon
sind zirka 12 000 einschaltrig. Zirka 2 000 Postagen-
turen - darauf gehe ich spéter ein — kommen noch
hinzu. Vor dem Hintergrund erheblicher Nachfrage-
rickgdnge nach Schalterdienstleistungen und der
damit verbundenen Auswirkungen auf die jahrlich
anfallenden Kosten von zirka 4 Milliarden DM muf}
die Deutsche Post AG das Filialnetz fortlaufend und
bundesweit unter den Gesichtspunkten der Wirt-
schaftlichkeit einerseits und der Infrastruktur-Dienst-
leistungsverpflichtung andererseits nach posteige-
nen Organisationsvorgaben untersuchen und auf das
sorgfaltigste abwdgen, wie das Filialnetz an veran-
derte Gegebenheiten angepaBt und gegebenenfalls
auf wirtschaftlichere Vertriebswege umgestellt wer-
den mu8.

Ich denke hier auch daran, daB ein Zusteller mit
Annahmebefugnis den Infrastrukturauftrag ebenso
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gut erfiilllen kann wie eine Filiale. Der personliche
Kontakt und das Vertrauensverhéltnis zwischen Zu-
stellern mit Annahmebefugnis und den Kunden wird
allgemein als sehr gut beurteilt, da gerade diese Zu-
steller besonders fiir alte und gehbehinderte Men-
schen oft mehr als einen Ersatz fiir eine stationdre
Postfiliale darstellen.

Da sich die Deutsche Post AG dem Wettbewerb zu
stellen hat, muB es erlaubt sein, auch tiber das Filial-
netz zu reden. Meines Erachtens sind Postagenturen
fir die Zukunft ein geeignetes Instrument, Post-
dienstleistungen zu erbringen. Wenn man bedenkt,
daB eine Postagentur im Vergleich zu kleinen, eigen-
betriebenen Postfilialen im Durchschnitt um
60 Prozent billiger ist, 146t sich leicht ausrechnen,
welche Modglichkeiten bestehen, um Service und
Dienstleistung wirtschaftlich auszubauen.

Ich plddiere deshalb fiir weitere Postagenturen, da
sie sich meines Erachtens bewéhrt haben. Postagen-
turen sind schnell und einfach zum Beispiel in Ein-
kaufszentren, wo die Kundenstréme stattfinden, zu
errichten, und koénnen abseits gelegene Postfilialen
ersetzen.

In Postagenturen sind die Offnungszeiten wesent-
lich kundenfreundlicher als bei vielen Postfilialen.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Zum Beispiel kdénnen in einem Schreibwarenge-
schift, das von 7.00 bis 18.30 Uhr geéffnet hat,
11,5 Stunden lang Postdienstleistungen erbracht
werden, also mehr als in jeder Poststelle, und das,
Herr Kollege Stadler, mit dem jetzigen LadenschluB-
gesetz.

Ich habe die Vision eines Nachbarschaftsladens
nicht nur in der Fliche, sondern auch in der Stadt,
der neben seinem Einzelhandelssortiment Post-
dienstleistungen anbietet, einfache Bankgeschifte
abwickelt, Bausparvertrdge abschlieft, Lebensversi-
cherungen verkauft, vielleicht auch kommunale
Dienstleistungen erbringt und nebenbei als Kommu-
nikationszentrum zweckdienlich ist. Als Einzelhand-
lerin weiB ich, wovon ich rede, wenn ich im Zeitalter
der Kommunikationstechniken und fast unbegrenz-
ten Kommunikationsméglichkeiten den persoénlichen
Kontakt nach wie vor fir wichtig halte.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie des Abg.
Dr. Max Stadler [F.D.P.))

Natiirlich haben selbstdndige Betreiber eines Nach-
barschaftsladens weniger mit der Gewerkschaft, da-
fir mehr mit Kundenfreundlichkeit und Service zu
tun.

(Dr. Wolfgang Bétsch [CDU/CSU]: So ist
es!)

Lieber Kollege Kiper, Postagenturen sind kein Ab-
stieg; denn der deutsche Einzelhandel ist leistungsfa-
hig.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Vielleicht ein Vorschlag nebenbei: Wir kénnten
auch unsere Wahlkreisbiiros fiir Postagenturen zur
Verfiigung stellen; dann kénnten wir gleich die Be-
schwerden der Biirger aufnehmen.

(Zuruf von der CDU/CSU: Gute Idee!)

Wir und auch die Deutsche Post miissen bewegli-
cher werden und neue Mdglichkeiten im Hinblick
auf Postagenturen forcieren. Die Deutsche Post AG
ist gehalten, ein Filialkonzept zu entwickeln, das so-
wohl den Infrastrukturauftrag als auch die Wirt-
schaftlichkeit des Unternehmens Deutsche Post AG
berucksichtigt.

(Dr. Manuel Kiper [BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN]: Sehr richtigl)

Zur Vorlage eines Filialkonzeptes ist es aber meines
Erachtens dringend erforderlich, daB der Kooperati-
onsvertrag zwischen Deutscher Post AG und Post-
bank endlich abgeschlossen wird, der langfristig an-
gelegt, effektiv und fiir beide Unternehmen betriebs-
wirtschaftlich sinnvoll sein muB.

(Ame Bornsen [Ritterhude] [SPD]: Wem
sagen Sie das?)

Denn damit kann die Wettbewerbsfahigkeit der Post
und der Postbank geférdert und eine gemeinsame
Zukunft der beiden jungen Aktiengesellschaften ge-
sichert sowie die Leistungskraft erhoht werden.

(Dr. Max Stadler [F.D.P.]: Jawohl!)

Dies kann aber nicht nach dem Motto , Wettbewerb
fordern und Monopol sichern” laufen. So geht es
nicht.

(Dr. Manuel Kiper [BUNDNIS 00/DIE GRU-
NEN]: Treiben Sie mal den Postminister an!)

Mit einer Kapitalbeteiligung der Post an der Post-
bank, die nicht zu einer Beherrschung fiihrt, kénnen
Synergieeffekte und Effizienzvorteile erzielt werden.
Das ist eine wirtschaftliche Voraussetzung daftir, dal
der verfassungsrechtliche Auftrag aus Art. 87f des
Grundgesetzes zur Sicherstellung einer angemesse-
nen Infrastruktur von Postfilialen und Postagenturen
mit zeitgemé&Ben Leistungen erfiillt werden kann.

(Beifall bei der CDU/CSU - Zuruf von der
SPD: Dann machen Sie doch mal!)

Hiermit wére dann eine Planungssicherheit fiir Be-
schéftigte und Bevélkerung gegeben.

Liebe Kolleginnen und liebe Kollegen, kritisieren
wir nicht dauernd; denn Kritik fithrt zu Verunsiche-
rungen und zum Madigmachen, sondern unterstiit-
zen wir die Bemithungen von Post und Postbank,

(Dr. Wolfgang Bétsch [CDU/CSU]: Und des
Postministers!)

damit beide Unternehmen im Interesse der Beschaf-
tigten und der Birger im Wettbewerb bestehen kén-
nen.
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Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie des Abg.
Dr. Max Stadler [FD.P.])

Vizeprésidentin Dr. Antje Volimer: Als letztem in
dieser Debatte erteile ich dem Kollegen Klaus Bar-
thel das Wort.

(Peter Gotz [CDU/CSU]: Schon wieder eine
Premiere!)

Kiaus Barthel (SPD): Frau Prasidentin! Meine Da-
men und Herren! Wenn die Politik dieser Koalition so
weitergeht, werden wir am Ende dieses Jahres wahr-
scheinlich nicht tiber den Ehrenschutz von Soldaten
diskutieren, sondern iiber den Denkmalschutz fur die
10 000. Filiale der Post von Herrn Botsch.

(Michael Glos [CDU/CSU]: Das nehmen Sie
sofort zuriick! - Heiterkeit und Beifall bei
der SPD)

Insofern ist der Umgang der Bundesregierung mit
unserer GroBen Anfrage symptomatisch fiir ihren
Umgang mit der Zukunft der Postunternehmen, mit
deren Kundinnen und Kunden und mit den Beschéf-
tigten. Die Brisanz dieses Themas ist der Bundesre-
gierung - so denke ich - durchaus bewufit. Trotzdem
und deswegen wird vertagt, verzégert und verscho-
ben. Wenn man unsere 17 Fragen aus der GroBSen
Anfrage anschaut, dann mufl man feststellen, daBl wir
kaum eine Antwort auf auch nur eine Frage bekom-
men,

(Peter Gétz [CDU/CSU]J: Das héngt von den
Fragen ab, die man stellt!)

Trotzdem und deswegen braucht die Bundesregie-
rung eine hausinterne Abstimmung und Ressortab-
stimmung nach der anderen.

Die Bevélkerung ist sensibilisiert, und die Aus-
weichtaktik der Bundesregierung 1aft erkennen, daB
sie dieses Politikum noch iber die Wahltermine in
diesem Monat retten will. An uns liegt es nicht, da8
dies in Wahlkampfzeiten stattfindet. Sie wissen: Es
liegt ein halbes Jahr zuriick, daB wir die Anfrage ein-
gebracht haben.

Dabei miifite der Bundesregierung eigentlich der
Erfolg ihrer Postpolitik ein ganz besonderes Anliegen
sein.

(Dr. Wolfgang Bétsch [CDU/CSUJ: Ist es
auchl)

Es geht namlich um nicht mehr und nicht weniger,
meine Herren, als um ein Kernstiick Ihrer Politik der
Privatisierung, Deregulierung und Liberalisierung.
Der Postbereich ist neben der Telekommunikation
und der Bahn der Freilandversuch der Liberalisie-
rung im groSen Ma@stab.

Die Bundesregierung wird auch nicht mide, die
moderne Dienstleistungsgesellschaft zu beschwo-
ren. Die Nagelprobe lautet hier, auf den Postbereich
ibertragen: Wollen Sie ein qualitativ hochstehendes

Angebot fiir alle, und wollen Sie sichere Arbeits-
plitze? Oder wollen Sie Zersplitterung, Unterbie-
tungskonkurrenz, Rosinenpickerei und Turnschuh-
brigaden? Wollen Sie eine Angebotsverschlechte-
rung, die den Kundinnen und Kunden weite Wege
aufzwingt und in der Flache nur noch ein Minimalan-
gebot prisentiert?

(Dr. Wblfgang Botsch [CDU/CSU]: Es ist ja
keine Rede davon!)

Wollen Sie dann fiir diejenigen, die es sich noch lei-
sten konnen, wieder ein steuerliches Dienstbotenpri-
vileg einfithren?

(Ina Albowitz [E.D.P.]: Wir machen die Post
fit fir die Zukunft!)

SchlieBlich und endlich geht es um Standortpoli-
tik. Erst gestern hat die Koalition stundenlang iiber
Infrastruktur als Standortpolitik reden wollen.

Reden wir also dartiber! Selbst konservative Kom-
munalpolitiker haben erkannt, daB es bei Infrastruk-
tur nicht nur um Transrapid, Flughdafen und Autobah-
nen geht. In einer Stellungnahme zur Postversor-
gung auf dem Land, bei der es schwerpunktmaBig
um PostfilialschlieBungen geht, erwdhnt zum Bei-
spiel der Kreisverband Sigmaringen des Gemeinde-
tags Baden-Wiirttemberg zunéchst einmal lobend die
erheblichen Anstrengqungen und Aufwendungen der
europdischen, der Bundes- und der Landesebene,
um den léndlichen Raum wirtschaftlich nicht ausblu-
ten zu lassen.

Mit Genehmigung des Prasidiums darf ich von die-
sem Gemeindetag zitieren:

Die Wirkung dieser Programme und dieser An-
strengungen ist gut. Es ist aber widersinnig, diese
politischen Ziele fiir den léndlichen Raum einer-
seits anzustreben und andererseits die Postver-
sorgung als Grunddienstleistungsangebot fiir
den landlichen Raum zu verschlechtern. Es liegt
nahe, daB durch die eingeleiteten Entwicklungen
Gewerbe und Industrie aus Gemeinden mit die-
ser schlechten Postversorgung in die Zentren ab-
wandern. Wenn sie dies trotz der erheblichen
Nachteile nicht tun, bedeutet die Verschlechte-
rung der Postversorgung auch eine Verschlechte-
rung der Standortbedingungen und damit der
Konkurrenzfahigkeit.

Nun wird der Herr Minister Bétsch nicht miide,

(Dr. Wolfgang Bétsch [CDU/CSU]: Das
stimmt!)

landauf, landab, Bestandsgarantien fiir eine fiinfstel-
lige Zahl eigenbetriebener Postfilialen abzugeben,
also mindestens 10 000.

Ich will mich gar nicht lange damit aufhalten, daB
dies bereits eine Halbierung der Zahl von Anfang
1994 bedeutet. Meine These lautet: Wenn nicht sofort
gehandelt wird, wird diese Zahl in wenigen Monaten
unterschritten und der Minister selber auf Grund der
Fakten blamiert.
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Ich will das auch begriinden - wir alle wollen end-
lich wissen, ob die Zahlen, die ich vorliegen habe,
stimmen —: Allein 1995, im vergangenen Jahr, wur-
den pro Monat durchschnittlich 400 Postfilialen ge-
schlossen, davon mehr als die Hélfte ersatzlos. Da Sie
hier immer die Postagenturen befeiern, mufl man
deutlich auf ,ersatzlos” eingehen: Die Halfte der
Postfilialen werden ohne Ersatz geschlossen.

Dann muB darauf hingewiesen werden: Ich habe
eine Zahl von 14 000 eigenbetriebenen Postfilialen
zum Ende 1995 vorliegen. Frau Blank spricht von
15 000. Der Herr Minister sagt, es seien 17 000. -
Also: Wie viele sind es jetzt?

{Dr. Wolfgang Bétsch [CDU/CSUJ: Ich habe
«Zusammen” gesagt!)

- Na gut. Das wollen wir aber genau wissen.

Auch nachdem der Herr Minister das Moratorium
von Ende November verkiindet hat und die entspre-
chende Zusage von Dr. Zumwinkel gegeben wurde,
einstweilen keine SchlieBungen mehr vorzunehmen,
ging das Sterben munter weiter. Allein im Dezember
wurden nach meinen Informationen 714 Postfilialen
geschlossen — das ist sogar mehr als vorher.

Dariber hinaus hat Herr Zumwinkel gesagt, ,daB
im Hinblick auf bereits eingeleitete SchlieBungsver-
fahren ein gewisser Nachlauf unvermeidlich” ist. Das
haben Sie erwédhnt. Jeder weil}, daB es da einen ge-
wissen Vorrat gibt.

Wenn jetzt SchlieBungen fir den Sommer vorerst
auf Eis liegen, bringt es im Ergebnis gar nichts, denn
bis es soweit ist, muB der Stopp ldngst aufgehoben
sein, und die Pline werden schnell wieder aus der
Schublade herausgehoit.

Der Gesamtbetriebsrat der Post AG bringt es auf
den Punkt, wenn er feststellt: Tatsdchlich scheint sich
vor Ort niemand daran zu halten. Es werden unge-
hindert weitere SchlieBungen und Umwandlungen
geplant.

Erst am 17. Februar hat der Post-AG-Vorstand die
Absicht erkléart, bis zu 2.200 Postagenturen allein in
diesem Jahr einzurichten. Trotz Stillhalteabkom-
mens, das Umwandlungen ausdriicklich einschliefit,
bedeutet das in etwa die Beibehaltung des bisheri-
gen SchlieBungstempos. Nach bisheriger Faustregel
bedeuten 2 200 neue Postagenturen die SchlieBung
von mindestens 4 000 eigenbetriebenen Filialen, und
das, obwohl die Post AG auch bei der Deutschen
Postgewerkschaft seit Sommer 1995 im Wort steht,
die Agenturbildung bis zur Kldrung der Schalterko-
operation auszusetzen.

Meine Prognose ist also, daB bereits Ende dieses
Jahres die Schallmauer von 10000 durchbrochen
sein wird, wenn es nicht zu einem massiven politi-
schen Eingriff kommt.

(Beifall bei der SPD - Hans Martin Bury
[SPD]: Die miissen endlich etwas tun!)

- Genau.

Sie wissen doch ganz genau: All die schlanken pri-
vaten Wettbewerber warten doch nicht deswegen
auf die Liberalisierung der Postmérkte, um endlich
ein flaichendeckendes Filialnetz errichten zu kénnen.
Allein die Struktur der derzeitigen Postfilialen legt
nahe, da 10 000 nicht das Ende der Fahnenstange
ist. Die Post AG selbst spielt mit Zahlen fiir ein opti-
males eigenbetriebenes Netz, die mal bei 1 200, mal
bei 2 000, mal bei 5 000 bis 6 000 liegen.

Gleichzeitig — das muBl man hier auch einmal er-
wdéhnen - sitzen jeder Postfiliale die explodierenden
Pensionslasten der Post AG im Nacken. Gleichzeitig
sitzen jeder Postfiliale die steigenden Einnahmeaus-
falle aus dem Remailing in dreistelliger Millionen-
hoéhe im Nacken. Es besteht die Gefahr, daB die Alt-
lasten und neue Lasten, die aus politischem Versa-
gen tagtdglich entstehen, die Post AG zu weiteren
Kostensenkungsprogrammen zwingen. Wo werden
diese Kostensenkungen ansetzen, wenn nicht im Fi-
lialnetz?

(Dr. Peter Struck [SPD]: Richtig!)

Warum sage ich das? Aus Panikmache? Weil ich
die Post AG in MiBkredit bringen will? Um den Mi-
nister anzugreifen? - Ganz im Gegenteil! Die Ent-
wicklung ist alarmierend, und die Bevélkerung er-
lebt es tdglich. Es geht in den Filialen um 40 000 Ar-
beitspldtze, letztlich um alle Arbeitspldtze bei der
Post AG und weit dariber hinaus. Noch einmal das
Stichwort: Infrastruktur.

In dieser Situation gleitet der Bundesregierung die
Sache mehr und mehr aus der Hand. Ich will das be-
griinden: Der Vorstand der Post AG kiimmert sich
immer weniger um politische Vorgaben, ob es um
den SchlieBungsstopp oder um die Kundenschutz-
verordnung geht. Die Regelung mit der Héchstent-
fernung einer Postfiliale von zweitausend Meter zum
Beispiel — bevor Sie dazwischenrufen ~ wird stellen-
weise einfach uminterpretiert. Beispiele kann ich Th-
nen beliebige bringen. Plétzlich werden auch Postfi-
lialen auf eine SchlieBung hin tberpriift, die bisher
zu einer solchen Prifung iiberhaupt nicht anstanden.

(Dr. Wolfgang Bétsch [CDU/CSU]: Wie ist
das méglich?)

- Doch. Das ergibt sich aus der Antwort auf eine An-
frage, die ein Abgeordneter hier gestellt hat. Dazu
werden namlich einfach die erforderlichen Grundar-
beitsstunden, die man als Kriterium fiir eine Schlie-
Bung braucht, von 5,5 auf 10 Stunden heraufgesetzt,
und es werden die Arbeitszeitbemessungskriterien
fiur diese Stunden verdndert. So ist es, das haben Sie
selbst schriftlich bestatigt.

Ist es dann auBerdem aus der Luft gegriffen, daB
die Post AG laut ,Focus" teure Gutachten bestellt,
die die Abgrenzung gegeniiber dem Ministerium
zum Gegenstand haben? Steht das nur zuféllig im
Zusammenhang mit der Forderung, die Auflage mit
den 10 000 Filialen nicht weiter aufrechtzuerhalten?

Wesentlich offener noch als die Post AG betreibt
die Postbank dieses Spiel. In Herrn Schneiders
Selbstdarstellungspostille , Bankpost” kann gar nicht
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oft genug von Eigenstdndigkeit und Selbstédndigkeit
geschwdrmt werden. In der Februarausgabe zum
Beispiel wird in aller Breite und mit noch mehr
Schneiderkonterfeis als sonst die eigene Sichtweise
zur Kapitalverflechtung kundgetan und zum Schro-
ders-Gutachten triumphierend verkindet, damit sei
dem Ubernahmeversuch der Post AG eine klare Ab-
sage erteilt worden. — Das ist wohlgemerkt der Vor-
schlag, den Herr Botsch auch unterstiitzt hat.

Das hat aber die Postbank trotzdem nicht daran ge-
hindert, ein zusétzliches Gutachten bei einer ande-
ren Bank in Auftrag zu geben. Tenor dieses Gutach-
tens ist, Herrn Waigel zum Verbiindeten gegen die
Post AG zu gewinnen, indem schnelle und hohe Pri-
vatisierungsgewinne in Aussicht gestellt werden,
quasi ohne Riicksicht auf Verluste.

Herr Minister Botsch, langst wére es an der Zeit ge-
wesen, die schadliche Auseinandersetzung zwischen
den Vorstanden von immerhin bundeseigenen Unter-
nehmen zu beenden, deren Uberleben nicht vom 6f-
fentlichen Streit, sondern von der Zusammenarbeit
abhéngt. Langst wére es an der Zeit gewesen, den
erklarten Willen des Parlaments durchzusetzen und
die Vorstande der beiden Unternehmen zur Schalter-
kooperation zu zwingen.

(Beifall bei der SPD und der PDS)

Langst wéare es an der Zeit gewesen, ein Beteili-
gungskonzept vorzulegen, mit uns zu beraten und
durchzusetzen. Langst wére es an der Zeit gewesen,
definitiv zu klaren, welches Filialangebot in welcher
Qualitét in der Flache auch langfristig aufrechterhal-
ten werden soll und was dies kosten wird. Langst
waére es an der Zeit gewesen, Wege der Finanzierung
aufzuzeigen. Langst wére es an der Zeit gewesen,
eine Offensive zu einer besseren Auslastung der Fi-
lialen, also ein gemeinsames Unternehmenskonzept
fir die Schalter der Unternehmen einzufordern.
SchlieBlich und endlich wére es an der Zeit gewesen,
die Post AG von den Risiken der Pensionslasten zu
befreien und die Einnahmeausfélle aus den Remai-
ling, die Giberhaupt nichts mit Wettbewerb zu tun ha-
ben, zu verhindern.

Nur wenn dieses Konzept steht und die Kosten be-
rechenbar sind, kann es weitergehen. Die Kapitalver-
flechtung darf nicht weiter als Selbstzweck behan-
delt werden, sondern muB der Sicherung der Uberle-
bensfdahigkeit der beiden Unternehmen und ihrer
Schalter dienen.

In diese Debatte gehort auch das Gebot, die Siche-
rung des Universaldienstes vor die Liberalisierung
der Postmarkte zu stellen. Hier brauchen Sie nicht
mit der EU zu kommen, denn die sieht ausdriicklich
vor, daB ein solcher geschiitzter Bereich aufrechter-
halten werden kann.

Sie reden sich oft damit heraus, daB Sie auf die Un-
ternehmensentscheidungen keinen EinfluB nehmen
konnten, sondern nur den groBen Hammer hétten,
die Personen auszuwechseln. Das ich nicht lache!
Glauben Sie wirklich, daB es einen GroBaktionar, ei-
nen Alleineigentimer in der sogenannten freien
Wirtschaft gibt, der sich von seinen Vorstanden, also

seinen Angestellten, so auf der Nase herumtanzen (C)
1aBt? Mal ganz abgesehen davon, daBl die dort han-
delnden Personen nicht vom Himmel gefallen sind,
sondern daB jederzeit leicht erkennbar ist, welche
Handschrift die Personalpolitik in den Postunterneh-
men tragt, nadmlich die der Bundesregierung.

(Beifall bei der SPD)

Ich habe jetzt noch eine Geschichte zu bieten, was

die Bundesregierung mit der Post AG macht.

(Ina Albowitz [FED.P.]: Die kénnen Sie sich
sparen!)

Diese erinnert mich an eine Geschichte aus dem siid-
deutschen Raum. Die will ich noch zum besten ge-
ben, weil auch der Herr Minister da herkomint.

Drei befreundete Fischer — nennen wir sie B, R und

W - stehen am FluB. Einer, der B, hat gerade einen
groBen goldgelben Fisch gefangen, halt den zappeln-
den Fisch in der Hand und streichelt ihn. Da sagt der
Fischer R: ,Komm, bring ihn schnell um, zerhacken
wir ihn und verfiittern ihn an die Geier, die da oben
kreisen." Sagt der Fischer W: ,Halt, halt! Hau ihn auf
den Kopf, nehmen wir ihn aus und essen wir ihn ge-
meinsam schnell auf.” ,Langsam, langsam"”, sagt der
Fischer B und streichelt den Fisch weiter. ,Der wird
auch so hin."

Herr Botsch, werfen Sie den Fisch wieder ins Was-

ser und sorgen Sie fiir klare Uberlebensbedingun-
gen!

(Beifall bei der SPD, dem BUNDNIS 90/DIE

GRUNEN und der PDS - Dr. Max Stadler

[ED.P.}: Das war aber ein Maéarchen und
keine Fabel!)

(D)

Vizepréasidentin Dr. Antje Volimer: Das war die er-

ste Rede des Kollegen Barthel. Es war eine tempera-
mentvolle, mérchenreiche Rede. Deswegen mochte
ich Thnen im Namen des ganzen Hauses gratulieren.

(Beifall)
Ich schlieBe damit die Aussprache. Der Entschlie-

Bungsantrag der Frakiion Bindnis 90/Die Griinen
auf Drucksache 13/4001 soll an den Ausschull fir
Post und Telekommunikation liberwiesen werden.
Sind Sie damit einverstanden? — Das ist der Fall.
Dann ist die Uberweisung so beschlossen.

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 15 auf:

Beratung der Unterrichtung durch die Bundes-
regierung

Verringerung und Straifung von Bundesbe-
hérden

- Drucksache 13/3923 -

Uberweisungsvorschlag:

InnenausschuB (federfiihrend)

Rechtsausschufl

AusschuB fur Emahrung, Landwirtschaft und Forsten
AusschuB fiir Arbeit und Sozialordnung

AusschuB fir Gesundheit

AusschuB fir Bildung, Wissenschaft, Forschung, Technolo-
gie und Technikfolgenabschétzung

Haushaltsausschuf
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Vizeprasidentin Dr. Antje Vollmer

Zu diesem Tagesordnungspunkt haben die Kolle-
gen Reiner Krziskewitz, Fritz Rudolf Kérper, Antje
Vollmer, Max Stadler, Maritta Bottcher und auch der
Bundesminister Theo Waigel gebeten, ihre Reden zu
Protokoll zu geben.*)

Sind Sie damit einverstanden? — Das ist der Fall.
Dann ist es so beschlossen.

Ich schlieBe die Aussprache. Interfraktionell wird
Uberweisung der Vorlage auf Drucksache 13/3923
an die in der Tagesordnung aufgefiihrten Ausschiisse
und zusatzlich an den Haushaltsausschul vorge-

*) Anlage 3

schlagen. Sind Sie damit einverstanden? — Das ist der
Fall.

Damit sind wir am Ende der heutigen Tagesord-
nung.

Ich berufe die ndchste Sitzung des Deutschen Bun-
destages auf Mittwoch, 13. Marz 1996, 13 Uhr ein.

Allen Kolleginnen und Kollegen und auch den Be-
suchern wiinsche ich ein schones Wochenende.

Die Sitzung ist geschlossen.

(SchluB der Sitzung: 14.10 Uhr)
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Anlage 1

Liste der entschuldigten Abgeordneten

e v
Belle, Meinrad CDU/CSU 8.3.96
Blunck, Lilo SPD 8.3.96*
Borchert, Jochen CDU/CSU 8.3.96
Biittner (Ingolstadt), SPD 8.3.96
Hans
Biittner (Schénebeck), CDU/CSU 8.3.96
Hartmut
Ernstberger, Petra SPD 8.3.96
EBmann, Heinz Dieter CDU/CSU 8.3.96
Fischer (Berlin), BUNDNIS 8.3.96
Andrea 90/DIE
GRUNEN
Fuhrmann, Arne SPD 8.3.96
Dr. Geifller, Heiner CDU/CSU 8.3.96
Dr. Gysi, Gregor PDS 8.3.96
Hanewinckel, Christel SPD 8.3.96
Dr. Hartenstein, Liesel SPD 8.3.96
Hasselfeldt, Gerda CDU/CSU 8.3.96
Hermenau, Antje BUNDNIS 8.3.96
90/DIE
GRUNEN
Holzhiiter, Ingrid SPD 8.3.96
Ibriigger, Lothar SPD 8.3.96
Dr. Kinkel, Klaus FD.P. 8.3.96
Kohn, Roland ED.P. 8.3.96
Kressl, Nicolette SPD 8.3.96
Kriiger, Thomas SPD 8.3.96
Kutzmutz, Rolf PDS 8.3.96
Dr.-Ing Laermann, ED.P. 8.3.96
Karl-Hans
Lamers, Karl CDU/CSU 8.3.96
Lederer, Andrea PDS 8.3.96
Leidinger, Robert SPD 8.3. 96
Dr. Leonhard, Elke SPD 8.3.96
Mollemann, Jiirgen W. ED.P. 8.3.96
Miiller (Kéln), Kerstin BUNDNIS 8.3.96
90/DIE
GRUNEN

Anlagen zum Stenographischen Bericht

Abgeordnete(s) eimachlieBiich
Pfeiffer, Angelika CDU/CSU 8.3.96
Dr. Pick, Eckhart SPD 8.3.96
Dr. Probst, Albert CDU/CSU 8.3.96*
Reschke, Otto SPD 8.3.96
Schlauch, Rezzo BUNDNIS 8.3.96
90/DIE
GRUNEN
Schmidbauer (Nirnberg), SPD 8.3.96
Horst
Schmidt (Salzgitter), SPD 8.3.96
Wilhelm
Schulz (Berlin),Werner ~ BUNDNIS 8. 3. 96
90/DIE
GRUNEN
Schumann, Ilse SPD 8.3.96
Schwanitz, Rolf SPD 8.3.96
Sebastian, Wilhelm Josef CDU/CSU 8. 3. 96
Seibel, Wilfried CDU/CSU 8.3.96
Simm, Erika SPD 8.3.96
Dr. Sperling, Dietrich SPD 8.3.96
Stiegler, Ludwig SPD 8.3.96
Dr. Stoltenberg, Gerhard CDU/CSU 8. 3. 96
Dr. Thalheim, Gerald SPD 8.3.96
Thiele, Carl-Ludwig ED.P. 8.3.96
Tippach, Steffen PDS 8.3.96
Vogt (Diiren), Wolfgang CDU/CSU 8. 3. 96
Vosen, Josef SPD 8.3.96
Wetzel, Kersten CDU/CSU 8. 3.96
Wimmer (Neuss), Willy  CDU/CSU 8. 3. 96
Wohlleben, Verena ~ SPD 8.3.96
Wolf (Frankfurt), BUNDNIS 8.3.96
Margareta 90/DIE
GRUNEN
Zierer, Benno CDU/CSU 8.3.96°
Zumkley, Peter SPD 8.3.96

* fir die Teilnahme an Sitzungen der Parlamentarischen Ver-
sammlung des Europarates
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Zu Protokoll gegebene Reden
zu Tagesordnungspunkt 12
(Antrag: Keine deutsche Beteiligung
an militirischen Aufkldarungssatelliten) *)

Gerhard Zwerenz (PDS): Die Bundesregierung will
mit Frankreich zusammen unbedingt militérische Be-
obachtungssatelliten entwickeln und befreiben. Bei
der Begriindung fiir eine deutsche Beteiligung han-
delt es sich um eine ganz besonders exquisite Mogel-
packung. Die Liste, wofiir und wogegen Aufkla-
rungssatelliten gebraucht werden, ist eindrucksvoll:
gegen Rauschgifthandel, gegen den internationalen
Terrorismus, gegen die Verbreitung von Massenver-
nichtungswaffen, gegen Umweltkatastrophen, zur
Uberwachung von Abriistungsvertridgen, ja sogar zur
préventiven Diplomatie. Es scheint sich um wahre
Wundermittel zu handeln, die da auf dem Wunsch-
zettel der Militdrs und der Geheimdienste stehen.

Leider ist bisher kein Beispiel bekannt, wie mittels
militdrischer Aufklirung eine Krise friithzeitig er-
kannt und verhindert werden konnte: im ehemaligen
Jugoslawien nicht, in Somalia nicht und nicht in
Ruanda. Wenn der politische Wille zum frithzeitigen
Handeln fehlt, helfen auch keine Infrarotsensoren
und keine hochauflésenden Kameras.

Leider konnte bisher auch nicht der Beweis er-
bracht werden, dal man ausgerechnet fiir eine vor-
sorglich ausgerichtete Konfliktbewaltigung eine Be-
obachtung aus dem All ,rund um die Uhr“, bei Dun-
kelheit und jedem Wetter und bis hin zur GréBe von
Tennisbéllen braucht. Welche Erkenntnisse fiir eine
praventive Diplomatie will man eigentlich daraus ge-
winnen? Und erst recht stellt sich die Frage: Welchen
Gewinn fiir eine Bekdmpfung der Konfliktursachen
verspricht man sich davon? Hier ist eine Politik ange-
sagt, die auf nachhaltige Entwicklung, auf soziale
Gerechtigkeit, auf Demokratisierung zielt. Die milita-
rischen Aufklarungssatelliten sind in diesem Kontext
nichts als Verschwendung dringend benétigter Res-
sourcen.

Als aufBlerst niitzlich haben sich die Spionagesatel-
liten aber woanders erwiesen. Zum Beispiel im Golf-
krieg. Es ist unter Militars unumstritten: Wer milita-
risch iiberlegen sein will, wer auf dem Schlachtfeld
der Zukunft bestehen will, muB iiber Beobachtungs-
satelliten , mit hoher Auflésung, mit Nacht- und All-
wetterfadhigkeit, mit hoher erzielbarer Beobachtungs-
frequenz” verfiigen. DaB es um diese Eigenschaften
geht, hat uns auch die Bundesregierung eindeutig
wissen lassen. Es geht also um den Aufbau neuer mi-
litdrischer Fahigkeiten - alles andere ist Augenwi-
scherei.

Immerhin ist die Bundesregierung wenigstens so
konsequent, jetzt anstelle des Auswartigen Amtes
dem Verteidigungsministerium die Federfithrung
beim Satellitenprojekt zu libertragen. Hier endet die
Camouflage.

*) Vergleiche Plenarprotokoll 13/92 Seite 8243 C

Die Katze wird auch aus dem Sack gelassen, wenn
die Bundesregierung erklart, daB mit dem deutsch-
franzésischen Satellitenprogramm eine ,Stérkung
der operativen Fahigkeiten der WEU" angestrebt
werde. Genau das ist der Punkt. Die scharfen Augen
aus dem All signalisieren den méoglichen Konflikt-
gegnern: Wir wissen alles iiber eure militdrischen Fa-
higkeiten. Wir wissen Bescheid liber eure Schwierig-
keiten. Und wir kénnen unsere Truppen so einsetzen
und dirigieren, daB ihre keine Chance habt.

Fur Militarinterventionen ist es von tberaus gro-
Bem Vorteil, iiber virtuelle Bilder vom Operationsge-
biet zu verfiigen. Diese Fahigkeiten werden ja heute
bereits von der Militdrmacht Nr. 1, den USA, genutzt.
Weltraumriistung gehort heute zu den Attributen mi-
litdrischer GroBmacht. Und als Nr. 1 in Europa miis-
sen wir da mitmachen. Koste es, was es wolle.

Und iber die Kosten spricht die Regierung lieber
nicht. Unbestimmt seien sie, lesen wir da. Nicht ein-
mal eine genauere GréBenordnung wird der Offent-
lichkeit mitgeteilt. In der Finanzplanung sind diese
Ausgaben bisher nicht beriicksichtigt. Nach Presse-
berichten soll das machtpolitisch motivierte Projekt
zehn Milliarden DM in den néchsten zehn Jahren ko-
sten, Manche Fachleute gehen von einer wesentlich
hoheren Summe aus. Es ist die Wiederholung des Im-
mergleichen: Bei der zivilen Konfliktbewaltigung
muBl um einige Millionchen gefeilscht werden, bei
militdrischen GroBprojekten stehen bedenklos Mil-
liarden und Abermilliarden zur Verfugung.

Es ist paradox: Wir versetzen uns in die Lage, im-
mer bessere, gestochen scharfe Bilder aus dem All
iber die irdischen Katastrophen und Krisen zu be-
kommen. Die Politik aber scheint immer weniger in
der Lage, neue Rezepte fiir die Bekdmpfung der Kon-
fliktursachen zu entwickeln. Sie verharrt statt dessen
in den alten Reflexen militdrischer Abschreckung. Es
ist eine Frage des gesunden Menschenverstandes:
Mit diesem Unsinn muB Schlu gemacht werden. Ge-
nau darauf zielt unser Antrag.

Dr. Karl A. Lamers (Heidelberg) (CDU/CSU): Die
PDS spricht sich in ihrem Antrag, zu dem ich heute
Stellung nehme, gegen eine deutsche Beteiligung an
raumgestiitzen Aufkldrungssystemen aus. Der An-
trag strotzt von Unterstellungen, falschen Angaben
und Vermutungen, die allesamt nicht akzeptabel
sind. Vor allem ist mehrfach vom Vorwurf die Rede,
mit Satelliten wolle man Spionage betreiben. Das sa-
gen gerade die Richtigen. Ausgerechnet die Nachfol-
gepartei der SED schreibt so etwas, eine Partei, die
dafiir verantwortlich ist, daB 40 Jahre lang Zehntau-
sende von Stasi-Spionen in der Bundesrepublik und
in Westeuropa alle Bereiche des offentlichen und pri-
vaten Lebens ausspioniert haben.

Ich weise diese Formulierung in aller Deutlichkeit
zurlick. Eine Partei, die vier Jahrzehnte mit Guck
und Horch in der DDR strategische Aufklarung bis in
die Schlafzimmer gegen ihre Biirger betrieben hat,
verkennt, daB es in einem demokratischen Rechts-
staat Aufklarung auch und gerade zum Nutzen und
Vorteil der Biirger geben kann. Genau darum geht es
bei der satellitengestiitzten Aufklarung.

©)

(D)



(A)

(B)

Deutscher Bundestag — 13. Wahlperiode - 93. Sitzung. Bonn, Freitag, den 8. Marz 1996

8303*

Ich nehme die Gelegenheit wahr, aus der Sicht
meiner Fraktion zum Plan einer satellitengestiitzten
Aufklarung Stellung zu nehmen.

Erstens. Deutschland verfiigt bis heute iiber keine
raumgestiitzte Aufkldrung. Parlament und Regie-
rung benétigen jedoch fiir ihre Politik eine Prognose-
und Beurteilungskapazitdt, um Krisen, Kriege oder
Katastrophen, Riistungs- oder Abriistungsaktivitiaten
sowie Entwicklungen im Bereich des Umweltschut-
zes frithzeitig erkennen und darauf reagieren zu kén-
nen. Jeder souverdne Staat mit internationalen Inter-
essen und Verpflichtungen braucht méglichst umfas-
sende Informationen iiber die aktuelle Weltlage. Ein
solch strategisches Wissen ist Grundlage fiir die poli-
tischen Entscheidungen.

Kriegerische Auseinandersetzungen wie der Golf-
Konflikt und der Krieg auf dem Balkan kénnen von
uns nur zuverlassig eingeschétzt werden, wenn wir
in der Lage sind, mit strategischen Aufkldrungsmit-
teln Erkenntnisse zu gewinnen, die in die aktuelle
Lagebeurteilung einflieBen. Umweltschddigungen
und -katastrophen wiirden in ihrer Tragweite fiir die
gesamte Welt oft nicht erkannt, wenn es keine Auf-
klarungssatelliten gdbe. Unbestritten ist deshalb fiir
uns, daB eine strategische, allwetterfdhige Aufkla-
rung, gestiitzt auf Satelliten und andere Aufkla-
rungsmittel, aus politischen, aus sicherheits- und ver-
teidigungspolitischen Griinden unabdingbar ist.

Zweitens. Es stellt sich die Frage, wie bei der Reali-
sierung dieses zukunftsweisenden Projekts vorge-
gangen werden soll. Ich meine, Europa braucht eine
eigene raumgestitzte Aufklarungskomponente; dies
um so mehr, als wir in der Europaischen Union bald
zu einer gemeinsamen Aufien-, Sicherheits- und Um-
weltpolitik kommen miissen. Dann ist auch raumge-
stiitzte Aufklarung unverzichtbar. Es entspricht zu-
dem unserem europdischen Selbstverstandnis.

Dieser Weg ist mit dem BeschluB des deutsch-fran-
z6sischen Gipfels am 7. Dezember 1995 in Baden-Ba-
den beschritten worden. In einer ersten Phase soll
das raumgestiitzte Aufklarungssystem auf dem opti-
schen Infrarot-Satelliten HELIOS II basieren; spéter
soll es dann durch den Radarsatelliten HORUS kom-
plettiert werden - unter deutscher Systemfiihrer-
schaft. Bundeskanzler Helmut Kohl gebiihrt das Ver-
dienst, daB die deutsche Luft- und Raumfahrtindu-
strie damit einen optimalen Beitrag fiir die Verwirkli-
chung einer europdischen raumgestiitzten Aufkla-
rung leisten kann.

Drittens. Bei der Entscheidung fiir eine européi-
sche raumgestiitzte Aufkldrung geht es vorrangig
auch um die technologische Kompetenz Europas. Bei
dem finanziellen und technischen Umfang des Pro-
jekts spielt unsere technologische Leistungsfahigkeit
und die Arbeitsplatzsicherung in der Zukunft eine
entscheidende Rolle. Wir diirfen doch nicht den
+Export von Arbeitspldtzen“ dadurch noch verstér-
ken, daB wir technologische Schliisselprojekte des
nachsten Jahrhunderts ohne die Beteiligung der
europdischen Industrie verwirklichen. Europa ist nur
leistungs- und konkurrenzfdhig, wenn es sich zusam-
menschlieBt, wenn es seine Kréfte biindelt und ge-
meinsam handelt.

Die PDS verhindert mit ihrer Absage an dieses
europdische Gemeinschaftsprojekt die Schaffung
von Tausenden von Arbeitspldtzen in diesem in die
Zukunft gerichteten innovativen Bereich einer
Schliisseltechnologie von morgen. Ich frage Sie: Wie
kann man denn so etwas verantworten?

Wir wissen, daB der ZusammenschluB Europas
auch auf der Industrieseite erst noch verwirklicht
werden mufl. Deutschland und Frankreich betrach-
ten sich mit Recht als Kern dieser europdischen Ver-
einigung industrieller Ressourcen; sie haben bereits
ihre industriellen Raumfahrtaktivititen in einer ge-
meinsamen Firma zusammengelegt.

Der Bau von Satelliten ist eingebettet in eine Viel-
zahl deutsch-franzésischer Kooperationsprojekte in
der Wehrtechnik. Ich hoffe und wiinsche mir, daB
keine Seite aus dieser gemeinsamen industriepoliti-
schen Strategie ausbricht und einzelne Projekte in
Frage stellt. Alle Bereiche hiangen miteinander zu-
sammen. Dies sollte niemand aufBler acht lassen.

Oftmals wird mir auch die Frage gestellt, ob es
nicht billiger wéare, Aufkldrungsergebnisse zum Bei-
spiel in den USA einfach schlisselfertig zu kaufen
und damit auf eigene Aufklarungssatelliten zu ver-
zichten. Diese Frage mochte ich aus den soeben dar-
gelegten Griinden mit einem klaren NEIN beantwor-
ten. Aulerdem: Wir wollen uns von niemandem ab-
hdngig machen. Das schlieft Zusammenarbeit mit
anderen Landern auf dem Gebiet der strategischen
militérischen und zivilen Aufkldrung nicht aus. Ich
wirde mir wiinschen, daB der deutsch-franzosische
Ansatz und eine erweiterte europaische Kooperation
zu einer partnerschaftlichen Zusammenarbeit mit
den Vereinigten Staaten fiihren und sich zu einem
transatlantischen strategischen Aufkldrungsverbund
entwickeln.

Viertens. Die PDS behauptet in ihrem Antrag, die
Beschaffungskosten schwankten zwischen 6 und
25 Milliarden DM. Die hier genannten Horrorzahlen
gehodren in das Reich der Marchen. Die Kosten fiir
HELIOS 1I stehen fest: 10 Prozent gleich 545 Mil-
lionen DM. Fiir den Radarsatelliten HORUS werden
sie sich in dem Rahmen der Gesamtkosten fir HE-
LIOS II bewegen; Deutschland als Systemfiihrer wird
davon zirka 40 bis 50 Prozent zu tragen haben.

Wenn es gelingt, die deutsch-franzosische Initia-
tive in eine europdische auszuweiten, dann wird sich
auch die Verteilung der nationalen Anteile nach un-
ten verschieben.

Fiinftens. Ich darf fiir meine Fraktion zusammen-
fassend feststellen, daf fiir uns eine strategische, glo-
bal wirkende, allwetterfahige und raumgestiitzte
Aufklarungskapazitdt unabdingbar notwendig ist.
Wir suchen die Zusammenarbeit mit Frankreich und
anderen europdischen Partnern und sind offen fiir ei-
nen Aufkldrungsverbund mit den Vereinigten Staa-
ten von Amerika. Die europdische Losung ermoglicht
die Einbindung der europaischen Industrie in dieses
wichtige High-Tech-Gebiet. Sie starkt die Auftrags-
und Beschiftigungssituation in unserem Lande. Des-
halb sagen wir ja zur raumgestiitzten Aufklarung.
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Ich bitte Sie, mit mir zusammen den Antrag der
PDS abzulehnen.

Gerd Héfer (SPD): Die Frage nach einer gemein-
schaftlichen, europdischen Entwicklung von Aufkla-
rungssatelliten hat eine langere Geschichte, auf die
hier nicht chronologisch eingegangen werden soll.
Eckdaten dieser Geschichte neueren Datums aber
sind

— der BeschluB des Bundessicherheitsrates vom
4, Mai 1994;

- die Ergebnisse des franzosisch-deutschen Gipfels
durch eine Expertenrunde, bestehend aus militari-
schen und zivilen Mitarbeitern anléBlich des Tref-
fens in Muhlhausen;

— der Umsetzungsbeschlul beim franzosisch-deut-
schen Gipfel vom 7. Dezember 1995 in Baden-Ba-
den;

— der Regierungsbericht an die Berichterstatter-
gruppe ,Zukinftige Luftverteidigung"” iiber raum-
gestitzte Aufklarung vom 18. Januar 1996, erganzt
durch den PStS Bernd Wilz an die Berichterstatter-
gruppe vom heutigen Tage, die sich ebenfalls
heute im Rahmen der ersten Vorstellung des ,Be-
richtes zur Gesamtkonzeption Luftverteidigung"
eingehend, aber zunéchst kenntnisnehmend und
unbewertend, damit befaBt hat.

Es bedarf weiterer Beratung der Gruppe, um dem
Verteidigungsausschufl einen Abschlufibericht von
der gesamten Arbeit vorlegen zu kénnen.

Diese wenigen Daten zeigen, daB das Problem,
eine europdische raumgestuitzte Aufklarungskompo-
nente zu installieren, in einer intensiven Beratungs-
phase ist, eine jetzige BeschluBfassung, ein solches
System nicht einzurichten, verfriiht ist. Es muB sorg-
faltig bewertet werden, sein Nutzen qualifiziert sein
und vor allem nicht einseitig militarisch gesehen wer-
den. Ich bin zwar versucht, mich mit der Begriindung
des PDS-Antrages auseinanderzusetzen und darzu-
legen, was es fiir einen Unterschied gibt zwischen
Spionage und Aufkldarung, es wdére heute miifig.
Vielleicht wird in den Ausschufiberatungen klar, daB
die zivile Nutzung wahrscheinlich héherwertiger zu
veranschlagen ist als die militérische.

Es gibt eigentlich wenig Informationen, die man
nicht militdrisch nutzen kann, gleichgiiltig, wie sie
gewonnen werden. Die entscheidende Frage ist, zu
welchem Zweck man sie auswertet, wo die sicher-
heitsrelevante Komponente gesehen wird. So hat der
Bundesparteitag der SPD in Wiesbaden die Bundes-
tagsfraktion aufgefordert, dafiir zu sorgen, daB die
Bundeswehr keine technische Interventionsfahigkeit
entwickelt, und eine ,europaische satellitengestiitzte
Aufklarungsféhigkeit” zu favorisieren, um den Ge-
danken der Prédvention, der aufklarenden Vorbeu-
gung zum Schwerpunkt zu machen, um zum Beispiel
so die Landesverteidigungsfdhigkeit zu starken.

Der Parteitag von Mannheim wiirdigt die DASA
als innovationsfahige Komponente und fordert damit
den Erhalt zukunftsfahiger Arbeitsplatze ebenso wie
der Antrag meiner Fraktion zur Férderung der Luft-

und Raumfahrtindustrie vom 5. Marz 1996, Drucksa-
che 13/3974.

Nun wird eine raumgestiitzte Aufklarung weder
militdrisch noch zivil die ,Eierlegende Wollmilchsau*
sein, aber einige Beobachtungsfahigkeiten sind, zivil
wie militarisch, denkbar:

- Umweltbereich: dauerhafte, weltweite Dokumen-
tation von geographischen Verdnderungen, spezi-
ell fir Deutschland zum Beispiel die Gletscherbil-
dung der Alpen, die Kiistenformationen, die Aus-
breitung von Wald etc.

—~ Verkehrsbereich: tliberbaute Flachen, Linienfiih-
rungen

— Entwicklungshilfe: Veranderung von Wiisten, Was-
serverteilung, Katastrophenhilfe

- Verteidigung: Proliferations- und Abriistungskon-
trolle, Truppenkonzentrationen

Dies ist eine willkiirliche Auswahl méglicher Nut-
zungen, die nur beispielhaft zeigen soll, welche Qua-
litat ein solches Aufklarungssystem haben sollte.

Die gelieferten Ergebnisse und deren Auswertung
aber sind das entscheidende Kriterium, ob man so et-
was will oder nicht. Das ist ein weiterer Grund, eine
Entscheidung hier und heute nicht iber das Knie zu
brechen. Weiterer Beratungsbedarf ist angesagt, um
in der Definitionsphase die politischen Erwartungen
einzubringen, die allerdings mit Spionage nichts zu
tun haben. Jetzt kann noch gestaltet werden, die bis-
herigen Vorgaben machen es noch mdglich.

Vorgaben nach meinem Wissen sind - gestrafft
dargestellt —:

— Helios II (Infrarotaufklarung/optische Aufklarung)
wird mit 10prozentigem Anteil Deutschlands von
den Franzosen entwickelt;

- Horus (Radaraufklérung) von der Bundesrepublik.

Der Beitritt zu einem solchen Programm ist WEU-
Staaten méglich, Italien und Spanien beteiligen sich
schon jetzt bescheiden an dem Helios-Programm, die
Offnung fiir die USA ist méglich. Beide Systeme kon-
nen Baustein eines transatlantischen Aufklarungs-
verbundes sein.

Natiirlich stehen solche Vorhaben unter dem Fi-
nanzierungsvorbehalt. Darliber mul noch geredet
werden, vor allem, ob dieses heute auf der Zeitachse
verlaBlich quantifiziert werden kann und nicht eine
unendliche Geschichte wird, die Jahr fiir Jahr iber-
maBig finanzielle Mittel bindet.

Geplant ist eine Kostenteilung zwischen beiden
Nationén. Der deutsche Anteil soll zur Halfte aus
dem Verteidigungshaushalt kommen, die andere
Halfte sollen alle anderen Ressorts erwirtschaften —
ein deutlicher Hinweis, dall es andere Bedarfstrager
gibt. Die Soliditat des Aufbaus dieses raumgestiitz-
ten Aufkldrungssystem wird daran gemessen werden
konnen, in welcher Hohe sich diese Ressorts beteili-
gen. Ich bin gespannt auf den Verteilungskampf, der
sich da sicher entwickeln wird. Ich glaube kaum, da3
es gleiche Beitrage aller weiterer Ministerien geben
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wird; warten wir es ab. Die erste Kostenveranschla-
gung, so hat die Regierung angekundigt, soll im
Haushalt 1997 erfolgen.

Zusammenfassend kann ich feststellen, daB die
Zeit, abschlieBend zu entscheiden, noch nicht reif ist.
Wiinsche und Bedenken iiberwiegend finanzieller
Art stehen im Widerstreit zu der Option, etwas zu
schaffen, welches vielfdltige Souveranitat schaffen
kann, Souverdnitdt im besten Sinne: eine Méglich-
keit an die Hand zu bekommen, vieles objektiver be-
trachten zu kénnen, vielfaltige gesichertere Hand-
lungsgrundlagen zu bekommen - fur aktive Frie-
denssicherung, fur zivile nationale und internatio-
nale friedliche Aktivitaten.

Giinther Friedrich Nolting (FE.D.P.): Die F.D.P.-Bun-
destagsfraktion wird den vorgelegten Antrag ableh-
nen, weil er sowohl den Interessen der Bundesrepu-
blik Deutschland als auch den Interessen des sich
vereinigenden Europas widerspricht.

Neben gravierenden sachlichen Fehlern enthalt
der Antrag vor allem in seiner Begriindung eine Viel-
zahl von Verzerrungen und logischen Briichen. Dies
ist einerseits — angesichts der Herkunft des Antrages -
nicht verwunderlich. Der Antrag erstaunt ja doch, da
die PDS im Juni vergangenen Jahres zur gleichen
Thematik eine umfassende Antwort der Bundesre-
gierung auf eine Kleine Anfrage erhalten hat. Meine
Damen und Herren von der PDS, eigentlich hétten
Sie es seitdem besser wissen mussen und uns somit
diesen Antrag ersparen kénnen.

Unter Ziffer 1.) Ihrer Begriindung pochen Sie auf
«zivile und friedliche Mittel”. Ich frage Sie: Was ist
friedlicher als Beobachtung? Man denke an die Be-
obachtermissionen von UN und OSZE oder an die
klassischen Blauhelmauftrage. Und wie kann man
die so oft auch von Ihnen beschworene Pravention
leisten, wenn man gar nicht weiB, daB man etwas tun
sollte?

In Ziffer 2.) behaupten Sie, daB die Uberwachung
von Abriistungsvertragen wie KSE auch ohne raum-
gestiitzte Aufklarung gewdéhrleistet sei. Ein solches
System ersetze den kooperativen Ansatz durch Kon-
frontation. Ich frage Sie, warum dann Art. 15 des
KSE-Vertrages ausdriicklich multinationale techni-
sche Systeme dieser Art erlaubt. Haben Sie etwa den
Vertrag nicht richtig gelesen?

In Ziffer 3.) verlangen Sie, die vorhandenen Ein-
richtungen von UN und OSZE zur Konfliktverhiitung
zu unterstiitzen. Ich frage Sie, ob Thnen nicht be-
kannt ist, daB gerade diese Einrichtungen regelma-
Big die Uberlassung von Aufkliarungsergebnissen fiir
ihre Arbeit anmahnen? Meinen Sie nicht, daB hier
sinnvolle Unterstlitzung auch gerade durch Europa
angeraten ist?

In Ziffer 4.) reden Sie — neben einigen voéllig aus
der Luft gegriffenen Finanzbetrdagen - von ,Welt-
raumristung”. lhnen sollte bekannt sein, daB ein
Aufklarungssystem nicht bewaffnet ist. Oder sind Sie
vielleicht der Auffassung, daB ein Fernglas schiefen
kann?

Sie sprechen auch von Massenarbeitslosigkeit. Ist
Thnen nicht bekannt, daB sich Schliisselbereiche der
High-Tech-Industrie nicht mehr national erhalten las-
sen, sondern nur noch im Rahmen europdaischer Ko-
operationen? Projekte dieser Groenordnung, um die
es hier geht, haben nicht nur sicherheitspolitische
Aspekte. Dies zeigt sich auch an der Aufteilung der
Verantwortlichkeiten und Kosten auf die verschiede-
nen Ressorts.

So wie der Sicherheitsbegriff heute viel umfassen-
der verstanden wird und weit lber rein militarische
Erfordernisse hinausgeht, stehen auch Raumfahrt-
projekte in einem vielfdltigen bilindnis- und wirt-
schaftspolitischen Gesamtzusammenhang. Deutsch-
land hat durch die zivilen Erdbeobachtungssatelliten
ERS I und ERS Il in den vergangenen Jahren ein be-
achtliches raumfahrttechnisches Know-how erwor-
ben. Diese Technologie wurde in erster Linie durch
die finanzielle Unterstiitzung des Forschungsministe-
riums moglich.

Die weltweit einzigartigen Erfahrungen in der Ra-
darsatellitentechnik kénnen nun beim Bau der Auf-
klarungssatelliten eingebracht werden. Dies gilt ins-
besondere ab 1998 fur den Bau des Radarsatelliten
HORUS, an dessen Entwicklung Deutschland mit
mehr als 50 % beteiligt sein wird.

Bereits in diesem Jahr beginnen die Arbeiten am
optischen Satelliten HELIOS II, an dessen Entwick-
lung und Konstruktion die franzésische Industrie den
Mehrheitsanteil haben wird.

Die FED.P.-Fraktion geht davon aus, daf es mit die-
sem deutsch-franzésischen Joint-Venture gelingen
wird, auf dem bislang von den USA dominierten Zu-
kunftsmarkt ,Satellitenbau” erstmals realistische
Marktchancen fir europdische Spitzentechnologie
zu erschlieBen. In beiden Léandern werden zukunfts-
trachtigte Arbeitspldtze geschaffen, die iber eine
reale Zukunftsperspektive verfugen. Gleichzeitig
werden die europaische Integration auf diesem Ge-
biet und der europaische Pfeiler der NATO gestarkt.

Ich darf mit einem leicht modifizierten Zitat schlie-
Ben und fir meine Fraktion betonen: ,Raumfahrt tut
not.”

Angelika Beer (BUNDNIS 90/DIE GRUNEN): Die
Frage einer Satellitenaufklarung mit deutscher Betei-
ligung und unter deutscher Verfiigung ist eine wich-
tige Weichenstellung fir die zukuinftige Sicherheits-
politik der Bundesrepublik Deutschland, far die fi-
nanziellen Aussichten des Haushaltes der Bundesre-
gierung, fur die Entwicklung der transatlantischen
Beziehungen und fiir die militdrische Integration der
westeuropdischen Staaten.

Als Mitglied der Parlamentarischen Versammlung
der Westeuropaischen Union kann ich ein Lied da-
von singen, welche politische Bedeutung die Satelli-
tenaufklarung in den transatlantischen Beziehungen
hat.

Auf jeder der Tagungen im letzten Jahr und auf
der ersten in diesem Jahr war die Aufklarung bzw.
die fehlende Bereitschaft der Vereinigten Staaten,
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den WEU-Staaten, den europaischen NATO-Mitglie-
dern frei Informationen zur Verfiigung zu stellen, An-
lafl zu ziemlich heftigen Auseinandersetzungen, die
wenig zu diplomatisch-freundschaftlichen Beziehun-
gen passen.

Zum ersten mal beklagten sich die westeuropéi-
schen Miilitareliten im zweiten Golfkrieg in der
Offentlichkeit {iber die selektive Datenweitergabe
der Vereinigten Staaten. Spatestens seitdem haben
die WEU-Mitglieder mit dem Test und dem Aufbau
von eigenen Satellitenaufklarungsfdhigkeiten be-
gonnen.

In der WEU wird die Bedeutung der Satellitenauf-
klarung zunehmen, schon weil die europdischen
Staaten im internen Machtkampf der NATO mehr
Druck auf die Vereinigten Staaten ausiiben wollen
und koénnen. Daruber hinaus soll durch GroBauftrage
die europaische Riistungsindustrie gestdarkt und un-
terstitzt werden.

Klopfen wir einmal die Begriindung der Bundesre-
gierung fir eine Satellitenaufklarung ahb:

Erstens. Das Wichtigste sei die Fahigkeit, ein ,ei-
genstandiges Lagebild” fiir die Krisenfritherkennung
zu gewinnen. Hier zeigt sich das ganze Dilemma der
deutschen Sicherheitsphilosophie, das Miftrauen ge-
genuber den sogenannten Partnern in der NATO.
Ironischerweise wirft die Bundesregierung den ame-
rikanischen Partnern vor, nach ihrem ,nationalen In-
teresse” zu handeln. Dabei ist die Bundesrepublik
selbst dabei, ihre ,nationalen Interessen” zu definie-
ren und ihre Politik danach auszurichten. Die Beto-
nung durch die Bundesregierung, daf} alles im Ver-
bund passieren soll, wirft allerdings die Frage auf,
warum zu den bestehenden Systemen noch ein
neues angeschafft werden soll.

Zweitens. Die Krisen, die die Bundeswehr mit Sa-
tellitenaufklarung ,frih" erkennen will, sind bereits
Konflikte in einem militarischen Stadium. Eine Krise
setzt jedoch frither als Ergebnis von gesellschaftlichen
Prozessen und Interessenkonflikten ein. Bei aller ver-
balen Erweiterung des Sicherheitsbegriffs durch
Bundesverteidigungsminister Volker Riihe reduziert
sich seine politische Wahrnehmung auf Krisen, die
sich bereits in einem militarischen Stadium befinden.
Wenn etwas mit Hilfe der Weltraumaufklarung er-
kennbar sein wird, dann sind es die ,Friherkennung
von Truppenbewegungen” oder ,Flachtlingshewe-
gungen”. SchlieBlich will sich die ,Festung Europa*“
schiitzen kdénnen. Mit diesem Projekt sollen wieder
Milliarden fir Militar verpulvert werden, wahrend
das Geld fir zivile Konfliktlésungsmechanismen
fehlt.

Drittens. Mit den anderen Begriindungen fiir die
Weltraumaufklarung befindet sich die Bundesregie-
rung im zeitgemaBen Trend: Risiken, wie Drogen-
handel, werden mit Satellitenaufklarung allerdings
damit kaum geldst werden. Auch den 6kologischen
Nutzen nennt die Bundesregierung gern zur Legiti-
mation in der Offentlichkeit. Allerdings benétigt man
dafiir keine militarische Weltraumaufklarung. Mit

diesen Scheinbegriindungen und den schénen Na-

men — Helios, Osiris — soll vom militarischen Charak-
ter der Aufklarung abgelenkt werden.

Viertens. Im Zusammenhang mit dem von den In-
dustriestaaten selbstproduzierten Risiko Proliferation
gewinnt die militarische Satellitenaufklarung im Ver-
bund mit Raketenabwehrsystemen eine prekare Be-
deutung. Ein Mitarbeiter der regierungsnahen Deut-
schen Gesellschaft fur Auswartige Politik bringt es
auf den Punkt: ,Rustungskontrolle und die Verhin-
derung der Weiterverbreitung von Massenvernich-
tungswaffen sind ohne leistungsfdhige Aufklarung
nicht durchfihrbar” - Klaus Becher, in: Internatio-
nale Politik 1/96: 43. DaB durch solche Uberlegungen
in der NATO leichtfertig Rustungskontrollabkommen
wie START II gefahrdet werden, hat jedoch keinen
EinfluB auf die Uberlegungen der Militartechnokra-
ten.

Der militarische Wert der Satellitenaufklarung ist
auBerst zweifelhaft. Verifikation kann auch mit den
schon vorhandenen Mitteln zufriedenstellend durch-
gefithrt werden. Auch nach Auswertung der Daten
aus dem Weltraum ist eine Uberpriifung vor Ort fiir
eine vollstandige Lageeinschatzung notwendig. Dar-
uber hinaus monopolisiert Raumaufklarung einen
begrenzten Ausschnitt der Informationen. Da die Ra-
stungskontrollabkommen darauf basieren, daB} fir
alle Seiten kontrollierbar sein muB, wie welche Infor-
mationen zustande kommen, kann durch die welt-
raumgestiitzte Aufklarung der auf Vertrauen basie-
rende Mechanismus ausgehebelt werden.

Ich méchte auf die Kostenfrage eingehen. Bislang
scheint unkalkulierbar zu sein, welche Kosten auf
den Steuerzahler zukommen. Die Bundesregierung
gesteht zu, daB wegen der Unbestimmtheit der Ko-
sten noch keine verlaBlichen, planerischen Angaben
zum Gesamtvorhaben zur Verfiigung stehen - Sach-
standsbericht Entwicklung eines zukinftigen euro-
paischen Aufklarungssystems, BMVg v. 8. 1. 1996.
Schatzungen in der Presse aus dem vorigen Jahr be-
laufen sich auf 25 bis 30 Milliarden DM. Die Beteili-
gung der Bundesrepublik belduft sich je nach Satellit
auf zwischen 10 und 50 Prozent. Trotz dieser Unklar-
heiten vereinbarte die Bundesregierung mit Frank-
reich die Kooperation bei der gemeinsamen Satelliten-
aufklarung. Angesichts der geringen Gelder, die fiir
cie zivile Konfliktlésung bereitgestellt werden und
angesichts der sozialen und haushaltspolitischen Pro-
bleme in der Bundesrepublik Deutschland ist der
Aufbau einer weltraumgestutzten Aufklarung unver-
antwortlich.

Die Bundesrepublik sollte sich im europaischen
und im transatlantischen Rahmen dafir einsetzen,
daBl die immensen Mittel sinnvoll zur Konfliktverhii-
tung und zur Unterstitzung des teuren Abrustungs-
prozesses ausgegeben werden.

Bernd Wilz, Parl. Staatssekretdr beim Bundesmi-
nister der Verteidigung: Voraussetzung fur eine wir-
kungsvolle deutsche Sicherheitspolitik ist die ganz-
heitliche Betrachtung politischer, wirtschaftlicher,
okologischer und militarischer Faktoren. Der dahin-
gehende ressortiibergreifende Informationsbedarf
der Bundesregierung ist unbestritten. Zur Deckung
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dieses Bedarfs ist Aufklarung unverzichtbar. Die
Fahigkeit, jederzeit eigenstdndig ein aktuelles und
verlaBliches Lagebild zu erstellen, ist eine Vorausset-
zung fir eine wirksame und gleichberechtigte Teil-
nahme eines souverdnen Staates an internationalen
Bemiihungen zur Starkung von Sicherheit und Stabi-
litat sowie zur Abwendung oder Bewaltigung von
Krisen und Konflikten.

Dieser Gesamtinformationsbedarf der Bundesre-
gierung ist nur durch den Verbund aller Moglichkei-
ten der Informationsgewinnung und -analyse zu dek-
ken. Die bisher verfligbaren Quellen zur Informati-
onsgewinnung erfiillen nicht mehr die erweiterten
Anforderungen an die Informationsgewinnung.

Ein satellitengestiitztes Aufkldrungssystem ist be-
sonders geeignet, die bisherigen Defizite in der Infor-
mationsgewinnung zu minimieren. Es gestattet ins-
besondere, weltweit ohne rechtliche Beschrankun-
gen zuverlassige und zeitgerechte Informationen zu
gewinnen. Die mit einem solchen System zu gewin-
nenden Erkenntnisse sind in dieser Form durch kein
anderes Aufklarungsmittel zu erreichen. Die Ent-
wicklungen der letzten Jahre zeigen im Bereich der
Nachrichtengewinnung und Aufkldrung eindeutig,
daB ein Abstiitzen ausschlieBlich auf zivile Mittel
nicht moglich ist.

Gerade ein raumgestiitztes Aufkldrungssystem ist
in der Lage, einen bedeutenden, unabhdngigen Bei-
trag zur Fritherkennung von Krisen zu leisten. Die
aus der Satellitenaufklarung gewonnenen Erkennt-
nisse liefern der politischen Fiihrung die Grundlagen
fur Entscheidungen im Rahmen der Krisenbewalti-
gung. Es ist damit eine wichtige Ergdnzung zu ande-
ren Informationsquellen.

Hinsichtlich der Uberwachung von Riistungskon-
troll- und Abristungsvertrdgen setzt die Bundesre-
gierung grundsdtzlich auf kooperative MaBnahmen.
Zu den vielen denkbaren Moglichkeiten des Einsatz-
spektrums der raumgestitzten Aufkldrung gehort
z. B. die Unterstiitzung und Begleitung von interna-
tionalen Abriistungsbemihungen und MaBnahmen
der Verifikation.

Die Realisierung eines raumgestitzten Aufkla-
rungssystems als rein nationale Lésung kommt allein
aus Kostengriinden nicht in Betracht. Die Bundesre-
gierung hat deshalb von Anfang an auf eine Koope-
ration mit Partnern gesetzt. Nach Abwéagung
verschiedener Realisierungsméglichkeiten haben
Deutschland und Frankreich auf dem Gipfel am
7. Dezember 1995 in Baden-Baden den Aufbau eines
gemeinsamen raumgestitzten Aufklarungsprogram-
mes beschlossen. Sie werden sich dafiir einsetzen,
daB das deutsch-franzosische Satellitensystem zu ge-
gebener Zeit durch eineuropdisches System abgelost
oder in ein europdisches System integriert wird.

Die Bundesrepublik setzt sich fiir eine européaische
Integration auf allen Ebenen ein, so auch bei der Si-
cherheits- und Verteidigungspolitik. Bei der raumge-
stiitzten Aufkldrung besteht jetzt eine weitere
Chance, dies in einem zukunftsweisenden Bereich
konkret werden zu lassen.

Die Entscheidung fir die deutsch-franzdsische Ko-
operation ist politisch, strategisch und industriepoli-
tisch von weitreichender Bedeutung. Um die euro-
paische und deutsche Industrie in einem Bereich der
Zukunftstechnologie zu starken, haben wir kein
schliisselfertiges amerikanisches System gekauft.
Damit tragen wir insbesondere auch zur Sicherung
und sogar zur Schaffung von Arbeitspldtzen bei.

Unsere Vorstellungen und Planungen verfolgen
rein defensive Ziele; die mit dem Antrag unterstellte
Schaffung einer ,Militarmacht WEU" ist nicht beab-
sichtigt, ja geradezu abwegig. Ein solches System
stellt fir kein anderes Land eine Bedrohung dar.
Vielmehr verbessert es die Fahigkeiten der europdi-
schen Staaten, eigenstdndig und unabhdngig Krisen
zu erkennen und lagegerecht zu reagieren,

Die Realisierung eines raumgestitzten Aufkla-
rungssystems bedeutet schlieBlich keinen Schritt zu
einem Wettriisten im All.

Zum einen beinhaltet das deutsch-franzésische
Abkommen das Angebot an die USA zur transatlanti-
schen Zusammenarbeit. Zum anderen kauft das
WEU-Auswertezentrum in Torrejon bereits heute un-
ter anderem Bilder aus russischen Quellen zur Lage-
bilderstellung. Ein Wettriisten im All 148t sich vor die-
sem Hintergrund tatsachlich nicht erkennen.

Zur Beteiligung an einem gemeinsamen System
raumgestiitzter Aufklarung mit Frankreich gibt es
keine Alternative. Wir wollen nicht neuartige milita-
rische Fahigkeiten schaffen, sondern die Vorausset-
zungen fir eine national eigenstandige Lagebeurtei-
lung verbessern. Damit legen wir die Grundlage fur
einen wirkungsvollen Beitrag zu internationaler Kon-
fliktpravention und Krisenbewadltigung. Aufkla-
rungssatelliten tragen nicht zur Konfrontation bei,
sondern sind wirkungsvolle Mittel zur Erganzung be-
stehender internationaler Mechanismen der Verifika-
tion.

Anlage 3

Zu Protokoll gegebene Reden
zu Tagesordnungspunkt 15
(Verringerung und Straffung von Bundesbehérden)

Dr. Theodor Waigel, Bundesminister der Finanzen:
An der Schwelle zum néchsten Jahrtausend geht es
um wichtige Weichenstellungen fiir Deutschland.
Wie risten wir den Standort Deutschland fiir die
kommenden Herausforderungen, die sich bereits
heute auf den immer globaler agierenden Giiter- und
Kapitalméarkten abzeichnen? Wie sichern wir eine dy-
namische Wirtschaft, die in einem sich beschleuni-
genden Strukturwandel ausreichend neue Arbeits-
platze schafft?

Der Gesellschaft geht nicht die Arbeit aus. Andere
Industrielander, wie beispielsweise die USA, bewei-
sen das Gegenteil. Der Gesellschaft geht erst dann
die Arbeit aus, wenn die Dynamik der Markte und
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der Wirtschaft zu sehr durch Regulierungen aller Art
gebremst wird. Nicht staatliche Eingriffe oder Um-
verteilung der vorhandenen Arbeit sind daher not-
wendig, sondern die Beschrankung des Staates auf
das Wesentliche und die Starkung der Wachstums-
krafte in unserer Gesellschaft. Wir brauchen eine
Neubestimmung des Verhaltnisses von Markt und
Staat ebenso wie die Riickbesinnung auf den Lei-
stungswillen und den Grindergeist jedes einzelnen.

Diese Aufgabe hat viel mit Finanz- und Wirt-
schaftspolitik zu tun, geht aber weit dariiber hinaus.
Fir den Beginn des nachsten Jahrtausends brauchen
wir ein , FitneBprogramm fur Deutschland”. Wir miis-
sen uberall Leistungshemmnisse beseitigen, Verkru-
stungen in der Gesellschaft durch innovative Politik
aufbrechen, die Eigenverantwortung ebenso wie Ge-
meinsinn und Solidaritat starken. Dieses notwendige
FitneBprogramm gehen wir an, mit der symmetri-
schen Finanzpolitik, der Ruckfiihrung von Staatsan-
teil, Defizit sowie der Steuer- und Abgabenlast bis
zum Jahr 2000, mit Reformen im Sozialsystem und
auf dem Arbeitsmarkt.

Zu diesem FitneBprogramm gehort auch die Euro-
paische Union und die dritte Stufe der Wahrungs-
union. Der Binnenmarkt und die Wahrungsunion
sind fir die exportorientierte deutsche Wirtschaft
eine Jahrhundertchance. Ohne die Verzerrungen der
Marktkrafte durch die Veradnderung der Wechsel-
kurse kann unsere Volkswirtschaft ihre Leistungsfa-
higkeit voll ausspielen — wenn wir gleichzeitig dafir
Sorge tragen, daB diese Leistungsfahigkeit erhalten
und moglichst noch verbessert wird.

Wir sparen deshalb nicht fiir Maastricht, sondern
fiir die Zukunft der Arbeit in Deutschland. Wissen-
schaft und internationale Erfahrung der letzten Jahre
stimmen tlberein: Ein den okonomischen Daten an-
gemessener Konsolidierungspfad schafft letztlich zu-
kunftssichere Arbeitsplatze. Wer diesen Zusammen-
hang leugnet und im Wahlkampf Arbeitsplatze ge-
gen Maastricht ausspielt, betreibt iible Bauernfange-
rei auf Kosten der Zukunft Deutschlands. SchlieBlich
muf} der Staat im Zeichen des ,schlanken Staates”
selber abspecken, sowohl um den Privaten zusatzli-
chen Spielraum zu eréffnen als auch um Handlungs-
freiheit fir diejenigen Staatsaufgaben zu erhalten
und noch zu starken, fur die wir auf Dauer verant-
wortlich sein werden.

Wir wollen weniger Regelungsdichte der Geselz-
gebung, mehr Freiraum fir private Initiative und
eine moderne, effiziente und kostengiinstige offentli-
che Verwaltung. Am 7. Februar hat die Bundesregie-
rung ein Programm zur Straffung und zum Abbau
von Bundesbehorden beschlossen. Es fafit eine Viel-
zahl von EinzelmafBnahmen zur Schliefung, Zusam-
menlegung und Personalverringerung von Einzelbe-
hoérden zusammen.

Der Bund steht mit einem solchen Vorhaben nicht
am Anfang. Bereits in den letzten Jahren wurde in
der Bundesverwaltung kraftig rationalisiert. Rund
100 Behorden und Dienststellen der zivilen Bundes-
verwaltung wurden bereits aufgelost. Der Personal-
stand des Bundes stieg von circa 300000 im Jahr
1989 auf 381 000 im Jahr 1992. Ende 1995 waren es

bereits wieder 325 000 Planstellen. Weitere 17 000
Stellen werden noch abgebaut.

Im Bereich des Finanzministeriums werden ein
Drittel der Amter der Bundesvermégensverwaltung
und etwa 20 Prozent der Hauptzollamter aufgelost.
Einzelne Oberbehorden sollen zusammengelegt wer-
den, zum Beispiel:

- Die Bundesanstalt fiir Arbeitsmedizin und die Bun-
desanstalt fiir Arbeitsschutz;

— Die Bundesanstalt fur Landeskunde und Raumord-
nung mit der Bundesbaudirektion;

— Die hoheitlichen Aufgaben beim Bundesamt fiir
Post und Telekommunikation mit dem Bundesamt
fiir Zulassung in der Telekommunikation;

- Die ostwissenschaftlichen Studieninstitute;
- Die Servicebereiche von Auslandsvertretungen;

— Das Bundesamt fur Zivilschutz mit der Akademie
fur Zivilschutz.

In anderen Verwaltungsbereichen wird der Perso-
nalbestand wesentlich reduziert. Zum Beispiel:

— beim Bundesamt fur Wehrtechnik und Beschaf-
fung;

— bei Bundeskassen und Bundeswehrkassen, die
verschmolzen werden;

— bei den Nachrichtendiensten;

— bei Aus- und Fortbildungseinrichtungen des Bun-
dOS;

- bei Forschungsanstalten im Bereich der Landwirt-
schaft.

Privatisierung und Privatfinanzierung ist vorgese-
hen bei:

- der Verwertungsstelle der Bundesmonopolverwal-
tung fiir Branntwein;

— Bundesamt fiir Sicherheit in der Informationstech-
nik;

— der deutschen Zentrale fiir Tourismus.

Quer Uber alle Verwaltungen hinweg wollen wir
strukturelle Verbesserungen vornehmen, zum Bei-
spiel:

- Organisations- und Aufgabentiberprifungen bei
den Ministerien zur Schaffung schlagkraftiger,
.schlanker” Strukturen;

— Abbau von Mischfinanzierungen im Forschungs-
bereich;

- Uberfithrung von Forschungseinrichtungen in pri-
vate Tragerschaft;

- Privatisierung von Servicebereichen in den Mi-
nisterien wie Druckereien, Fahrbereitschaft und so
weiter;

- Standardisierung der technischen Unterstiitzung
fur Querschnittsaufgaben, die in jeder Behorde an-
fallen, beispielsweise bei der Berechnung von
Reise- und Umzugskosten oder der Beihilfe.
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Wir priifen auch, wie das Haushaltsrecht flexibler
und effizienter eingesetzt werden kann. Der zentrale
Punkt ist die Herstellung von Kostentransparenz in
der Verwaltung. Wir werden mit Unterstiitzung
durch externe Fachleute ein System fiir eine standar-
disierte Kosten- und Leistungsrechnung fiir die Be-
horden des Bundes entwickeln. Ziel ist es, mit ver-
tretbarem Aufwand den Ressourcenverbrauch trans-
parent und - vor allem - vergleichbar zu machen.
Dies wird das KostenbewuBtsein der Bediensteten
entscheidend fordern.

Das Programm ist ehrgeizig. Es bricht mit vielen
lieb gewordenen Traditionen der Verwaltungspraxis.
Dennoch ist dieses Programm ein Baustein dafiir, un-
sere Verwaltungen insgesamt kostengunstiger,
schlagkréftiger und zukunftsfdhiger zu machen.

Der Haushalt erhélt eine ,Effizienzdividende”. Mit
der Umsetzung dieses Konzepts wird der Bundes-
haushalt mittelfristig um etwa 1 Milliarde DM pro
Jahr entlastet.

Bei der Umsetzung dieses Programms ist die Zu-
kunftsfdhigkeit aller Beteiligten gefordert. Die ersten
Reaktionen der letzten vier Wochen auf unseren Vor-
schlag zeigen ein aus anderen Bereichen bereits be-
kanntes Muster: Reformen, den Abbau von Birokra-
tie und Verwaltung will jeder, betrifft er aber eigene
Interessen, sieht das Meinungsbild schon ganz an-
ders aus. Ich appelliere an alle, hier iiber den persén-
lichen Tellerrand hinauszusehen. Wer Zukunftsfahig-
keit abstrakt fordert, muB auch bereit sein, sie fiir
sich selbst zu akzeptieren. Der schlanke Staat ist ein
zentrales Ziel. Er darf nicht nur Blaupause sein. Die
Umsetzung vollzieht sich in vielen Einzelschritten,
die erarbeitet und durchgesetzt werden miissen. Der
Staat wird nicht von alleine schlank. Fur ihn gilt das
gleiche wie fiir jede Schlankheitskur. Man muB sich
taglich neu tberwinden, um schlieBlich das Traum-
gewicht zu erreichen und dann auch zu halten.

Reiner Krziskewitz (CDU/CSU): Die Uberpriifung
von Wirtschaftlichkeit und Effizienz staatlichen Ver-
waltungshandelns ist ein unverduBerliches Recht,
aber auch eine ebensolche Pflicht eines jeden Parla-
ments. Umfang des Personalbestandes gehort ebenso
regelmaBig auf den Priifstand wie Férderinstrumente
und Subventionen.

Die Bundesregierung hat sich in der Koalitionsver-
einbarung mittelfristig das Ziel gesetzt, den Personal-
bestand in ihrem Bereich spiirbar zu verringern.

Man muB dieses Vorhaben von der Situation des
Jahres 1990, des Jahres der deutschen Wiederver-
einigung, verstehen. 1990/91 stand Deutschland vor
der gewaltigen Aufgabe, die Funktion der Bundes-
dienststellen und Ministerien nicht nur auf ein hinzu-
gekommenes Territorium von ca. 115 000 gkm zu_er-
weitern, sondern, was weit schwieriger war, eine vor-
handene, in Jahrzehnten einer véllig andersartigen
politischen, wirtschaftlichen, kulturellen und sozia-
len, zum Teil gegensétzlichen Entwicklung entstan-
dene Situation der ehemaligen DDR in ein ebenfalls
gewachsenes gefestigtes Gesamtsystem Bundesre-
publik Deutschland zu iiberfiihren.

Daneben waren die gewaltigen Anstrengungen
beim Aufbau der ostdeutschen Lénder die Hilfen fiir
die Kommunen und Gebietskérperschaften, die
Uberfithrung der Rentensysteme und anderes mehr
zu leisten.

Vor diesem Hintergrund nimmt sich das Anwach-
sen des Personalbestandes von ca. 300 000 im Jahr
1989 auf ca. 380 000 im Jahr 1992 keineswegs so ge-
waltig aus, wie es auf den ersten Blick erscheinen
mag. Dies mufl man beriicksichtigen, wenn man aus
dem Bericht der Bundesregierung entnimmt, daf
Ende 1995 der Personalbestand des Bundes auf ca.
325 000 Planstellen reduziert werden konnte.

Die Bundesregierung und die CDU/CSU-Fraktion
betrachten diese Aufgabenstellung keineswegs als
erledigt. Der seit iiber einem Jahr in der allgemeinen
Diskussion immer wieder verwendete Begriff vom
.schlanken Staat" sieht die fortwahrende Uberprii-
fung der Aufgabenstellungen fir die Behorden, ihrer
Orientierung auf noch mehr Effizienz und gréBere
Handlungsfdhigkeit, auch aufgrund der aligemeinen
Kassenlage, als eine Daueraufgabe an. Dieser Begriff
umfaBt die Zielstellung des Anliegens.

Dabei geht es nicht darum, sich in einem einmali-
gen Gesamtentwurf mit einem Schlag von kosten-
trachtigen Elementen zu befreien, sondern es geht
um ein schrittweises Vorgehen, ndmlich dort zu han-
deln, wo sich nach griindlicher Priifung ein Verdnde-
rungsbedarf zeigt. Das Streben nach einem schlan-
ken Staat ist also folgerichtig nur als Daueraufgabe
zu begreifen.

Der schlanke Staat darf auch kein kraftloses Ge-
bilde sein, sondern seine Leistungsfdhigkeit muf§
iiberpriift werden, und bei dieser Uberpriifung muf
entschieden werden, welche Aufgaben sich mittel-
oder langfristig effektiver und wirtschaftlicher auer-
halb des Staates lo6sen lassen.

Es gilt hier, einer verdnderten Landschaft auf dem
Gebiete der Nachrichten- und Informationstechnik,
ihrer Vernetzung, aber auch neuen Anforderungen
Rechnung zu tragen. Der Staat kommt hier an dem
Problem und der Herausforderung von Privatisierung
offentlicher Dienstleistungen nicht vorbei. Waren vor
100 Jahren Monopolstellungen des Staates z. B. auf
dem Gebiete bestimmter Transport- und Beférde-
rungsleistungen (sieche Bahn und Post), als unver-
zichtbar, ja, geradezu als ein Element staatlicher Au-
toritat angesehen, so haben wir mit den gerade in
diesem Bereich erfolgten Privatisierungsschritten
deutliche Signale gesetzt.

Die CDU/CSU-Fraktion fordert, auf diesem Weg
nicht stehen zu bleiben. Dabei geht es nicht darum,
daB sich der Staat seiner Verantwortung entledigt,
sondern die Frage, die wir beantworten miissen,
heiBt: Wie kann sich der Staat privatwirtschaftlicher
Konzeptionen bedienen, um seine Aufgabe noch wir-
kungsvoller 16sen zu kénnen?

Es liegt in der Natur der Dinge, daBl die Zustim-
mung zum Personalabbau im allgemeinen breiteste
Unterstiitzung erfahrt. Geht man aber konkret in die
Details, so ist das St.-Florian-Prinzip nicht weit. Das
trifft auf einzelne Behorden genauso wie auf Lander,
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Regionen und auch Wahlkreise zu. Jeder von uns
koénnte hier seinen eigenen, speziellen Beitrag lie-
fern.

Es ist verstdndlich, daBl viele Mafinahmen bei vie-
len Betroffenen Verunsicherung, Enttduschung, ja,
Sorge hervorrufen. Man darf auch keineswegs ver-
kennen, daB z. B. in strukturschwachen Regionen die
SchlieBung eines Bundeswehrstandortes oder eines
Forschungsinstitutes eine spiirbare Negativwirkung
im wirtschaftlichen Bereich dieser Region haben
kann. Dabei geht es nicht nur um die unmittelbar als
Beschaftigte Betroffenen, sondern es ist ein legitimes
Interesse der betroffenen Standorte, fiir die weitere
Entwicklung ihrer Region Sorge zu tragen.

Jeder der daran beteiligten Politiker steht im
Grunde genommen hier vor einem Konflikt, bei dem
es notwendig ist, verschiedene, oft gegensatzliche
Zielfunktionen in wenigstens partielle Ubereinstim-
mung zu bringen. Es wére fatal, wollte man all diese
MaBnahmen nur unter einem fiskalpolitischen
Aspekt betrachten.

Wir sind gut beraten, wenn wir bei aller Zielstre-
bigkeit diese Probleme auch mit grofem Einfiih-
lungsvermoégen in einer nachvollziehbaren und fiir
die Beteiligten verkraftbaren Schrittfolge gestalten.
Dabei wird es im konkreten Fall ohne eine spezielle
Hilfestellung nicht méglich sein, das Gesamtziel zu
realisieren.

Es gibt aber auch aus fachlichen Gesichtspunkten
Einschrdankungen, die es zu beachten gilt. Es existie-
ren kritische Untergrenzen, unter die eine bestimmte
Struktur nicht absinken darf, ohne entscheidend an
Effizienz, ja, an Arbeitsfahigkeit zu verlieren.

Lassen Sie mich hier nur an den Bereich der inne-
ren Sicherheit, der Kriminalitatsbekdmpfung und der
Justiz denken. Lassen Sie mich weiter den Bereich
der von einigen Ministerien getragenen Forschungs-
einrichtungen nennen. In beiden Problemkreisen
darf es ein Absinken unter eine kritische Grofie nicht
geben. Existierende Forschungseinrichtungen miis-
sen durch neue Formen von Beteiligungen und Pri-
vatisierungsméglichkeiten in die Lage versetzt wer-
den, auch nach ihrer Entlassung aus dem staatlichen
Bereich weiterhin forschend tétig zu sein. Das bei
den Bundesministerien angesiedelte Potential an
Forschungs- und Entwicklungsfachkréaften mufB fir
die deutsche Wissenschaft und die deutsche Wirt-
schaft erhalten bleiben.

Das Entscheidende hierbei ist fiir mich nicht, da8
sich dieses Potential unbedingt in den Stellenpléanen
des Bundes niederschlagen muB. Es ist wichtig, daB
der Bund bei der Entlassung von Einrichtungen aus
den Ministerien diese Institutionen nicht liquidiert,
sondern diese in andere wirtschaftsrechtliche Ver-
héltnisse Uberleitet und sie so weit begleitet, daB ihre
Arbeitsfahigkeit auch unter neuen rechtlichen und
wirtschaftlichen Formen erhalten bleibt. Wenn wir
das nicht schaffen, dann haben wir in der Debatte
um den Forschungsstandort Deutschland einen Ver-
lust zu beklagen.

Deshalb ist Personalabbau nur eine, wenn auch
wesentliche Seite des Vorhabens. Die Einfiihrung

neuer Techniken, neuer Organisationsformen, die
Moéglichkeit von Privatisierung und Teilprivatisie-
rung, auch in einem weitverstandenen Servicebe-
reich, sind andere unumgéngliche Elemente. Von be-
sonderem Interesse ist natiirlich die Arbeit des am
21. September 1995 konstituierten Sachverstandi-
genrates ,Schlanker Staat” in diesem Zusammen-
hang. Ich hoffe, daB wir in der néachsten Zeit einen
Zwischenbericht dieses Sachverstdndigenrates be-
kommen, der iiber den hier vorliegenden Bericht der
Bundesregierung, der ja nur von einer mittelfristigen
Zielstellung ausgeht, hinausweist.

Ich mochte dieser Debatte nicht vorgreifen, aber
ich mochte doch der Hoffnung Ausdruck geben, daB
der bevorstehende Umzug von Regierung und Parla-
ment nach Berlin auch als eine einzigartige Chance
begriffen und behandelt wird, zu einer breiten Reor-
ganisation von Behoérden und Verwaltung zu kom-
men. Nichts ware schlimmer, als wenn wir eine Ver-
mehrung der Verwaltung gleichsam durch eine Art
Zellteilung erreichen wiirden.

Ich méchte daran erinnern, dafi 1990/91 im Zuge
der Wiedervereinigung gerade die ostdeutschen Ab-
geordneten von vielen westdeutschen Kollegen sehr
oft die Hoffnung entgegengebracht bekamen, mit
der Gestaltung der Wiedervereinigung kénne es zu
einer Reorganisation und Straffung kommen. Wir
miussen heute feststellen, daB dies nicht der Fall war.
Es gab weder ausreichende Vorarbeiten, die die
neue gesamtdeutsche Situation beriicksichtigten,
noch war ausreichende Zeit dafiir vorhanden. Ich bin
der Ansicht, daB sich das mit dem bevorstehenden
Umzug nach Berlin anders verhdlt. Wir kénnen bei
allen Abstrichen heute von einer iiberschaubaren ge-
samtdeutschen Situation sprechen und auch der Zeit-
horizont ist als ausreichend zu bezeichnen.

Eine Madglichkeit, Verwaltung abzubauen oder zu
verschlanken, liegt naturlich auch beim Gesetzgeber.
Wenn ich richtig informiert bin, belduft sich die An-
zahl der geltenden Bundesgesetze auf knapp 2 000
zuziiglich etwa 3 000 Rechtsvorschriften, und das al-
les in allem manifestiert sich in etwa 85 000 Einzel-
vorschriften.

Die Vereinfachung der Gesetze, ihre grofere
Transparenz, die Reduzierung der Regelungsdichte
sind Aufgaben, die diesem Hohen Hause obliegen,
und wir missen leider feststellen, daB wir dieser
Funktion oft nicht gerecht werden.

Sicher ist dies eine Aufgabe, die nicht mittelfristig
zu lésen ist, und sie geht auch tber die zur Debatte
stehenden Ansétze hinaus. Trotzdem, glaube ich, ist
es notwendig, mufl dieser Komplex hier zumindest
genannt werden.

Die CDU/CSU-Fraktion schlagt die Uberweisung
der Vorlage an die entsprechenden Ausschiisse zur
differenzierten Beratung vor. Es wird nun in den
Haushaltsberatungen darauf ankommen, die einzel-
nen Schritte unter Beachtung aller Notwendigkeiten,
auch Einschrédnkungen zu gestalten. Ich meine, da-
mit wird auf uns alle, nicht nur auf die Kolleginnen
und Kollegen des Haushaltsausschusses, ein gehoéri-
ges Stiick Arbeit zukommen.
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Fritz Rudolf Kérper (SPD): Der Prasident des Rech-
nungshofs im damaligen vereinigten Wirtschaftsge-
biet hat dem Parlamentarischen Rat im Marz 1949 ein
Gutachten ,Grundsitzliches zum Aufbau der Bun-
desverwaltung” vorgelegt. Das liegt lange zuriick, ist
aber immer noch aktuell.

Zur Struktur von Regierung und Bundesverwal-
tung insgesamt enthielt das Gutachten folgende Aus-
sagen:

Die Zahl der Ministerien ist klein zu halten.

Die Ministerien selbst diirfen nicht zu umfangreich
sein. Thre Tatigkeit ist grundsdtzlich auf die eigentli-
che Ministerialarbeit (Gesetzgebung, Aufsicht, Pla-
nung, Grundsatzfragen) zu beschranken. ..

Alle nicht zur eigentlichen Ministerialarbeit geho-
rende Tatigkeit ist auf ,Bundesoberbehérden” zu
verlagern. Diese sind nach dem Grundsatz der De-
konzentration mit Entscheidungsbefugnissen zu ver-
sehen, unterstehen jedoch den Weisungen des Fach-
ministeriums.

Es dirfen nicht zu viele Oberbehérden errichtet
werden, es soll sich das politische Schwergewicht
nicht auf sie verschieben. ..

Die Entwicklung hat sich anders vollzogen. Der
heutige Zustand ist ein anderer, wir haben grofle Mi-
nisterien, die viel Verwaltungsarbeit wahrnehmen,
die eigentlich nicht in ein Ministerium gehoéren.
Auch an diesem Beispiel bewahrheitet sich die alte
Volksweisheit: Gut Ding will Weile haben.

Ich habe Zweifel, ob der Anlauf der Bundesregie-
rung gelingen wird, die Ministerien entsprechend zu
organisieren und auf ihre eigentlichen ministeriellen
Aufgaben zu begrenzen. Es wiirde mich jedenfalls
sehr lberraschen, wenn schon die Aufforderung an
die einzelnen Ressorts eine grundlegende Struktur-
reform — und dies in kurzer Zeit — hervorbringen
wiirde.

Wir haben mit unserem Antrag ,Modernisierung
der Bundesverwaliung als Projekt" einen anderen
Vorschlag unterbreitet. Dariiber haben wir bereits in
der vergangenen Woche debattiert.

Der unter Federfiihrung des Finanzministers ent-
standene Bericht legt das Schwergewicht auf Redu-
zierungen und Einsparungen. Allerdings kann und
sollte ein solches MafBinahmenbiindel sich nicht aus-
schlieBlich an der Haushaltslage orientieren.

Die Haushaltslage legt natiirlich die Frage offen,
inwieweit Personalkosten auch zu reduzieren sind.
Interessant ist aber, wenn man aus Ihrer Unterrich-
tung zwei Zahlen vergleicht. Zum einen stellen Sie
die Entwicklung der Gesamtbeschéftigtenzahl der
Bundesbediensteten von 381000 Planstellen im
Jahre 1992 auf 325 000 Planstellen im Jahre 1995 dar.
Im Vergleich dazu haben Sie den zivilen Personalbe-
stand der Bundeswehr aus Anla} der Truppenredu-
zierungen von rund 196 000 auf rund 137 000 Haus-
haltsstellen reduziert. Daf} heiBt, Ihre gesamte Perso-
nalreduzierung konzentriert sich weitgehend auf den
Bereich der Bundeswehr und somit auf die politi-

schen Folgen im Zuge der deutsch-deutschen Eini-
gung.

Von Konzeption kann hier meines Erachtens keine
Rede sein. Nein, gerade allzu deutlich wird es bei
den Bundesministerien. Da wachsen die Personal-
stellen in dem von Ihnen genannten Zeitraum von
1992 bis 1995 sogar noch an. Es ist auch schon etwas
merkwiirdig, daB die Bundesregierung ankiindigt,

das Personal der landwirtschaftlichen Forschungs--

einrichtungen innerhalb der nachsten 10 Jahre um
30 Prozent zu verringern.

Gleichzeitig wird aber im Bereich des Deutschen
Bundestages offensichtlich eine Anhérung vorge-
nommen, die die Effektivitat und Effizienz dieser Ein-
richtungen hinterfragt. Die Beantwortung dieser Fra-
gen miite meines Erachtens zuerst erfolgen, bevor
eine solche geplante Reduzierung konkretisiert wird.

Ich will nicht verhehlen, daB die Haushaltslage des
Bundes es nétig macht, auch Personalkosten zu sen-
ken. Anders ausgedriickt: Angesichts der katastro-
phalen Haushaltslage ist auch in der offentlichen
Verwaltung ein Sparprogramm notwendig, soweit
dadurch ihre Funktionsfdhigkeit nicht beeintrachtigt
wird.

Wir sind nicht bereit, einem Konzept iiber Perso-
nalabbau und Verringerung der Bundesbehérden
das Prddikat ,Modernisierung” zu verleihen. Unter
der ,Modermisierung” der é6ffentlichen Verwaltung
verstehen wir etwas ganz anderes als den bloBen
»Rationalisierungsdruck”, der ,durch knappe Fi-
nanzmittel und pauschale Stelleneinsparungen* ent-
steht. Modernisierung ist auch mehr als Privatisie-
rung oder die Streichung von Aufgaben.

Ich will ein paar Stichworte aufgreifen, die unsere
Vorstellungen von Modernisierung umreiflen:

Erstens: mehr Selbstorganisation und dezentrale
Verantwortung statt hierarchischer Verwaltungs-
strukturen.

Zweitens: Leistungs- und Kostenvergleiche zwi-
schen der offentlichen Verwaltung und der Wirt-
schaft sowie zwischen den Behérden auf der Grund-
lage moderner Formen des betriebswirtschaftlichen
Rechnungswesens.

Drittens: Aufgabenkritik, um stédndig zu priifen, ob
staatliche Aufgaben weiterhin wahrgenommen wer-
den sollen, ob sie besser anderen Stellen tibertragen
werden oder ob ihr Vollzug effizienter gestaltet wer-
den kann.

Viertens: ein modernes Personalmanagement auf
der Grundlage eines reformierten Beurteilungswe-
sens, eines flexiblen Laufbahnrechts, verbunden mit
Konzepten der Fort- und Weiterbildung.

Flinftens: die Besetzung von Fiihrungspositionen
im Leistungsbereich auf Zeit, um die Leistungs- und
Innovationsfdhigkeit der Verwaltung durch eine opti-
male Besetzung mit Fiihrungskrdften zu gewadhrlei-
sten.

Einige Begriffe wie Kosten- und Leistungsrech-
nung, Uberpriifung des Haushaltsrechts, Flexibilisie-
rung der Hierarchieebenen, Aufgabenkritik tauchen
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auch in Threm Bericht auf. Ihre Uberlegungen dazu
stecken aber - ich will es einmal so ausdriicken -
noch in den Kinderschuhen, weil Sie viel zu lange
gezogert haben, sich diesen Fragen iiberhaupt zuzu-
wenden. Jetzt, wo Sie dies tun, bleibt es bei einigen
Ansitzen und Pilotprojekten; ein Konzept mit Zielen
und Wegen zur Modermisierung sucht man verge-
bens.

Die bisherigen Erfahrungen mit Aktivitdten der
Bundesregierung auf dem Gebiet der Neuorganisa-
tion stimmen uns fiir die Zukunft nicht gerade opti-
mistisch. Als Beispiel nenne ich die Strukturdnde-
rungen im Zivilschutz, die gegen die Beschiftigten
und am Parlament vorbei vorgenommen wurden.
Das ist ein ganz wichtiger Gesichtspunkt, den die
Bundesregierung bisher vernachléssigt hat und of-
fenbar weiter vernachldssigen will: Eine Moderni-
sierung der Bundesverwaltung muB mit den Be-
schéftigten und nicht gegen sie bewerkstelligt wer-
den.

Vorgénge im Bundesamt fiir die Anerkennung aus-
landischer Flichtlinge lassen zumindest die Frage
aufkommen, ob bei der ins Auge gefaliten Reduzie-
rung des Personalstandes die Mitarbeiterinnen und
Mitarbeiter mit einbezogen worden sind. Denn unser
aller Ziel ist es wohl, daB die qualitative Arbeit unter
einer solchen Reduzierung nicht leiden darf.

Eine modeme Bundesverwaltung mufB auf breiter
Basis entwickelt werden. Wenn ich breite Basis
sage, dann meine ich die Einbeziehung von Betrof-
fenen, Fachleuten aller Ebenen, Personalvertretun-
gen und Gewerkschaften. Das braucht allerdings

einige Zeit und kann nicht im Hauruckverfahren

tiber die Bithne gehen. Daran scheint der Bundesre-
gierung aber angesichts der leeren Kassen und des
Wunsches, schnelle Einspareffekte zu erzielen, be-

sonders gelegen zu sein. Statt die Motivation der

Beschdftigten durch ihre Beteiligung zu férdern,
werden MaBnahmen verordnet. Das mag schneller
gehen. Der Erfolg wird jedoch méBig sein. Diese
Vorgehensweise vernachlassigt straflich, daB das
wichtigste Kapital des offentlichen Dienstes seine
Beschaéftigten sind.

Nach ,Entburokratisierung” und ,Deregulierung”
hat die Bundesregierung endlich eine Formulierung
gefunden, den ,schlanken Staat”. Dieser ,schlanke
Staat" soll nicht der bisherige, der gewohnte Staat
sein, er soll besser werden. Ich meine aber, er kénnte
auch weniger gut werden; er wird in jedem Fall an-
ders sein.

Entgegen diesem Trend will ich einmal die Gele-
genheit nutzen, eine Lanze fiir die groBte zivilisatori-
sche Errungenschaft zu brechen, ndmlich fiir die Bii-
rokratie, die mit ihrer VerlaBlichkeit, Berechenbar-
keit und Nachvollziehbarkeit erst den Weg zum
Rechtsstaat geebnet hat. DaB die biirokratische Vor-
gehensweise manchmal kleinlich wirkt und Zeit be-
ansprucht, zdhlt wenig gegeniiber ihrer einzigarti-
gen Fahigkeit, fir langfristige Gerechtigkeit im Ver-
héltnis zwischen Staat und Biirger zu sorgen, jeder-
manns Anspriiche nach gleichen Kriterien zu priifen
und zu bescheiden - allein nach Vorgabe der Ge-
setze und Vorschriften.

Das Wort Burokratie ist nie so richtig populér ge-
worden. Populdr geworden ist lediglich das Wort von
der unbilirokratischen Hilfe. Wir hier im Parlament
sollten Begriffe aber nicht nach ihrer Beliebtheit be-
setzen oder gar unsere Politik populistisch danach
ausrichten. Unsere Aufgabe wird es bei aller Moder-
nisierung bleiben, die rechtsstaatliche Biirokratie ef-
fektiver und effizienter zu machen. Anders ausge-
driickt: Wir sollten auch angesichts der leeren 6ffent-
lichen Kassen nicht der Versuchung unterliegen, die
offentliche Verwaltung einseitig als ldstigen Kosten-
faktor zu sehen, der so gering wie méglich gehalten
werden muBl. Ebensowenig ist die offentliche Ver-
waltung ausschlieBlich ein Servicebetrieb fiir unsere
Wirtschaft, auch wenn unserer Wirtschaft jede erfor-
derliche Unterstiitzung zuteil werden mu8.

Sehr viele Blrgerinnen und Biirger verbinden mit
unserem Offentlichen Dienst ungeachtet mancher
Maingel und Fehler des biirokratischen Betriebs im-
mer noch die Vorstellung von Gesetz und Recht.
Wire es anders, kime unser Rechtsstaat in Bedrang-
nis. Wir missen unsere 6ffentlichen Verwaltungen in
die Lage versetzen, Recht und Gesetz, das von den
Parlamenten beschlossen wird, biirgernah umzuset-
zen. Der Rechtsstaat ist ohne ein gesetz- und recht-
mdBig handelnde Verwaltung nicht lebensfdhig.
Auch daran sollten wir denken, wenn wir an die Mo-
dernisierung der 6ffentlichen Verwaltung gehen.

In ihrer Unterrichtung sprechen Sie auch die Orga-
nisationsstruktur der Ministerien im Zusammenhang
mit dem Umzug von Bonn nach Berlin an. Das beab-
sichtigte Ziel der Konzentration auf ministerielle und
somit Leitungsaufgaben ist richtig. Die Ministerien
werden aufgefordert, Pldne firr die nach dem Regie-
rungsumzug angstrebte Organisationsstruktur mit
der Aufteilung Berlin/Bonn vorzulegen.

Der Umzug - was wahrscheinlich ein einmaliges
Ereignis ist - sollte in der Tat als Chance begriffen
werden. Von der Regierung erwarten wir erstens
Steuern statt Rudern, zweitens Resultate statt Regu-
larien, drittens Autonomie statt Hierarchie, viertens
Motivation statt Alimentation.

In diesem Sinne sollte es eigentlich moéglich sein,
die Bundesverwaltung zu modernisieren im Sinne
von Effektivitdt und Effizienz, im Sinne von Dienstlei-
stung fir unsere Biirgerinnen und Biirger.

Dr. Max Stadler (FD.P): Einer der wichtigsten
Punkte der Koalitionvereinbarung betrifft die Steige-
rung der Effizienz der Bundesverwaltung, die Verrin-
gerung des Personalaufwandes und somit eine Sen-
kung der Kosten der 6ffentlichen Verwaltung. Ange-
sichts der Haushaltslage ist die Umsetzung dieses
Teils der Koalitionsvereinbarung unabdingbar. Darin
driickt sich aber nicht nur eine Reaktion auf die fi-
nanzielle Situation der o6ffentlichen Hand aus, son-
dern auch das richtige Grundprinzip vom ,schlanken
Staat”.

Dabei miissen viele MaBnahmen Hand in Hand ge-
hen. Wir brauchen eine Dienstrechtsreform. Der Ent-
wurf der Bundesregierung hierzu liegt vor und wird
im Plenum am néchsten Donnerstag debattiert wer-
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den. Dringend notwendig ist die innere Verwal-
tungsreform. Dazu hat die Sachverstdndigenkommis-
sion der Bundesregierung im Januar einen beach-
tenswerten Zwischenbericht vorgelegt.

Mehr geschehen muB noch im Bereich der Aufga-
benkritik, denn mit dem bloBen Personalabbau kann
es keinesfalls getan sein. Thm muf die Frage voran-
gestellt werden, welche Aufgaben der Staat in Zu-
kunft tatsdchlich noch selbst erfiillen muB und in
welchen Bereichen er sich Privater zur Erfiillung bis-
her offentlicher Aufgaben bedienen kann.

SchlieBlich ist der letzte Baustein zur Umsetzung
der Koalitionsvereinbarung die Anderung der Orga-
nisationsstruktur, wie sie sich in dem heute zur De-
batte stehenden BeschluBl der Bundesregierung dar-
stellt.

Die E.D.P.-Fraktion hat dazu - z. B. iiber ihre Ver-
treter im Haushaltsausschull ~ zahlreiche Anregun-
gen gegeben. Wir begriiien es ausdricklich, daB die
Bundesregierung mit dem genannten BeschluBl die
Initiative ergriffen hat.

Die MaBnahmen sind zum Teil schmerzhaft. Die
Préasenz von Bundesbehérden ist gerade in struktur-
schwachen Gebieten ein wichtiger Faktor fiir die re-
gionale Wirtschaft und den Arbeitsmarkt. Damit geht
es auch um regionale Strukturpolitik. Daher ist bei
der Festlegung der verbleibenden Standorte fiir Bun-
desbehérden mit sehr grofier Sorgfalt vorzugehen,
wie sich etwa am Beispiel der Bundesvermdgensver-
waltung mit den konkurrierenden Standorten Passau
und Landshut aufzeigen 1a8t. Das Grundprinzip der
Zusammenlegung von Amtern ist aber wegen der da-
mit verbundenen Kosteneinsparung zu unterstiitzen.

SchlieBlich kann die Aufrechterhaltung der Be-
schéftigtenzahl kein Selbstzweck sein. Wenn sich
Aufgaben verringern - wie etwa beim Bundesamt fir
die Anerkennung ausléndischer Flachtlinge -, muB
dies natiirlich personalwirtschaftliche Konsequenzen
haben.

Die im BeschluB der Bundesregierung angespro-
chenen Privatisierungsmafnahmen - z. B. im Bereich
der Bundesmonopolverwaltung fiir Branntwein -
werden von der ED.P. ausdriicklich begriifit.

Anzuregen wiére die Zusammenfassung des Ober-
bundesanwalts beim Bundesverwaltungsgericht mit
dem Generalbundesanwalt und dem Bundesdiszipli-
naranwalt zu einer Behorde.

Der von der Bundesregierung angekiindigte Perso-
nalabbau bei den Nachrichtendiensten gibt Gelegen-
heit, auch hier im Plenum des Deutschen Bundesta-
ges klarzustellen, daBl die Forderung von Biindnis 90/
Die Griinen nach einer Auflosung der Nachrichten-
dienste vollig verfehlt ist. Es wére aus rechtsstaatli-
chen Griinden unvertretbar, die Trennung von Nach-
richtendienst und Polizei aufzuheben. Deshalb kann
die richtige Forderung nur lauten, die Nachrichten-
dienste soweit zu verkleinern, wie dies die veran-
derte Bedrohungslage zuléBt, sie jedoch nicht génz-
lich aufzulésen.

GroBte Bedeutung messen wir der im BeschluB an-
gesprochenen Verbesserung der inneren Verwal-

tungsstruktur des Bundes zu. Wir ermuntern die Bun-
desregierung, die Vorschldge zur Mordernisierung
des Haushaltsrechts ziigig liber die bisher laufenden
Modellversuche hinaus umzusetzen. Durch Delega-
tion von Entscheidungsbefugnissen in diesem Be-
reich kann die Motivation der Mitarbeiter erhdht
werden. Kosteneinsparungen fiir die o6ffentliche
Hand sind als Folge zu erwarten.

Die von der Bundesregierung angesprochenen
MafBnahmen bei den 6ffentlichen Bauausgaben wer-
fen die alte Frage auf, warum denn wohl die 6ffentli-
che Hand regelmaBig teurer baut als ein Privatmann.
Dies darf kein Naturgesetz sein. Hier mufl wohl
schon mit Anderungen im Vergaberecht angesetzt
werden. Dieser Teil des Beschlusses der Bundesre-
gierung steht im ibrigen in enger Verbindung mit
MaBnahmen zur Korruptionsbekdmpfung, auf die
sich die Rechts- und Innenpolitiker der Koalition vor
kurzem verstdndigt haben.

Zuletzt sei noch daran erinnert, daB gerade der
Umzug nach Berlin eine hervorragende Chance fur
die Modernisierung der 6ffentlichen Verwaltung bie-
tet.

Insgesamt handelt es sich um ein sehr komplexes
Gebiet, bei dem auf den verschiedensten Feldern an-
gesetzt werden mufB. Der heute zu debattierende Be-
schluBl der Bundesregierung leistet dazu einen guten
Beitrag.

Dr. Antje Vollmer (BUNDNIS 90/DIE GRUNEN):
Heute veranstalten wir offenbar einen Probelauf fiir
die Debatte in der nachsten Woche, die dann in der
Kernzeit stattfinden wird. Der ,schlanke Staat" war
das erste groBe Regierungsversprechen fiir diese Le-
gislaturperiode. Nun haben wir zwar immer noch
keinen Gesetzentwurf vor uns liegen, aber doch im-
merhin eine Aufzdhlung vieler unterschiedlicher
Vorhaben und MaBnahmen.

Man kann das begriiBen, wenn die Regierung
selbst im eigenen Verantwortungsbereich mit gutem
Beispiel voranzugehen bereit ist, fiir das, was man
insgesamt fiir die groBe Modernisierungs- und Re-
formphase der 6ffentlichen Verwaltung vorhat. Tat-
sdchlich wére es begriiBenswert, wenn man an kon-
kreten Beispielen nachvollziehen kénnte, was die Re-
gierung eigentlich will, welche Methoden und Stra-
tegien sie vorschlédgt. So ist also zu erwarten, dafl die
Regierung am Anfang in ein paar kurzen Sitzen er-
klart, was sie antreibt und wohin sie will.

Wenn ich aber hingucke, so lese ich dazu folgen-
des: Zitat: Die bisherigen Aufgaben miissen wirt-
schaftlicher und damit mit weniger Personalaufwand
wahrgenommen werden.

Hier setzt schon meine erste Frage ein: Geht es
wirklich um die bisherigen Aufgaben? Status quo mi-
nus ein bichen da, ein biichen dort? Oder geht es
nicht vielmehr um eine Neubestimmung staatlicher
Aufgaben?

Ich habe eine Reformdebatte immer so verstanden,
daB alles auf dem Priifstand steht, zum Beispiel auch
der Aufgabenkatalog. Wenn ich nach dem Aufga-
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benkatalog frage, so frage ich auch danach: Was muf}
der Staat unbedingt tun, was koénnen die Bilrger
selbst, und was muB der Staat vielleicht neu tun, was
er in der Vergangenheit vernachlassigt hat? Zu all
diesen Fragen finden wir in der Unterrichtung kein
Wort.

Die bisherigen Aufgaben sollen, so lesen wir, wirt-
schaftlicher gestaltet werden. Wir gehen wohl nicht
allzu fehl in der Interpretation, wenn mit diesem
«wirtschaftlicher” vor allen Dingen preisgiinstiger
gemeint ist. In diese Richtung deutet auch die immer
wiederkehrende Interpretation, dafl der schlanke
Staat deswegen diskutiert werden muB, weil die 6f-
fentlichen Finanzen knapp geworden sind. Nun weil}
ja jeder: Knappe Kassen konnen auch ein guter pad-
agogischer Lehrmeister sein. Niemand bestreitet das.
Die wachsende offentliche Armut ist ein Teil der
hochst aktuellen modernen Staatsproblematik.

Die andere Seite aber, und die hat mehr mit einer
modernen Reformdebatte zu tun, lieBe sich eher mit
der Frage umschreiben: Was heiBit eigentlich staatli-
che Dienstleistung angesichts der dritten industriel-
len Revolution der modernen Informationstechniken?
Sind diese Informationstechniken nur ein Mittel zur
Effizienzsteigerung, oder bedeutet sie nicht einen
viel tiefgreifenderen Eingriff in staatliches Handeln
und damit in die Demokratiefragen?

Die dritte Auskunft, die der kurze Einleitungstext
bringt, heiBit: Die wirtschaftlichere Bewiltigung der
bisherigen Aufgaben soll mit weniger Personalauf-
wand betrieben werden.

Das ist nun klar und eindeutig und zur Begriin-
dung folgen dann auch die entsprechenden Zahlen,
namlich daB die Zahl der Bediensteten im o&ffentli-
chen Dienst ab 1989 um fast ein Drittel der Vorjahre
gestiegen sei, daBl die bisherigen globalen Stellen-
kiirzungen noch nicht ausreichen und so weiter und
so weiter.

Hierzu wiederhole ich, was ich schon in der letzten
Debatte gesagt habe: Wer Reformvorhaben mit dem
Primat der Stellenkiirzung beginnt, schafft sich die
groftmogliche Zahl an Gegnern und wird vermutlich
scheitern. So wird auch immer deutlicher, daBl die
Bundesregierung das Ziel der Verschlankung des
Staates nicht durch eine leitende Grundidee, sondern
durch zuvor von oben festgelegte Kiirzungsvor-
schldge zu diktieren versucht. Das kann nicht gutge-
hen.

Aktuelles Beispiel: Der Umgang mit den Beschaéf-
tigten im Bundesamt fiir die Anerkennung ausldandi-
scher Fliichtlinge. Wie in der Zeitung zu lesen, soll
der Prasident Druck auf seine Mitarbeiter ausgeiibt
haben, zahllose Uberstunden zu machen, um die An-
hérungszeiten der Flichtlinge zu minimieren. Der
Hintergrund ist, daB ein knappes Drittel der Stellen
noch in diesem Jahr wegfallen soll, ohne daB eine Re-
form der Arbeitsstrukturen damit verbunden wurde.
Das Ergebnis: Die Beschiéftigten gingen auf die Barri-
kaden. So stellen wir uns die Verwaltungsreform je-
denfalls nicht vor.

Unseren Vorschlag kennen Sie: Die groBe Chance
der duBeren Mobilitdt im Zusammenhang mit dem

Umzug sollen Sie nutzen fiir die innere Mobilitatsbe-
reitschaft, die bei den Beschéftigten vorhanden ist.
Diesen groBen Hebel fir die Reform haben Sie ge-
rade mal im zweiten und dritten Unterpunkt ihres
letzten Abschnittes erwahnt. Was dort steht, 148t eher
miBtrauisch werden. Gerade dort lassen Sie viele Fra-
gen offen.

Wie also lauten Thre Vorstellungen zur Neuorgani-
sation der Bundesministerien? Was wollen Sie wo
konzentrieren? ,Zentrale Ergebnisdokumentation®”
durch den Bundesfinanzminister, lesen wir. Ist das
nicht die origindre Aufgabe des Bundesministers des
Innern, Herrn Kanther?

Und dann - dieser Satz nimmt einen groflen An-
lauf - : Die Bundesregierung strebt an, fiir die Neuor-
ganisation der Ministerien anldBlich des Regierungs-
umzuges optimale, ich wiederhole: optimale Struktu-
ren zu schaffen. Dann unterrichten Sie uns Uber Pi-
lotprojekte, bei denen Sie die Privatisierungsmdglich-
keiten von ,Fahrbereitschaft, Pfértnern, Hausdien-
sten, Botendiensten, Reinigungsdiensten untersu-
chen” wollen. Bei den einfachsten Tatigkeiten wer-
den Sie konkret. Das Geheimnis der Reform bei dem
Umzug liegt aber gerade in der Neustrukturierung
der oberen Ebenen, der Auflésung von Unterabtei-
lungen, der Starkung der Referate und der Zusam-
menlegung von Fihrungstétigkeiten.

Fir diese, die entscheidenden und kostentrachti-
gen Funktionen, finden wir nicht einmal Absichtser-
kldarungen.

Alles in allem habe ich folgenden Eindruck: Die
Bundesregierung ist zu resigniert und amtsmiide, um
wirklich eine groBe Reform zu wagen. Sie diktiert
teils von oben mittels Streichungsvorschldgen und
vorgeschriebenen Kiirzungsprozenten. Sie baut ab
oder legt zusammen, was sowieso die Zeitldufte erle-
digt haben. Sie 148t das wichtigste Instrument fiir die
Reform, den Umzug nach Berlin, der Sache nach fast
unbenutzt. So wird es nichts.

Fortsetzung ndchste Woche.

Maritta Bottcher (PDS): Die Verringerung und
Straffung der Bundesbehérden muB sich einreihen in
eine ganzheitliche Reform der o6ffentlichen Verwal-
tung, an der die Mitarbeiter aktiv beteiligt werden
miissen.

Der Parlamentarische Staatssekretir beim BMI,
Herr Dr. Waffenschmidt, sagte in der Debatte am
1. Mérz zu Frau Vollmer und Herrn Kérper: , Wir kén-
nen nur zusammenarbeiten, wenn wir wenigstens
zur Kenntnis nehmen, was wir schon alles gemacht
haben und machen.”

Ich habe zur Kenntnis genommen, daB} z. B. durch
die Zusammenlegung von zwei Ministerien zum
Bundesministerium fiir Familie, Senioren, Frauen
und Jugend Einsparungen von ganzen sieben Stel-
len zu verzeichnen sind. Das ist eine ,stolze Lei-
stung”, wenn ich dagegen sehe, mit welchen Aufga-
ben die Kommunen vor Ort betraut sind, wofiir kaum
Personal zur Verfiigung steht.
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Viele Kommunen sind in der Praxis bedeutend
weiter als die Bundesverwaltung im Denken. Soll die
Verwaltung insgesamt leistungsféhiger, transparen-
ter und effektiver werden, muB sie in ihren Ablaufen
vereinfacht werden. Das schafft auch mehr Biirger-
ndhe. So gesehen ist die Politik dafiir verantwortlich,
daB der Staat so aufgebléht ist.

Zu einem schlanken Staat gehért nicht nur Perso-
nalabbau, sondern auch Begrenzung der Vorschrif-
tenflut. Personalmanagement im offentlichen Dienst
heiit eben auch, bestimmte ausfithrende Verwal-
tungsaufgaben den Landern und Kommunen zu
uUbertragen. Der offentliche Dienst kann nur so gut
sein, wie es die gesetzlichen Vorgaben sind. Deshalb
ist es dringend erforderlich, mehr Verantwortung
auch auf die unteren Ebenen zu verlagern. Frei-
raume mussen geschaffen werden, damit als richtig
erkannte Projekte auch in eigener Regie realisiert
werden kénnen, ohne sich standig absichern zu miis-
sen.

Wir brauchen eine neue demokratische Verwal-
tungskultur, d. h. einen Staat, der sozial verantwort-
lich handelt. Spatestens an diesem Punkt kommen
mir die groften Zweifel, wenn ich in der Unterrich-
tung unter dem Punkt II.1 lese, ,das Personal des
Bundesamtes fiir die Anerkennung ausldndischer
Fluchtlinge wird deutlich reduziert”. Das ist unge-
heuerlich in Anbetracht dessen, dal bereits jetzt kein
Nachkommen bei der Asylantragspriiffung zu ver-
zeichnen ist. Das soll nun auch noch so gelost wer-
den, daB die dortigen Mitarbeiterinnen und Mitarbei-
ter unter massiven Druck gesetzt werden, um die An-
tragsflut — oder besser gesagt: 50 000 sog. Altfalle -
binnen kiirzester Frist zu erledigen. Das soll soziale
und rechtsstaatliche Qualitdtsarbeit einer o6ffentli-
chen Verwaltung sein? — Da gibt auch die Antwort
der Bundesregierung auf die Kleine Anfrage von
Matthias Berninger nichts her. Wie hoch wird wohl
der Preis sein, den manche Antragsteller zu zahlen
haben? Das ist ein politischer Skandal!

Um keine MiBverstdndnisse aufkommen zu lassen:
Eine Verringerung und Straffung der Bundesbehor-
den halten wir fur dringend geboten. Es ist nur nicht
nachvollziehbar, warum nicht endlich ein Gesamt-
Reformkonzept der Verwaltung auf den Tisch kommt
und mit Hilfe aller Seiten diskutiert und umgesetzt
wird. Statt dessen ist immer nur Stiickwerk angesagt.
Fehlende Transparenz auf diesem Gebiet tut das
Ihre.

Unter den Einrichtungen, die kiinftig aufgeldst, zu-
sammengelegt oder neustrukturiert werden sollen,
sind nicht wenige, die zu Lasten der Qualitat der
Aufgaben gehen, z.B. die Bundesmonopolverwal-
tung fur Branntwein. Wenn die Verwertung privati-
siert wird, ist das fast wie eine Lizenz zum Gelddruk-
ken. Oder nehmen wir die AuBenstelle des Bundes-
amtes fiir Giiterverkehr. In Anbetracht dessen, daB
die Bahn privatisiert ist und der Giiterverkehr ohne-
hin zuriickgegangen ist, stellt sich die Frage, was
dort Giberhaupt gemacht wird.

Wenn man sich das alles genau anguckt und auch
noch die Debatte aus der letzten Sitzungswoche im
Ohr hat, wird deutlich: Es gibt kein Konzept. Hier ein

biBchen, da ein bifchen und gegenseitige Schuldzu-
weisungen - das ist das, was sichtbar und spiirbar ist.

Der von der Bundesregierung eingesetzte Sachver-
stdndigenrat ,Schlanker Staat” ist nicht die geeig-
nete Losung. Er hat ja auch keinerlei Kompetenzen.
Es ist dringend erforderlich, anhand von Effektivi-
tdtsanalysen der Bundesbehérden ein Gesamtkon-
zept zur Modernisierung der 6ffentlichen Verwaltung
gemeinsam mit Experten auf diesem Gebiet und den
Betroffenen durchzusetzen. Die Einsetzung eines
selbstandigen Modernisierungsstabes, wie ihn Herr
Koérper vorgeschlagen hat, sollte endlich umgesetzt
werden.

Oberstes Ziel der Reform muB eine ziel- und ergeb-
nisorientierte Verwaltung sein. Straffung und Be-
schleunigung der Verwaltungsabldufe sowie groBere
Wirtschaftlichkeit miissen im Mittelpunkt aller Re-
formiiberlegungen stehen. Die Handlungsvorschlage
zur Modernisierung der Verwaltung diirfen nicht un-
ter dem Druck der leeren Kassen, sondern aus-
schlieBlich unter kunden - und leistungsorientierten
Gesichtspunkten verwirklicht werden.

Anlage 4

Amtliche Mitteilungen

Der Bundesrat hat in seiner 694. Sitzung am
1. Marz 1996 beschlossen, den nachstehenden Geset-
zen zuzustimmen bzw. einen Antrag gemal § 77
Abs. 2 GG nicht zu stellen:

- Zweites Geselz zur Anderung des Betiubungsmittelgesetzes
(Zweites BtMG-Anderungsgesetz - 2. BtMG-AndG)

— Zweites Gesetz zur Anderung des Asylverfahrensgesetzes

- Gesetz zur Anderung des Gesetzes iiber die Errichtung ei-
nes Umweltbundesamtes

- Gesetz zu dem Ubereinkommen vom 29. Juni 1994 {iber die
Zusammenarbeit zum Schutz und zur vertrdaglichen Nutzung
der Donau (Donauschutziibereinkommen)

~ Gesetz zu dem Internationalen Kakao-Ubereinkommen von
1993

- Gesetz zu dem Abkommen vom 19. Juni 1995 zwischen der
Bundesrepublik Deutschland und der Republik Indien zur
Vermeidung der Doppelbesteuerung auf dem Gebiet der
Steuern vom Einkommen und vom Vermégen

- Gesetz zu dem Abkommen vom 3. Juli 1995 zwischen der
Bundesrepublik Deutschland und der Ukraine zur Vermei-
dung der Doppelbesteuerung auf dem Gebiet der Steuern
vom Einkommen und vom Vermégen

- Gesetz zu dem Abkommen vom 9. April 1995 zwischen der
Bundesrepublik Deutschland und den Vereinigten Arabi-
schen Emiraten zur Vermeidung der Doppelbesteuerung
auf dem Gebiet der Steuern vomn Einkommen und vom Ver-
mogen und zur Belegung der wirtschaitlichen Beziehungen

— Gesetz zu dem Abkommen vom 8. Februar 1995 zwischen
der Bundesrepublik Deutschland und der Republik Vene-
zuela zur Vermeidung der Doppelbesteuerung auf dem Ge-
biet der Steuern vom Einkommen und vom Vermégen

- Gesetz zu dem Beschlui des Obersten Rates des Europai-
schen Hochschulinstituts Nr. 8/93 vom 2. Dezember 1993
und zu dem Beschlufl der Stindigen Kommission von Euro-
control vom 28. Oktober 1994
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- Gesetz zu dem Abkommen vom 20. Dezember 1994 zwi-
schen der Regierung der Bundesrepublik Deutschland und
der Regierung der Republik Estland iiber die Seeschiffahrt

- Gesetz zu dem Abkommen vom 25. Juni 1993 zwischen der
Regierung der Bundesrepublik Deutschland und der Regie-
rung der Republik Georgien iiber die Binnenschiffahrt

- Gesetz zu dem Ubereinkommen vom 6. November 1992 {iber
den Beitritt der Griechischen Republik zu dem Schengener
Ubereinkommen vom 19. Juni 1990 (Gesetz zum Beitritt der
Griechischen Republik zum Schengener Ubereinkommen)

Die Vorsitzenden folgender Ausschiisse haben mit-
geteilt, dal der Ausschufl gemas § 80 Abs. 3 Satz 2
der Geschéftsordnung von einer Berichterstattung zu
den nachstehenden Vorlagen absieht:

Innenausschufi
— Drucksachen 13/2520, 13/2790 Nr. 2

Rechtsausschufi
— Drucksachen 13/875,13/1233 Nr. 1.3

Die Vorsitzenden der folgenden Ausschiisse haben
mitgeteilt, daB der Ausschufl die nachstehenden EU-
Vorlagen bzw. Unterrichtungen durch das Europaéi-
sche Parlament zur Kenntnis genommen oder von ei-
ner Beratung abgesehen hat:

Innenausschufl

Drucksache 13/2804 Nr. 2.7
Drucksache 13/3117 Nr. 1.2
Drucksache 13/3117Nr. 2.10
Drucksache 13/3286 Nr. 1.5
Drucksache 13/3286 Nr. 1.6
Drucksache 13/3286 Nr. 2.2

Finanzausschuf§
Drucksache 13/3286 Nr. 2.23
Drucksache 13/3286 Nr. 3.1

Ausschus fiir Wirtschaft

Drucksache 13/2494 Nr. 1.16
Drucksache 13/3117 Nr. 2.
Drucksache 13/3182 Nr. 1.
Drucksache 13/3529 Nr. 1.
Drucksache 13/3529Nr. 1.
Drucksache 13/3529Nr. 1.
Drucksache 13/3529Nr. 1.
Drucksache 13/3529 Nr. 1.
Drucksache 13/3529Nr. 1.13

AusschuB fiir Erndhrung, Landwirtschaft und Forsten
Drucksache 13/3529Nr. 1.17

Drucksache 13/218 Nmn. 58, 64-70, 74-77, 79-80, 83
Drucksache 13/1614 Nrn. 2.1, 2.3-2.5,2.7,2.16
Drucksache 13/1898 Nrn. 2.1, 2.2

Drucksache 13/2306 Nrn. 2.5, 2.9, 2.14, 2.17, 2.35, 2.38,
2.39, 2.44, 2.58, 2.64, 2.66, 2.69, 2.72, 2.77,2.79, 2.81, 2.82,
2.87,2.97,2.98,2.100

Drucksache 13/2494 Nmn. 1.17,1.18, 1.22,1.23
Drucksache 13/2674 Nrn. 2.4, 2.8-2.10, 2.17, 2.27, 2.28,
2.31,2.39

Drucksache 13/2988 Nr. 1.21

Drucksache 13/3117Nrn. 2.15, 2.30, 2.32

Drucksache 13/3286 Nrn. 2.4-2.6, 2.10, 2.19, 2.20, 2.24
Drucksache 13/3790Nr. 2.8

Drucksache 13/3529Nr. 1.14

Drucksache 13/3529Nr. 1.17

Drucksache 13/2306 Nrn. 21.5, 271, 286

Ausschufl fiir Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicher-
heit

Drucksache 13/2306 Nr. 2.30

Drucksache 13/2988 Nr. 1.24

Drucksache 13/3286 Nr. 2.25

— e OO - W

[ )

Druck: Bonner Universitats-Buchdruckerei, 53113 Bonn
Vertrieb: Bundesanzeiger Verlagsgesellschaft mbH, Postfach 13 20, 53003 Bonn, Telefon: 02 28/3 82 08 40, Telefax: 02 28/3 82 08 44

ISSN 0720-7980

(©)

(D)



	93. Sitzung
	Bonn, Freitag, den 8. März 1996
	Inhalt

	Redetext

	Anlagen zum Stenographischen Bericht

	Anlage 1
	Anlage 2
	Anlage 3




